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Antrag der Kommission
Eintreten auf den Beschlussentwurf und den Gesetzent-
wurf

Antrag Dürrenmatt
Bundesgesetz
Nichteintreten

Antrag Bonnard
Bundesgesetz
Rückweisung des Gesetzentwurfes an die Kommission mit
dem Auftrag, einen neuen Entwurf auszuarbeiten, der drei
mögliche Lösungen enthält, nämlich eine Fristenlösung,
eine Indikationenlösung mit und eine Indikationenlösung
ohne soziale Indikation, und der die Kantone ermächtigt,
eine von diesen Lösungen auszuwählen.

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles de l'arrêté fédéral et
de la loi

Proposition Dürrenmatt

Loi fédérale
Ne pas entrer en matière

Proposition Bonnard
Loi fédérale
Renvoi du projet de loi à la commission avec mission
d'élaborer un nouveau projet réglementant trois solutions
possibles, une solution des délais, une solution des indi-
cations avec l'indication sociale, une solution des indica-
tions sans l'indication sociale, et contenant une disposi-
tion autorisant les cantons à choisir entre l'une ou l'autre
de ces trois solutions.

Frau Lang, Berichterstatterin der Mehrheit: Mit dem Volks-
begehren vom I.Dezember 1971 für die Straflösigkeit der
Schwangerschaftsunterbrechung wurde auch in unserem
Lande die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsab-
bruchs zur Frage gestellt. Der Bundesrat setzte eine Ex-
pertenkommission ein unter der Leitung von Herrn Profes-
sor Schultz zur Behandlung des gesamten Fragenkomple-
xes und führte anschliessend ein Vernehmlassungsverfah-
ren durch über die von der Expertenkommission ausgear-
beiteten drei Modellvorschläge. Diese Vorarbeiten nahmen
einige Zeit in Anspruch, so dass wir gezwungen waren, die
uns üblicherweise zustehende dreijährige Frist für die Be-
handlung eines Volksbegehrens in den eidgenössischen

Räten am 11. Dezember 1973 um ein Jahr zu verlängern.
Wir haben somit das Geschäft bis zum 30. November die-
ses Jahres in beiden Räten abschliessend zu behandeln.
Unter diesem Zeitdruck haben Sie unsere Kommission
schon im Dezember 1973 beistellt, obwohl noch keine Bot-
schaft des Bundesrates vorag, in der Meinung, dass die
Kommission einige Vorarbeiten treffen und sich mit der
Problemstellung um den ttchwangerschaftsabbruch ver-
traut machen könne. Diesem Auftrag sind wir nachgekom-
men, und wir haben im Mai 1974 Experten verschiedentli-
cher Auffassungen angehör. Vertreten waren die Initian-
ten für das Volksbegehren «straflose Schwangerschaftsun-
terbrechung» und der Petition «Ja zum Leben» sowie auch
Gynäkologen, Psychiater, Juristen, Theologen und Philoso-
phen. Ausserdem hatten wir Gelegenheit, uns über die
Aufgaben und die Arbeitsweise von gut ausgebauten Bera-
tungsstellen zu orientieren a.n den Modellen des sozialme-
dizinischen Dienstes der Basler Universitätsfrauenklinik
sowie auch derjenigen der Universitätsklinik Genf.

Nachdem die Botschaft des Bundesrates dann am 30. Sep-
tember 1974 vorlag, konnten wir unsere Beratungen auf-
nehmen, die uns während drei weiteren Sitzungen be-
schäftigt haben. Ich darf feststellen, dass wir bemüht wa-
ren, den gesamten Probleimkreis um den Schwanger-
schaftsabbruch umfassend 2:u betrachten, wobei uns Herr
Professor Schultz als Präsident der seinerzeitigen Exper-
tenkommission und Herr Professor Voyame, der Direktor
der eidgenössischen Justizabteilung mit seinen Mitarbei-
tern, für die Beratungen zur Verfügung standen. Bei dieser
Gelegenheit ist es auch am Platze, wenn wir Herrn Bun-
desrat Brugger einen Dank dafür aussprechen, dass er es
übernommen hat, in seinem Präsidialjahr die mehrheitliche
Auffassung des Bundesrats zu vertreten; er hat mit seiner
loyalen Haltung und seinen sachlichen Ausführungen we-
sentlich zu einem fair geführten Meinungsstreit in der
Kommission beigetragen hat Ich darf ausserdem festhalten,
dass trotz der emotioneilen Motivierung der Auffassungen
unseren Beratungen die Achtung vor der Meinung des
anderen zugrundelag, und ich nehme an, dass unsere heu-
te beginnende Debatte ebenfalls diesen Grundsatz respek-
tieren kann.

Bei der Diskussion um die bundesrätliche Vorlage lagen
der Kommission grundsätzlich nochmals die von der Ex-
pertenkommission ausgearbeiteten Modellvorschläge zur
Auswahl vor. Das sind diei Indikationenlösung, die vom
Bundesrat vorgeschlagene erweiterte Indikationenlösung,
die auch die soziale Notlage als Indikationsgrund aner-
kennt, sowie die sogenannte Fristenlösung, welche den
Abbruch der Schwangerschaft innert der ersten zwölf Wo-
chen als straffrei erklärt. Der mehrheitliche Entscheid für
die Regelung der Fristenlösung mit dem Stimmenverhält-
nis 12:11 kam erst zustande, nachdem der Vorschlag des
Bundesrates auf die praktische Anwendung hin gründlich
überprüft wurde.
Die gesamte Minderheit konnte sich auf den Vorschlag
einer Indikationenlösung einigen, und weil wir bei dem
vorgenannten Stimmenverhältnis zweifellos sowohl thema-
tisch wie auch stärkemässjg von einer grundsätzlichen
Minderheit sprechen dürfen, ist die Minderheit in unserer
Debatte nach Artikel 20 unseres Geschäftsreglementes mit
eigenen Sprechern vertreten.

Zurzeit regelt das Gesetz die Strafbestimmungen bei einer
Unterbrechung der Schwangerschaft in den Artikeln 118
bis 121 des Strafgesetzbuches. Die Schwangere, die ihre
Frucht abtreibt, wird mit Gefängnis bestraft, wer eine Ab-
treibung vornimmt oder Hilfa leistet, mit Zuchthaus bis zu
fünf Jahren oder Gefängnis. Dagegen lässt das Gesetz den
straflosen Schwangerschaflsabbruch aus medizinischen
Gründen zu, also wenn eine unmittelbare, nicht anders
abwendbare Lebensgefahr oder grosse Gefahr dauernden
schweren Schadens an der Gesundheit der Schwangeren
besteht, und wenn die Unterbrechung durch einen paten-
tierten Arzt vorgenommen wird, nachdem er ein zustim-
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mondes Gutachten eines zweiten patentierten Arztes ein-
geholt hat.
Die Verurteilungen aufgrund dieser Strafbestimmungen
sind anzahlmässig ausserordentlich gering. 1960 wurden
414 Personen verurteilt, und 1972 waren es nur noch 35.
Durch den Rückgang der Straffälle könnte man nun an-
nehmen, dass das Problem von geringer und absolut ab-
nehmender Bedeutung wäre. Dem ist allerdings keinesfalls
so. In einer Publikation über die «Probleme des legalen
Aborts in der Schweiz» von Herrn Professor Dr. med. Hein-
rich Stamm in Baden werden Zahlen über die illegalen
Aborte genannt, die in einem krassen Verhältnis zu den
bestraften Fällen stehen. Der Verfasser schätzt, dass in
der Schweiz jährlich etwa 20000 illegale Aborte vorge-
nommen werden gegenüber einer ungefähr gleich hohen
Zahl legaler aufgrund der zugelassenen medizinischen In-
dikationen. Ausserdem müssen wir noch mit etwas über
10000 Spontanaborten rechnen, die auch teilweise zu den
illegalen zu zählen sind. Diese Dunkelziffern sind aller-
dings nicht unbestritten, doch stellt auch der Bundesrat in
seiner Botschaft fest, dass die Zahl der ungesetzlichen
Abbruche sich zwischen 1000 und 100000 bewegen könne.
Die jährlich rund 20000 legalen Aborte dagegen, die das
Gesetz erlaubt, werden zur Hauptsache nur in sechs Kan-
tonen vorgenommen, die durch ihre liberale Haltung die
Anwendung des Gesetzes überhaupt ermöglichen. Das be-
deutet, dass sich die Eingriffe auf diese Kantone und ihre
Spitäler konzentrieren, aber auch dass die in den übrigen
Kantonen wohnhaften Frauen darauf angewiesen sind,
ausserhalb ihres Wohnkantons Hilfe zu suchen. Diese
eigentliche Wanderbewegung hat zur Folge, dass die In-
terruption mit hohen Kosten verbunden ist und für die
ohnehin wirtschaftlich schwache Frau in einem Kanton,
der keine liberale Praxis kennt, praktisch unerschwinglich
ist. Die wenigen Kantone, welche die Last der uner-
wünschten Schwangerschaften tragen, haben dann auch
meist eine leistungsfähige Mütterhilfe ausgebaut, also
einen sozialmedizinischen Dienst, der in den meisten Fäl-
len den Universitätskliniken angegliedert wurde. Die Fami-
lienplanungsstellen in den übrigen Kantonen, die zum Teil
von gemeinnützigen oder karitativen Organisationen ge-
führt werden, erfüllen ihre Aufgaben nur zum kleinen Teil,
weil ihnen nur ungenügend personelle oder materielle Mit-
tel zur Verfügung stehen oder weil sie durch ihre Träger-
schaft konfessionell gebunden sind. Die nach der vorsich-
tigen Schätzung von Herrn Professor Stamm angenomme-
ne Zahl der 20 000 jährlichen illegalen Interruptionen an
Schweizer Frauen werden aber auch zum Teil im Ausland
vorgenommen, so dass man von einem Aborttourismus
sprechen muss, der tatsächlich möglich ist. Man kann in
einem Reisebüro eine solche Reise ganz einfach buchen.
Allein in England lassen jährlich über 1000 Schweizerin-
nen die Schwangerschaft abbrechen. Selbst wenn diese
Schätzungen der illegalen Aborte zu hoch gegriffen wären,
sind es viel zu viele Menschen, die keinen anderen Aus-
weg in ihrer Not mehr finden, als den Weg in die Illegalität
zu beschreiten. Die Reise ins Ausland ist wohl den Frauen
aus bessergestellten Kreisen möglich, wogegen die Frauen
aus den wenig bemittelten Schichten ihren Bittgang von
Arzt zu Arzt antreten müssen und schliesslich oftmals zu
denjenigen gehören, die nicht durch die Maschen des
Gesetzes schlüpfen können. Es ist für eine einigermassen
nach sozialer Gerechtigkeit strebende Gesellschaft untrag-
bar und erschreckend, dass diese Frauen, mehrheitlich
unverheiratet, in ihrer Notlage allein gelassen und un-
barmherzig durch .einen Moralkodex verurteilt sind, zu ir-
gendwelchen Abtreibern zu gehen, die sich für klingende
Münze schon immer finden Messen und auch immer wieder
finden lassen werden.
Wenn wir einen Blick über die Grenzen werfen, dann kön-
nen wir feststellen, dass in den vergangenen Jahren auch
einige Wandlungen in den anderen Ländern vor sich ge-
gangen sind. Im vergangenen Jahr z. B. haben sich drei
Nachbarstaaten für eine Liberalisierung des Schwanger-

schaftsabbruches im Sinne der Fristenlösung entschieden,
wobei nun allerdings Westdeutschland nach dem Ent-
scheid des Verfassungsgerichtes mit der Gesetzgebung
von vorn beginnen muss. In Frankreich und Oesterreich
sind seit dem I.Januar 1975 Fristenregelungen in Kraft,
aber es wäre heute noch verfrüht, sich ein abschliessen-
des Urteil über die praktische Anwendung der neuen Ge-
setzgebung bilden zu können. Ausser den Ostblockstaa-
ten, die ihre Regelungen wohl eher nach bevölkerungspo-
litischen Gesichtspunkten ausrichten, hat noch Dänemark
die Fristenlösung. In den meisten anderen, nicht ausge-
sprochen romanischen Ländern wird der Abbruch bei me-
dizinisch-sozialer Indikation erlaubt. England und die Nie-
derlande wenden dabei eine ausserordentlich liberale Pra-
xis an, was ihnen aus diesem Grunde eine grosse Zahl
von Schwangerschaftsabbrüchen an Ausländerinnen ein-
bringt. In England kommen ungefähr ein Viertel der Pa-
tientinnen aus dem Ausland.
Wir haben zu entscheiden über das Volksbegehren, das
uns vorgelegt wird, und das Gesetz. Das Volksbegehren
und die Standesinitiative des Kantons Neuenburg für die
Straffreiheit des Schwangerschaftsabbruches werden vom
Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. Die Kommission hat
sich dieser Auffassung einstimmig angeschlossen, weil mit
diesen Begehren der Schutz der Schwangeren vernachläs-
sigt würde. Dagegen wird die rechtliche Zulässigkeit des
Initiativbegehrens eindeutig bejaht, obwohl in der Presse
schon das Gegenteil publiziert wurde. Ebenfalls einver-
standen erklärte sich die Kommission mit dem Vorschlag
des Bundesrates, anstelle der bisherigen Strafrechtsbe-
stimmungen im Strafgesetzbuch und als indirekten Gegen-
vorschlag die Neuordnung in einem Spezialgesetz zu legi-
ferieren. Dieses Bundesgesetz über den Schutz der
Schwangerschaft und die Strafbarkeit des Schwanger-
schaftsabbruchs enthält neben den Bestimmungen über
die Bestrafung und die Ausnahmemöglichkeiten vor allem
auch Bestimmungen über den Schutz der Schwanger-
schaft und den Schutz der schwangeren Frau. Als Grund-
pfeiler dieser Massnahmen dürfen wir die Beratungsstellen
betrachten, welche die Kantone gemäss dem.neuen Ge-
setz zu errichten haben. Diese Stellen müssen eine umfas-
sende Schwangerschaftsberatung erteilen, also auch in
den Fragen der Geburtenregelung und der Familienpla-
nung aufklärend wirken. Sie müssen ohne Verzug den
Frauen für Beratung und Hilfeleistung zur Verfügung ste-
hen und demzufolge über genügend Mitarbeiter und finan-
zielle Mittel verfügen. Zu diesen Stellen gehört nicht allein
medizinisch geschultes Personal. Es sind auch Mitarbeiter
für die Sozialberatung erforderlich, um die Schwangeren
in wirtschaftlicher und sozialer Notlage beraten oder ihnen
allenfalls Möglichkeiten zeigen zu können, wie die Proble-
me, die sich vor der Frau auftürmen, zu lösen wären.
Anspruch auf unentgeltliche Beratung und Hilfe sollen alle
unmittelbar Beteiligten haben, nicht allein die Schwangere
oder eventuell das -Ehepaar. Unter diesen unmittelbar Be-
teiligten sind z. B. die Familie einer nichtverheirateten
Schwangeren oder der Mann und künftige Vater zu verste-
hen, die in die Beratung einbezogen werden müssen,
wenn sie auf die Frau einen Druck ausüben. Damit die
Kantone aber nun die Beratungsstellen als echte Mütter-
hilfe ausbauen, übernimmt der Bund einen Teil der Kosten
und gewährt Beiträge bis zu höchstens einem Drittel an
die jährlichen Aufwendungen sowie an die Aus- und Wei-
terbildung der Mitarbeiter.
Bei der Gegenüberstellung der vom Bundesrat vorgeschla-
genen Gründe für den straflosen Abbruch, die neben der
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Schwange-
ren auch eine schwere soziale Notlage als Grund für einen
straffreien Abbruch anerkennen, entschied sich die Kom-
missionsmehrheit für den straflosen Abbruch innert der
ersten zwölf Wochen. Diese Fristenlösung enthält aller-
dings einige einschränkende Bestimmungen, denn es darf
unseres Erachtens keine Regelung getroffen werden, wel-
che die Frauen in einer verzweifelten Situation schutzlos
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allein lassen und deshalb zur Abtreibung auffordern wür-
de. Wir vertreten die Auffassung, dass es vielmehr die
Aufgabe der Gesellschaft ist, diesen Frauen jede mögliche
Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen. Diese Hilfe
soll jedoch in einer Art und Weise geboten werden, die
die Freiheit des letzten Entschlusses den betroffenen Men-
schen überlässt. Wenn auch der Arzt oder gar ein Sozial-
arbeiter - wie der Bundesrat es vorschlägt - die Situation
der Frau aus ihrer Sicht, also aus der Sicht des Beraters,
wohl zu beurteilen vermögen, so werden dennoch die
Frauen die Verantwortung und die Aufgabe der Erziehung
des Kindes tragen müssen. Aus diesen Gründen entspricht
allein die Fristenlösung dem Bild des Menschen als einem
selbständig, in voller Eigenverantwortung handelndem We-
sen. Die Stellungnahmen der nicht konfessionell gebunde-
nen Frauenverbände entsprechen mehrheitlich dieser
Grundhaltung. Man darf übrigens feststellen, dass vieler-
orts die Frauenorganisationen mit der Errichtung von Be-
ratungsstellen beginnen, damit sie sich um die verzweifel-
ten Frauen kümmern können, obwohl diesen Organisatio-
nen meistens nur äusserst bescheidene Mittel zur Verfü-
gung stehen. Wenn auch die Schwangere selber die
Freiheit des Entschlusses haben soll, darf sie in der
Konfliktsituation doch nicht allein gelassen werden. Durch
die Beratung wird es ihr möglich sein, ihre Probleme und
allenfalls erschwerende Umstände durch gesellschaftliche
Konflikte etwas neutraler beurteilen zu können, obwohl es
zuzugeben ist, dass sie immer Partei sein wird. Wenn ihr
die Möglichkeiten für die Austragung der Schwangerschaft
oder soziale und wirtschaftliche Unterstützung geboten
werden, wird sie sich nicht zum vornherein gegen das
Kind entscheiden.
Diese Erwägungen veranlassen uns, Ihnen nun als Rege-
lung vorzuschlagen, dass der Abbruch der Schwanger-
schaft innert der ersten zwölf Wochen nach Beginn der
letzten Periode straflos sei. Ueber den Ablauf dieser Frist
hinaus darf eine Schwangerschaft nur noch abgebrochen
werden, wenn eine Gefahr für das Leben oder die Gesund-
heit der Mutter besteht oder das Kind mit hoher Wahr-
scheinlichkeit geistig oder körperlich dauernd geschädigt
sein würde, also nach medizinischer und eugenischer Indi-
kation.
Die sechs Voraussetzungen für den straflosen Abbruch
innert der ersten zwölf Wochen sind die folgenden: Die
Beratung der Schwangeren vor dem Eingriff durch einen
Arzt oder durch eine der Beratungsstellen, die die Kanto-
ne nach Artikel 1 des Gesetzes zu schaffen haben. Zwi-
schen dieser Beratung und dem Eingriff muss der Frau
eine Bedenkzeit von einer Woche gegeben werden, damit
sie sich ihren Entschluss reiflich überlegen kann. Die
schriftliche Zustimmung der Schwangeren muss ebenfalls
eingeholt werden, oder allenfalls, sofern sie nicht urteilsfä-
hig, also nicht mündig ist, die schriftliche Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters. Von medizinischer Sicht aus darf
der Eingriff nur von einem diplomierten, in der Schweiz
zur Ausübung des Berufes zugelassenen Arzt unter klini-
schen Verhältnissen vorgenommen werden. Nach dem Ein-
griff ist die Aufklärung der Schwangeren auf dem Gebiete
der Geburtenregelung durch den Arzt oder die Beratungs-
stelle, um Wiederholungsfälle zu verhüten, dringend erfor-
derlich. Auch die Frauen sind absolut nicht daran interes-
siert, sich nun öfters einem solchen Eingriff unterziehen zu
müssen. Als letztes Erfordernis muss die Schwangere in
der Schweiz ihren Wohnsitz haben oder allenfalls Schwei-
zerin sein oder sich wenigstens seit drei Monaten in der
Schweiz aufhalten.
Diese Voraussetzungen, die wir Ihnen vorlegen, entspre-
chen im wesentlichen der neuen Gesetzgebung Frank-
reichs. Für die Kosten des Eingriffs und der Begutachtung
haben die Kantone Tarife mit niedrigen Ansätzen aufzu-
stellen und dafür zu sorgen, dass diese eingehalten wer-
den. Dagegen wurde in unserer Kommission die Ueber-
nahme einer Leistungspflicht durch die Krankenversiche-
rung abgelehnt mit der Begründung, dass durch den freien

Entscheid für den Eingriff innert Frist keine medizinischen
Gründe geltend gemacht worden und die Krankenversi-
cherung aus diesen Gründen nicht belastet werden darf.
Eine Leistungspflicht an die Kosten des Eingriffs bei medi-
zinischer Indikation dagegen bestand schon immer und
wird auch weiter bestehen.
Die Indikationenlösung, auf welche sich die Kommissions-
minderheit geeinigt hat und die Ihnen nachgehend vorge-
stellt wird durch die Mindei'heitssprecher, anerkennt als
Gründe für den straflosen Abbruch der Schwangerschaft
nur die Gefährdung der Gesundheit von Mutter und Kind
sowie die Schwangerschaft als Folge einer strafbaren
Handlung. Wohl kann auch die Notlage in Betracht gezo-
gen werden, aber nur dann, wenn sie die Gesundheit der
Frau beeinträchtigen würde. Dieses Erfordernis kann der
Arzt sehr schwer beurteilen, und die vorgeschlagene Lö-
sung, die übrigens etwa jene' entspricht, die in den libera-
len Kantonen heute schon Anwendung findet, würde wie-
derum in den restriktiven Kantonen keine Aenderungen
der heute geltenden Regelung bringen.
Die Fristenlösung ist die toleranteste Lösung für den ein-
zelnen, da er sich nach seiner eigenen ethischen Auffas-
sung entscheiden kann. Allerdings wird auch sie nicht
eine für aufgeklärte Menschen selbstverständliche Fami-
lienplanung ersetzen. Ueber die wirksamen Kontrazeptiv-
methoden herrscht immer noch eine weit verbreitete Un-
gewissheit, trotz aller anderen Behauptungen, und es wird
die vordringliche Aufgabe der Beratungsstellen sein, in
diesem Sinne aufklärend zu wirken und die zuverlässigen
Verhütungsmethoden in unserer Bevölkerung mehr be-
kanntzumachen. Es ist auch ein Erfordernis, dass in
den Volksschulen der Sexualkundeunterricht eingeführt
wird. Wenn über den Schutz des keimenden Lebens ge-
sprochen und eine Abwägung der Rechtsgüter, also der
Anspruch auf Leben der Mutter oder auch der Anspruch
auf Leben des Kindes, vorgenommen wird, darf dies nicht
allein vom strafrechtlichen Standpunkt aus getan werden.
Solange die Erziehungsheime immer noch voller uner-
wünschter Kinder sind, dürfein wir nicht akademisch über
das Recht auf Leben des Fötus diskutieren, der noch kein
selbständig existentes Leben ist. Aufgrund verschiedener
Nachkontrollen kann man feststellen, dass etwa ein Drittel
der Frauen, die zur Austragung der Schwangerschaft ge-
zwungen werden, auch noch nach zehn Jahren ihre Kinder
ablehnen. Dass diesen Kindern ein Ungewisses und mit
grosser Wahrscheinlichkeit lartes Schicksal wartet, ob-
schon auch sie ein Recht auf Liebe und geordnete familiä-
re und soziale Entwicklung haben, dürfte ausser Frage
stehen. Die Gesellschaft hat deshalb die Pflicht, die Frage
des Schwangerschaftsabbruches besser zu lösen und da-
für zu sorgen, dass auch für die sozial und die wirtschaft-
lich schwachen Mütter etwas getan wird.
Aus diesem Grunde - und weil das vorliegende Gesetz
zum Schutz der Schwangerschaft den Schwerpunkt mehr
auf die strafrechtliche Seite des Schwangerschaftsabbru-
ches legt - wird unsere Korr mission dem Rat eine Motion
für wesentlich bessere Leistungen bei Mutterschaft vorle-
gen. Denn obwohl seit 1945 die Aufgabe der Mutter-
schaftsversicherung im Familienschutzartikel der Bundes-
verfassung verankert ist, steht die Schweiz im Vergleich zu
anderen Ländern immer noch weitaus an letzter Stelle mit
diesen Leistungen. Wir werden diese Motion im Sinne von
flankierenden Massnahmen stellen und in einem späteren
Zeitpunkt darüber berichten.
In der Beurteilung des Schwangerschaftsabbruches steht
nun jedem seine eigene Auffassung zu, und es wird für
jeden ein Gewissensentscheid sein, welcher Lösung er
zustimmen kann. Kirchliche Lehren und religiöse Vorstel-
lungen dagegen sollten die Bürger eines Staates nicht
zwingen, durch Gesetze Grundsätze zu anerkennen, die
nicht die seinigen sind. Ich bitte Sie zu bedenken, dass
wir unsere gesellschaftlichen Probleme durch den Staat
immer nur lösen konnten, wenn wir Toleranz übten und
die Auffassung des anderen raspektierten und achteten.
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Die Mehrheit der Kommission schlägt Ihnen eine tolerante
Lösung vor, die den Frauen die Freiheit der Entscheidung,
aber auch die Hilfe in einer Notlage nicht versagen will.
Ich bitte Sie deshalb im Namen der Kommissionsmehrheit,
das Volksbegehren für die Straflösigkeit der Schwanger-
schaftsunterbrechung abzulehnen und der Standesinitiati-
ve des Kantons Neuenburg nicht stattzugeben, dafür als
indirekten Gegenvorschlag auf das Bundesgesetz über
den Schutz der Schwangerschaft und die Straflösigkeit
des Schwangerschaftsabbruches einzutreten und der
Kommissionsmehrheit zuzustimmen.

M. Gautier, rapporteur de la majorité: La commission
chargée d'étudier le projet 11 958 a tenu quatre séances
représentant au total huit jours de travail. Après avoir
entendu les représentants de l'initiative populaire, de la
pétition «Oui à la vie» et un certain nombre d'experts:
médecins, juristes, moralistes, elle a abordé la discussion.
Celle-ci, après les exposés de M. le conseiller fédéral
Brugger, du professeur Schulz, président de la commis-
sion d'experts, et de M. Voyame, directeur de la Division
de justice du Département fédéral de justice et police, a
porté d'abord sur l'entrée en matière qui a été acceptée à
l'unanimité. Puis votre commission a discuté le projet du
Conseil fédéral, article par article, et y a apporté les modi-
fications que vous trouverez dans votre dépliant. Au cours
de cette discussion de détail, la commission, à la faveur
d'un amendement, s'est prononcée pour la solution des
délais, par 12 voix contre 11. Enfin, la commission una-
nime a accepté l'arrêté fédéral proposant le rejet de l'ini-
tiative populaire.
Avant d'entrer dans le fond du problème, je voudrais dire
combien le climat dans lequel la commission a travaillé a
été non seulement sérieux - cela va de soi - mais détendu
et empreint de réciproque compréhension malgré le côté
profondément émotionnel du sujet. On me permettra à ce
propos de rendre hommage tant à Mme Lang, qui a prési-
dé la commission avec compétence et autorité, qu'à M. le
conseiller fédéral Brugger qui, en tant que président de
la Confédération, avait pris en main un dossier difficile et
sans rapport avec son département, dossier qu'il a défen-
du avec la compétence et l'objectivité à laquelle il nous a
habitués. Je voudrais souhaiter que, dans cet hémicycle,
la même tolérance, la même objectivité puissent régner
pendant les débats.
Nous avons en fait à discuter ici trois objets: l'initiative du
canton de Neuchâtel et l'initiative populaire, concernant
toutes deux la décriminalisation de l'avortement, et le pro-
jet de loi fédérale remplaçant les articles 118 à 121 du
code pénal par une loi spéciale. Rappelons qu'après le
dépôt de l'initiative populaire, le Conseil fédéral a chargé
une commission d'experts, présidée par le professeur
Schulz, d'étudier le problème de i'avortement. Cette com-
mission a rendu son rapport en juin 1973, rapport qui
propose trois possibilités: une solution avec indications y
compris l'indication sociale, une solution avec indications
sans l'indication sociale et une solution des délais. C'est
cette dernière qui a recueilli la majorité des voix de la
commission d'experts. Je n'insiste pas sur le contenu de
ces trois solutions; elles sont fort bien analysées dans le
message du Conseil fédéral et j'aurai du reste l'occasion
d'y revenir tout à l'heure.
Ayant en main le rapport de la commission Schulz, le
Conseil fédéral a entamé une procédure de consultation.
Son résultat n'a révélé aucune majorité quelconque en
faveur de l'une ou l'autre des solutions proposées. Après
une longue réflexion, le Conseil fédéral s'est décidé finale-
ment à proposer au Parlement une solution des indica-
tions avec indication sociale.
Avant de chercher une solution, il nous faut tout d'abord
nous reporter à la situation actuelle. Sur le plan juridique
en Suisse, la question est réglée par les articles 118 et
suivants du code pénal qui, à l'origine, furent un des
obstacles qui retardèrent l'adoption du code pénal fédéral,

les délibérations parlementaires à leur sujet n'ayant pas
duré moins de huit années, de 1929 à 1937. Rappelons
qu'au sens de ces articles, la femme qui avorte commet
un délit punissable de l'emprisonnement tandis que l'avor-
teur commet un crime punissable de la réclusion. La seule
exception est l'interruption non punissable de la gros-
sesse pour raison médicale. Quel a été le résultat de ces
dispositions et comment ont-elles été appliquées? C'est là
que les choses se gâtent et que le fédéralisme a provoqué
des divergences d'interprétation telles que l'on peut pra-
tiquement dire que les articles 118 et suivants du code
pénal ne sont pas appliqués dans de nombreux cantons.
Il n'y a aucun doute que l'interruption de grossesse médi-
cale n'a pas le même sens dans tous nos cantons. Les
chiffres le démontrent. Pour l'année 1966, par exemple, le
nombre d'interruptions légales comparé au nombre de
naissances est de plus de 50 pour cent dans quatre can-
tons, entre 1 et 30 pour cent dans six cantons, de 0 à
1 pour cent dans cinq cantons, alors que dix cantons
n'avaient accordé aucune autorisation. Il n'y a certes au-
cune explication médicale à ces distorsions, elles sont le
fait en partie de procédures différentes mais surtout d'une
conception fondamentalement divergente de l'indication
médicale. Il est probable que si l'on s'en tient à l'indica-
tion médicale physique stricte, les interruptions légales ne
devraient pas dépasser quelques pour-cent des nais-
sances. Je pense que l'on peut honnêtement dire que les
quinze cantons en dessous de 1 pour cent violent l'esprit
de la loi par une trop grande rigueur et que les quatre qui
dépassent 50 pour cent le violent par trop de largeur. Que
reste-t-il donc d'une loi qui est ouvertement violée dans 19
cantons sur 25? D'autre part, la législation actuelle, telle
qu'elle est appliquée, dans les cantons les plus stricts en
tout cas, favorise le recours à l'avortement illégal et clan-
destin. Celui-ci, il n'est guère besoin d'y insister, présente
pour la femme un danger intolérable: manque de compé-
tence de l'opérateur, conditions d'hygiène déplorables, ris-
ques effrayants de complications immédiates ou loin-
taines, sans parler de la souffrance morale qu'une telle
pratique implique pour la femme et de l'abominable com-
merce qui fait vivre un monde d'opérateurs et de rabat-
teurs. Or ces avortements illégaux se comptent chez nous

' chaque année par milliers, que ce soit 5000 comme le
pensent les plus optimistes ou 50000 à 100000 comme le
prétendent les pessimistes. Il est presque grotesque que
le nombre des condamnations prononcées par an pour ce
chef, qui était de 667 en 1950, soit tombé à 35 en 1972.
L'avortement est donc un délit qui n'est poursuivi que
dans 7 cas sur 1000 au mieux, 7 cas sur 10000 au pire.
Cela démontre l'inanité de la réglementation en vigueur et
sa totale inefficacité. Vouloir rester dans cette situation
me paraît incompréhensible. Dans ce domaine aussi, la
différence entre cantons est flagrante et l'on se sent obli-
gé de repenser à la formule de Pascal: «Plaisante justice
qu'une rivière borne.» Si j'en suis à parler frontière, j'en
profite pour rappeler que, depuis 1941, la situation juridi-
que internationale a aussi considérablement évolué. De
nombreux pays ont passé d'une législation basée sur les
indications médicales ou médico-sociales au système du
délai, dont deux ou trois des quatre pays limitrophes de la
Suisse. Je dis deux ou trois car le pouvoir executif et le
pouvoir législatif de la République fédérale d'Allemagne
ont accepté cette solution des délais et seule la toute
récente décision de la Cour constitutionnelle de Karlsruhe
empêche que ce pays en vienne pour le moment à cette
solution. Sans avoir l'envie ou l'outrecuidance de discuter
la décision de Karlsruhe, je pense cependant qu'en Alle-
magne de l'Ouest tout n'est pas encore dit et qu'il pourrait
bien y avoir encore une évolution.

Nous devons tenir compte de l'évolution internationale sur
le plan théorique d'abord car elle démontre une tendance
générale du droit, sur le plan pratique ensuite car il de-
vient et deviendra toujours plus facile pour la femme
suisse dé se rendre à l'étranger pour y subir une interrup-
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tion refusée chez nous, avec les inconvénients évidents
d'un tel «tourisme» sur le plan matériel, humain, médical
et les graves inégalités sociales engendrées par ce sys-
tème où seule une femme assez fortunée peut obtenir ce
qui est refusé à celle qui dispose de moins de possibilités
financières. Enfin, sur le plan médical, les choses ont
aussi changé depuis 1941. Entre autres, l'emploi de la
méthode par aspiration permet, pendant les dix à douze
premières semaines de la grossesse, de l'interrompre par
une intervention nettement moins traumatisante que les
méthodes classiques par curetage. De ce fait, les interrup-
tions pendant les trois premiers mois provoquent beau-
coup moins de complications et ne comportent que peu
de risques de stérilité ou d'avortements spontanés ulté-
rieurs.
Tout cela fait que la loi actuelle n'est pas appliquée, pire,
qu'elle n'est pas applicable. Outre l'existence de l'initiative
populaire, l'évolution des mœurs, l'échec de l'application
unifiée des articles 118 et suivants du code pénal, les
progrès de la médecine, l'évolution du droit dans les pays
limitrophes rendent indispensable une modification du
droit pénal dans ce domaine.
Avant d'en venir aux diverses solutions proposées, je vou-
drais rappeler les problèmes que pose une interruption de
grossesse, ou mieux, les conditions auxquelles doit répon-
dre la solution que nous adopterons. Il n'existe du reste
pas de bonne solution et il nous faut nous contenter de
chercher la moins mauvaise possible.
Sur le plan médical, toute interruption de grossesse repré-
sente un échec. C'est un échec de la contraception d'une
part, c'est un échec pour la femme, mais c'est aussi un
échec pour le médecin, dont la mission première est de
sauvegarder la vie sous toutes ses formes et non pas de
la détruire. Le médecin digne de ce nom n'acceptera cet
échec que si, dans un cas donné, il a l'impression que son
refus provoquerait des dommages au moins aussi impor-
tants que le sacrifice d'un embryon et que son rôle de
protecteur de la mère, de soutien et de défenseur de sa
patiente, doit l'emporter sur son devoir de maintenir l'es-
poir de vie qu'est un embryon.
Techniquement, rappelons que plus l'interruption est pré-
coce, mieux elle est supportée par la femme et moins elle
comporte de risques immédiats ou à long terme. Pendant
les douze premières semaines, il est possible d'intervenir
par aspiration, tandis qu'après le troisième mois il est
nécessaire de pratiquer un curetage, voire plus tard un
petit accouchement, il est évident que, du fait de leur plus
grande importance, ces interventions présentent plus de
risques tant immédiats pour la santé, voire pour la vie de
la personne enceinte, que tardifs, pour sa capacité de
mener à bien une grossesse ultérieure. Pour le médecin, il
est donc indispensable que la solution adoptée permette
l'interruption la plus précoce possible.
.D'autre part, il paraît évident que l'interruption doit être
assortie de précautions réduisant les risques au minimum:
asepsie, intervention par un médecin uniquement, surveil-
lance de la malade après l'intervention, toutes conditions
qui se trouvent plus facilement réalisées en clinique qu'au
cabinet du médecin ou surtout qu'à domicile.
Enfin, toute mesure doit être prise pour éviter autant que
possible les récidives. En effet, la répétition des interrup-

tions de grossesse chez une même femme augmente sé-
rieusement les risques, d'où la nécessité de profiter du
moment psychologique favorable pour instruire la patiente
dans le domaine de la contraception.
Sur le plan juridique aussi, l'interruption de grossesse est
un échec car elle est l'aboutissement d'un conflit d'inté-
rêts dans lequel un des intérêts est sacrifié à l'autre. Le
Conseil fédéral dans son message et la commission d'ex-
perts dans son rapport rappellent que la vie embryonnaire
mérite d'être protégée et doit l'être, car il n'existe pas une
solution de continuité dans le développement de l'être
humain de la conception à la naissance. Mais le Conseil
fédéral admet aussi que la vie en gestation ne mérite pas

la même protection que la vie de l'individu développé et
né'vivant.
Cette protection de la vie ei devenir est l'un des termes
du conflit. L'autre, c'est le droit de la personne enceinte,
du couple, des frères et sœjrs éventuellement, de se dé-
fendre contre les torts que cette vie en devenir peut leur
causer: torts physiques, torts psychiques, sociaux ou au-
tres. Dans ce conflit, pour trancher, il faut, comme le dit le
message, «que l'interruption de grossesse se révèle indis-
pensable dans un état de nécessité pour sauvegarder des
valeurs d'égale importance qui ne peuvent être protégées
d'une autre manière». Le grand problème, le nœud de tout
ce drame, car il s'agit bien d'un drame, est de savoir
quelles sont les valeurs d'égale importance à sauvegarder
et qui est compétent pour déterminer l'égalité de cette
importance.
Un autre plan à considérer est le plan éthique, moral,
voire religieux. Il va sans dire que la morale ne peut
accepter de supprimer une vie, fût-elle en devenir, sans
qu'il y ait d'autres valeurs qui rendent indispensable cette
suppression. Et de ce fait, les Eglises en général condam-
nent la liberté totale de choix, l'autorisation absolue d'in-
terrompre une grossesse, le droit total de vie ou de mort
de la mère sur son futur enfant. Mais ensuite, les opinions
divergent. L'Eglise catholique!, en règle générale, n'admet
qu'exceptionnellement l'interruption de grossesse et
seulement si la vie de la mère est menacée. Les Eglises
réformées sont ici généralement plus larges, estimant que
c'est la conscience de la mère qui doit trancher de cas en
cas si elle peut ou non interrompre sa grossesse.
Quant aux philosophes laïcs, on trouve chez eux des avis
divergeant à l'extrême, allant de la grande rigueur à l'ex-
trême laxisme. N'oublions pa« non plus que, pour certains,
le problème n'est pas seulement le maintien d'une vie
mais aussi la qualité de celte vie. Est-il souhaitable, en
effet, de maintenir une grossesse non désirée si l'enfant
qui en naîtra a de grands risques d'être mal reçu, maltrai-
té et, de ce fait, malheureux? Certaines statistiques sem-
blent en effet le démontrer.
Disons encore ici qu'il n'est pas obligatoire que le code
pénal fixe des principes éthiques. On peut parfaitement
convevoir que la loi ne pénalise pas certains actes que la
religion défend. Nous vivons dans un monde, dans un pays
pluraliste où les conceptions éthiques varient de canton à
canton, de région à région, d'individu à individu. Vouloir
faire plaquer un code pénal valable pour tous sur des
conceptions éthiques individuelles par essence est abso-
lument irréaliste. La loi pénale doit défendre la société,
réprimer les abus et non pas imposer une conception de
la vie ou une règle d'éthique. Rien n'empêche du reste les
tenants d'une éthique stricte de prêcher une règle plus
sévère que celle de la loi pénsile.
En terminant, je voudrais exposer les trois solutions pro-
posées et vous dire pourquoi le choix de la majorité de la
commission s'est porté sur la solution des délais.
La première solution, celle de l'initiative populaire, c'est la
liberté totale de l'interruption de grossesse. Le texte de
l'initiative nous propose en effet un article constitutionnel
selon lequel «il ne pourra ètri; prononcé de condamnation
pour interruption de grossesse». C'est autoriser une inter-
ruption en tout temps, en tout lieu, dans toute condition.
Cette solution ne répond pas aux conditions minima des
impératifs médicaux, pas davantage elle ne répond aux
impératifs juridiques ou moraux. Aussi votre commission
unanime vous propose-t-elle de recommander au peuple
et aux cantons le rejet de cette; initiative populaire.
La deuxième solution, celle du Conseil fédéral, admet l'in-
terruption de grossesse sur indications. Ces indications
peuvent être médicales, eugéniques, juridiques ou so-
ciales. La proposition de la minorité n'en diffère que par
le fait qu'elle est encore plus restrictive. Chaque indica-
tion devrait permettre de trancher le conflit existant entre
les droits de la personne enceinte et ceux de l'embryon
grâce à l'avis d'un ou de plusieurs experts, qui, selon le
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message du Conseil fédéral, sont seuls assez neutres et
compétents pour garantir l'impartialité de la décision.
La troisième solution, celle proposée par la majorité de
votre commission, d'accord avec la majorité de la commis-
sion d'experts, est la solution des délais, c'est-à-dire la
non-punissabilité de l'interruption de grossesse pendant
les douze semaines suivant les dernières règles, pour au-
tant que diverses conditions soient remplies: consultation
d'un deuxième médecin ou d'un centre spécialisé; délai
de réflexion d'une semaine, intervention en milieu hospita-
lier, information ultérieure sur les méthodes anticoncep-
tionnelles; nationalité suisse ou résidence depuis trois
mois au moins en Suisse de la personne enceinte. Après
la douzième semaine, seules des indications médicales
strictes permettent encore une interruption non punissa-
ble.
Si nous comparons ces solutions, sur le plan médical, les
deux dernières sont satisfaisantes et répondent aux cri-
tères que nous avons signalés. Sur le plan juridique, par
contre, la différence est importante. Avec la solution des
indications, ce sont des experts neutres qui prennent sur
eux de résoudre le conflit. Avec la solution des délais,
c'est la personne enceinte, soutenue et conseillée par
deux médecins, qui est responsable. Pour le Conseil fédé-
ral et la minorité, la neutralité des experts leur donne
toute leur importance. Pour la majorité de votre commis-
sion, la personne enceinte, bien que et parce que directe-
ment concernée, doit elle-même prendre la responsabilité
de la décision, non pas seule, non pas sur un coup de
tête, mais entourée, soutenue, informée et après mûre
réflexion. Nous ne voyons absolument pas cette solution
comme un choix libre mais comme un choix responsable.
La personne enceinte décidera elle-même, mais éclairée
sur les conséquences de son choix - conséquences mo-
rales, juridiques, éthiques et médicales -, elle décidera au
mieux de sa conscience, en adulte responsable. Je pense
qu'ainsi nous sommes loin de faciliter sa tâche. Il serait
peut-être en effet plus facile de la décharger de la respon-
sabilité sur un expert. Mais je crois que la femme est
digne et capable d'assumer cette charge.
Sur le plan éthique et moral, le problème est au fond le
même. Simplement, l'éthique de la femme concernée sera
parfois un frein de plus à une décision trop sommaire. Si
certains pensent que la solution des délais marque un
manque de respect pour la vie, je rappellerai que celle
des indications ne la respecte guère davantage. Car l'en-
fant né d'un viol, l'enfant né dans de mauvaises conditions
sociales, n'a pas moins de droit à la vie qu'un autre.
D'autre part, des techniques telles que le stérilet - admis
dans la solution des indications - permettent aussi un
meurtre de l'embryon dans ses quinze premiers jours. La
très conservatrice Cour constitutionnelle de Karlsruhe l'a
si bien compris qu'elle a décidé que le droit à la vie ne
commençait que quinze jours après la conception. C'est
là, me semble-t-il, éthiquement et juridiquement, un non-
sens, car l'œuf vivant et programmé de 15 jours, tué par le
stérilet me semble aussi digne de protection que l'em-
bryon de 8 ou 10 semaines tué par l'avortement. Cepen-
dant, on ne pouvait évidemment pas interdire le stérilet et
le besoin pratique a pris le pas sur la doctrine. Il est
curieux, à mon avis, que la doctrine puisse céder le pas
pendant quinze jours mais non pendant huit ou dix se-
maines.
Sur le plan pratique, la solution des délais est claire, elle
est précise, elle est relativement facile à appliquer de
manière uniforme dans nos vingt-cinq Etats. Elle dissuade
de l'avortement clandestin. Par contre, la solution des
indications ne diminuera pas le rôle des avorteurs illégaux
et prolongera l'actuel état de distorsion dans l'application.
Pour terminer et en guise de conclusion, je me permettrai
deux remarques. Ma première remarque sera que nous
vivons en 1975 et non plus au temps de la reine Victoria
de Grande-Bretagne. Notre civilisation a connu ces der-
nières années une évolution des mœurs qu'on peut louer

ou blâmer, mais qui existe et qui fait que les problèmes
sexuels ne sont plus un tabou que l'on n'ose évoquer qu'à
voix basse. La littérature, le théâtre, le film, le commerce
même, sont à l'heure du sexe. Mme Jeanne Hersch disait
récemment que «le sexe était devenu si banal qu'il en
était ennuyeux». Comment s'étonner ensuite que survien-
nent des grossesses non désirées, comment vouloir qu'en
démythifiant l'amour l'on conserve à la grossesse, à la
maternité, son aura de mystère sacré. Il me paraît peu
clairvoyant de vivre avec des mœurs 1975 et des disposi-
tions sur l'avortement rappelant la sévérité morale du siè-
cle dernier. Si l'on veut revenir à des mœurs plus strictes,
que l'on ne tente pas de le faire en pénalisant les vic-
times. Montesquieu le disait déjà: «Lorsqu'on veut chan-
ger les mœurs et les manières, il ne faut pas les changer
par des lois.» Je pense que, dans ce domaine de la gros-
sesse et de ses conséquences, les dispositions des pre-
miers articles de la loi que nous discutons pourront aider,
par les centres de consultations, à trouver des aménage-
ments entre la liberté de mœurs et leurs conséquences.
Ma deuxième remarque sera que la différence essentielle
entre les deux solutions proposées réside dans le choix
de la personne apte à décider l'interruption non punissa-
ble. Pour le Conseil fédéral et la minorité, c'est un expert;
pour nous, c'est la personne enceinte. A la neutralité de
l'un, on oppose la position de «juge et partie» de l'autre.
J'ai dit tout à l'heure la nécessité de laisser à la femme
cette responsabilité. Je pense que si la femme est souvent
partie, elle ne l'est pas toujours. Une femme peut refuser
une grossesse non pas pour elle, mais pour l'équilibre de
son ménage, pour le bien de ses autres enfants, ou pour
tout autre motif altruiste. Il est évident d'autre part que si
on lui donne cette responsabilité, cette liberté, elle pourra
en abuser. Je ne crois pas que certains abus d'une liberté
justifient la suppression de cette liberté. Surtout, je ne
crois pas qu'il soit dans la nature de la femme d'abuser
de cette liberté, car aucune femme renseignée ne deman-
dera une interruption de gaieté de cœur, parce que natu-
rellement, biologiquement, psychologiquement, la materni-
té est pour la femme un accomplissement. Je pense au
drame que représente pour certaines l'impossibilité d'être
mères. Je pense aussi à la joie de la maternité lorsqu'elle
est désirée et que rien ne vient la transformer en une
souffrance. Si la femme peut refuser la grossesse juri-
diquement, combien plus grand sera son mérite si elle
l'accepte lorsque cette grossesse la dérange. Car - et je
le dis ici pour ceux qui voient une atteinte à l'éthique -
pour avoir le mérite d'accepter, encore faut-il être libre de
refuser.
Pour cette raison et pour toutes les autres que j'ai évo-
quées auparavant, en conclusion la majorité de votre com-
mission vous demande de repousser l'initiative populaire
pour la décriminilisation de l'avortement, de ne pas don-
ner suite à l'initiative du canton de Neuchâtel, d'entrer en
matière sur la loi fédérale .sur la protection de la gros-
sesse et les dispositions pénales de l'interruption de gros-
sesse, et par la suite de voter les propositions de la majo-
rité de la commission.

Kaufmann, Berichterstatter der Minderheit: Die Minderheit
hat sich zusammengefunden, vorab um die Fristenlösung,
die grundlose und voraussetzungslose Abtreibung zu ver-
hindern, zusammengefunden auch, weil die Alternative des
Bundesrates zur Fristenlösung einen wenig geglückten
Eindruck macht. Ich möchte hier aber betonen: die mei-
sten Mitglieder unserer Minderheit sind im Gewissensbe-
reich für eine strengere Indikation. Für diesen ethischen
Bereich wird ein Zurückstehen der Mutter gegenüber dem
werdenden Kind auch dann empfohlen, wenn die gesetzli-
chen Voraussetzungen im Sinne des Minderheitsantrages
vorlägen. Aber alle Mitglieder der Minderheit sind sich
darüber einig, dass eine solch selbstlose Haltung, ja ein
eigentliches Heldentum der Mutter vom Staat nicht mit
dem Strafrecht in der Hand erzwungen werden darf und
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schon gar nicht von allen. Vielmehr hat das Strafrecht auf
die festgefahrene Ethik Andersdenkender angemessen
Rücksicht zu nehmen.
Die Frage über die Zulässigkeit des Schwangerschaftsab-
bruches - die Zusammensetzung unserer Minderheit zeigt
das klar auf - ist kein Anliegen einer Religion, einer Kon-
fession oder gar einer Partei, schon eher eine Frage der
Ethik. Die Ablehnung der Abtreibung geht denn auch weit
über das Christentum hinaus und gehört zu den Prinzipien
fast aller Religionen: des Islams, des Hinduismus, des Ju-
dentums. Der Grieche Hippokrates - ein anerkanntes Vor-
bild aller Aerzte - hat sich schon 400 Jahre vor Christus
entschieden gegen jede Abtreibung verwahrt. Richtig ist
allerdings, dass alle christlichen Religionen eine Freigabe
des Schwangerschaftsabbruches eindeutig ablehnen. Die
christlichen Religionen und Kirchen haben sich seit je für
Humanität, die für die Wehrlosen und die Armen enga-
giert. Sie haben auch der Ueberheblichkeit des Menschen
und einer übersteigerten Selbstbestimmung immer Gren-
zen gesetzt.
Die Minderheit begrüsst es, dass mit den neuen gesetzli-
chen Bestimmungen dem Schutz der Schwangerschaft pri-
märe Bedeutung beigemessen wird und dass der Abtrei-
bung nicht nur - nicht einmal in erster Linie - mit Straf-
recht begegnet werden muss. Wir betonen das: Vorrang
haben eindeutig die präventiven Massnahmen. Daran ist
zu denken, wenn in den kommenden Tagen fast immer nur
über die Strafbarkeit die Rede sein wird.
Das schweizerische Recht entwickelt sich in erfreulicher
Richtung, wenn ich an das Adoptionsrecht und das jetzt in
Beratung stehende neue Kindesrecht denke. Grundtenor
ist die Aufwertung und Anerkennung aller Kinder und aller
Mütter. Die Minderheit ist nicht zuletzt deshalb für Eintre-
ten, weil diese Tendenz mit der vorliegenden Gesetzesvor-
lage fortgesetzt und verstärkt wird. So begrüsst die Min-
derheit die Schaffung von Beratungsstellen, denen eine
umfassende Beratung, also auch Beratung einschliesslich
Familienplanung und Verhütungsmittel, und auch finanziel-
le Hilfeleistungen zustehen. Die Minderheit wünscht den
Erlass von Tarifvorschriften und die Uebernahme der Ko-
sten der medizinisch indizierten Abtreibung durch die
Krankenkasse.
Die Minderheit hält auch dafür, dass die heutigen Geset-
zesvorschriften verdeutlicht und im Sinne einer verantwor-
tungsbewussten Praxis neu umrissen und - wenn auch
behutsam - gelockert werden müssen. Gleichzeitig vertritt
die Minderheit die Auffassung, dass der unkorrekten Pra-
xis und offenkundigen Missbräuchen besser begegnet
werden sollte. Eintreten wird auch aus diesen Gründen
befürwortet. Dass die Initiative mit einem straflosen Ab-
bruch bis unmittelbar zum Tage der Geburt etwas Unge-
heuerliches darstellt, bedarf keiner Erörterung.
Die nationalrätliche Kommission sowie die Expertenkom-
mission waren einstimmig - unsere Kommission sogar oh-
ne Diskussion - der Meinung, diese Initiative sei dem Volk
zur Verwerfung zu empfehlen.
In gefährlicher Nähe der Initiative steht aber die Fristenlö-
sung. Bezeichnenderweise wird die Initiative zurückgezo-
gen, wenn das Parlament sich für die Fristenlösung ent-
scheidet. Gestatten Sie mir, dass ich mich für die Minder-
heit vorab grundsätzlich mit dem Modell der Fristenlösung
hier auseinandersetze.
Die Expertenkommission hat - Seite 16 ihres Berichtes -
einstimmig festgehalten, dass das Leben ein ununterbro-
chener Prozess sei, in dem es keine künstlichen Zäsuren
gebe; dieses Leben (einstimmig) beginne mit der Befruch-
tung. Ich möchte Herrn Gautier übrigens entgegnen: Das
deutsche Verfassungsgericht hat nicht gesagt, das Leben
beginne mit der Nidation, also etwa zehn Tage nach der
Befruchtung; sondern es hat gesagt, es sei klar erwiesen,
dass allerspätestens mit der Nidation das Leben beginne.
Das sind Unterschiede.
Das deutsche und das italienische Verfassungsgericht ha-
ben den Schutz des werdenden Lebens bestätigt. Selbst

die Fristenanhänger anerkennen den strafrechtlichen
Schutz für das werdende Kind, möchten ihn aber auf die
letzten sechs Monate der Schwangerschaft beschränken.
Schon die gekünstelte Aufspaltung, strafrechtlicher Schutz
nach zwölf Wochen, kein Schutz vor zwölf Wochen, sollte
doch die Fristenlöser nachdenklich stimmen. Zu denken
geben sollte ihnen auch ein Vergleich mit unserem übri-
gen Strafrecht. Eine gewisse Kongruenz der Strafrechts-
normen muss unbedingt gewahrt sein, wollen wir uns als
Strafgesetzgeber nicht abwerten und lächerlich machen.
Zu denken geben sollte doch, wie Eigentum, geringfügiges
Geld, strafrechtlich geschützt ist. Aufschlussreich ist vor
allem Artikel 138 StGB, dei die Entwendung oder, verein-
facht gesagt, den Diebstahl an geringfügigen Sachen re-
gelt. Selbst Beträge bis zu 20, 30 Franken sind strafrecht-
lich geschützt. Lediglich dann - und das ist bezeichnend -
wenn der Täter aus Not gehandelt hat, kann bei 20 Fran-
ken der Richter von einer Bestrafung Umgang nehmen.
Also selbst bei diesen klehen Beträgen keine vorausset-
zungslose Straflösigkeit, eine Indikationslösung bei 20
Franken! Oder darf ich Ihnem ein anderes Beispiel präsen-
tieren: Wer ein Tier unnötig überanstrengt - Artikel 264 -
wird mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. In Verwal-
tungssachen - Herr Augsburger weiss das noch - leiden
wir unter einem Hang zum Bagatellstrafrecht. Wer Getrei-
desäcke des Bundes fahrlässig zweckwidrig verwendet,
oder wer fahrlässig die Durchführung einer Kontrolle er-
schwert, wer trotz der Mahnung Formulare nicht ausfüllt,
wird strafrechtlich verfolgt. Andererseits soll ein 10- oder
12-Wochen-Kind strafrechtlich nicht geschützt sein, ein
ungeborenes Kind mit einem eigenen Blutkreislauf, mit
Herztönen, mit ausgebildeten Gliedern, Händen, Armen,
mit Kopf, Gesicht, mit Augen, Ohren, ein Kind, das atmet,
schluckt und verdaut. Was sind denn wir für Strafgesetz-
geber?
Man sagt nicht ohne Grund, eine Mutter könne nur abtrei-
ben, weil sie das Kind nicht sehe. Sodann übersehen die
Fristenanhänger die Wechselwirkungen von Strafrecht und
Ethik. Natürlich wird das Strafrecht von der Ethik mitge-
prägt, aber ebenso verändert das Strafgesetz auch die
Ethik. Hierin liegt meines Erachtens das Entscheidende.
Was der Strafgesetzgeber als straflos bezeichnet, wird -
so sehr man auch das Gegenteil behauptet - über kurz
oder lang als moralisch erlaubt, als fortschrittlich und
richtig empfunden. Die Streifgesetzgebung wirkt über das
Strafrecht hinaus und beeinflusst die ethische Entwicklung
und die Geisteshaltung unseres Volkes in dieser Frage
und in verwandten Problemstellungen. Wir bestimmen da-
her, in welcher Richtung sich die Mentalität unseres Vol-
kes entwickelt. Daher sind praktische Unvollkommenhei-
ten, die auch mit der Indikationslösung nicht zu eliminie-
ren sind - ich gebe das zu -, zweitrangig. Es geht um den
Einfluss, den das Strafrecht auf die Bewusstseinsbildung
der Allgemeinheit hat. Wird der Abbruch begrenzt freige-
geben, wird der Eindruck erweckt, dieser Abbruch in den
ersten zwölf Wochen sei eine nicht ernst zu nehmende
Sache. Man tut das eben. Eine langsame aber stetige
Veränderung des Rechts- und Unrechtsempfindens wäre
die Folge.
Die Fristenanhänger halten dafür, dass das Selbstbestim-
mungsrecht der Mutter ein grösseres Recht darstelle als
das Recht des Kindes auf Leben. Es ist zugegeben, dass
die Schwangerschaft zur Intimsphäre der Frau gehört und
dass die Frau deshalb besonders empfindsam auf Einmi-
schungen von aussen reagiert. Ich räume auch ein, dass
die Frau in manchen persönlichen Entfaltungsmöglichkei-
ten durch die einschneidenden Wirkungen einer Schwan-
gerschaft beeinträchtigt ist. Die Anhänger der Fristenlö-
sung übergehen aber das allgemeine Rechtsprinzip, dass
bei Kollisionen - hier zwischen Mutter und Kind - die
beidseitigen Interessen gegeneinander abgewogen wer-
den und dass der Entscheid einem Dritten überlassen
wird. Nach der Fristenlösung ist die Tötung des Kindes
möglich, allein weil es die Mutter will. Es gilt die Macht
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der Stärkeren statt das stärkere Recht. Die geistige Aus-
einandersetzung tritt zurück vor der Gewalt, was sonst nur
primitiven und zurückgebliebenen Gemeinschaftsordnun-
gen eigen ist. Die Fristenlösung bedeutet eine Abdankung
des Rechts zugunsten der Macht, eine Abdankung der
Humanität. Wie oft ärgern wir uns, wenn bei internationa-
len Konflikten statt des Geistes die Gewehre entscheiden.
Und nun haben wir nicht mehr die Kraft, diesen einwand-
freien Grundsatz auf unser eigenes Leben zu übertragen.
Was sagen die Fristenanhänger zu den praktischen Folgen
ihrer Theorie? Mit der Fristenlösung werden nämlich Ab-
treibungen banalster, ja verwerflicher Zielrichtung legali-
siert. Zum Beispiel: legale Abtreibung wird möglich, weil
man lieber Tennis spielen oder Ski fahren möchte, weil
einem eine Kreuzfahrt in die Quere kommt, weil die Abtrei-
bung für einen vermöglichen Vater billiger ist als das
Bezahlen von Alimenten, weil man einen Miterben aus-
schalten möchte, und weil die Schwangerschaft unbequem
ist. Die Minderheit hält dafür, dass gegenüber solchen
Motiven das werdende Kind nicht geopfert oder schutzlos
werden darf.
Dann ein Weiteres: Die voraussetzungslose Tötung stösst
auch die Türe zur Abwertung und Relativierung des
menschlichen Lebens auf. Ja, wie verhalten wir uns denn
gegenüber dem werdenden Kind in der 13. Woche, in der
16. und in der 25. Woche? Wie gegenüber dem Kind unmit-
telbar nach der Geburt? Wie gegenüber Geisteskranken,
Unheilbaren und Alten, in Not- und Kriegszeiten, in denen
es uns an Geld vielleicht, an Personal und auch an Nah-
rungsmitteln gebricht? Dabei wird der Wert dieses Lebens
und der Persönlichkeit heute ohnehin schon durch andere
Faktoren angekränkelt und untergraben. Ist nicht das
menschliche Leben wegen der Fortschritte der Naturwis-
senschaften mit ihren uferlosen Möglichkeiten, ihren Medi-
kamenten und chirurgischen Eingriffen in die Abhängigkeit
Dritter, häufig des Arztes, geraten? Und beim unheilbaren
Kranken, bei Bewusstlosen und Sterbenden erkennen
plötzlich - man ist tatsächlich erstaunt - engagierte Fri-
stenlöser die grossen Werte des Lebens und geizen nicht
mit Zuchthaus und Gefängnis. Sieht man hier die Konse-
quenzen der Fristenlösung selber ein und ist darob so
nervös geworden?
Oder auf einem anderen Gebiet: Sind die fast dauernden
Terrorakte mit der saloppen Bedrohung und Tötung völlig
Unschuldiger - notabene auch hier völlig Unschuldiger -
nicht ein Zeichen für ein angemasstes Verfügungsrecht
über das Leben anderer?
Die Minderheit befürchtet, dass durch die Fristenlösung
nicht nur das Leben, sondern auch die Mutter-Kind-Bin-
dung relativiert wird. Die Minderheit hat ein höchst ungu-
tes Gefühl, wenn man ihr entgegenhält, der Zwang zum
Gebären verletze das Selbstbestimmungsrecht der Frau,
die Frau habe ein Recht auf den eigenen Bauch. Ein
höchst ungutes Gefühl, wenn als einziger Grund für die
Zwölfwochenfrist die für Schwangere noch relativ unge-
fährliche Abtreibung massgebend ist. Die Gesundheit der
Mutter ist ein wichtiges Gut, aber nicht das einzige, das es
abzuwägen gilt. Die Minderheit befürchtet, dass die durch-
aus berechtigte Emanzipation der Frau hier zu überdrehen
beginnt. Sie macht plötzlich vor dem eigenen Kind nicht
mehr halt. Sie überspielt die Abhängigkeit von natürlichen
Gegebenheiten. Wir sind der Meinung, die Gleichberechti-
gung gewähre der Frau nicht immer die gleichen Rechte,
sondern insgesamt gleich viele Rechte.
Mit der Fristenlösung wird einer Augenblicksmentalität
Vorschub geleistet, an der wir ohnehin kranken. Fast jede
Schwangerschaft bringt vordergründig eine Belastung für
die Eltern und vorübergehend eine Schockwirkung für die
Schwangere. Jede Schwangerschaft verlangt eine Umstel-
lung, eine Anpassung. Die Fristenlösung lässt der Mutter
nicht einmal Zeit, sich auf die Schwangerschaft einzustel-
len. Auf die praktischen Nachteile der Fristenlösung kom-
me ich je nach dem Verlauf der Eintretensdebatte im ein-
zelnen zurück. Immerhin sei bereits hier vermerkt, dass

28-N

die Fristenlösung die Gesamtzahl der Abtreibungen we-
sentlich erhöhen wird, dass sie zu einer Vernachlässigung
der Verhütungsmittel führen kann, zu einer vielleicht zehn-
und zwanzigmaligen Abtreibung bei der gleichen Frau,
dass eine Beschränkung des straffreien Abbruches auf die
ersten zwölf Wochen gar nicht möglich ist und zwangsläu-
fig zur straflosen Abtreibung bis zur 15., 20. oder sogar
25. Woche führen wird.
Eine Besonderheit möchte ich hier noch speziell erwäh-
nen, nachdem sie die Botschaft leider übergeht. In den
Ostblockstaaten" Bulgarien, Rumänien, Ungarn und Tsche-
choslowakei war man in den letzten Jahren genötigt, die
verherrlichte Fristenlösung wieder durch vorerst large und
heute strenge Indikationenlösungen zu ersetzen.
Nun zum Vorschlag des Bundesrates: Wir begrüssen es,
dass für den Bundesrat die Fristenlösung nicht in Frage
kommt und dass er zur notwendigen Güterabwägung steht.
Die Minderheit erblickt im Vorschlage des Bundesrates
aber keine überzeugende Alternative. Sie ist kompliziert
und etwas professoral. Für die soziale Indikation verlangt
der Bundesrat die Einholung eines zustimmenden Sozial-
gutachtens. Das Gutachten ist durch einen diplomierten
Sozialarbeiter zu erstatten. Abgesehen davon, dass es ver-
mutlich zu wenig diplomierte Sozialarbeiter gibt und dass
damit die Gefahr besteht, auch ungeeignete und wenig
ausgebildete heranzuziehen, wollen diese Sozialarbeiter
die Aufgabe gar nicht übernehmen. Dann ist die vom
Bundesrat vorgeschlagene Regel zu Artikel 6 reichlich
papierig. Nach dem Bundesrat müssen die Kantone Untersu-
chungsstellen einrichten, welche im wesentlichen abklären
müssen, ob tatsächlich eine Vergewaltigung stattgefunden
hat. Der Vergewaltigungstatbestand mit seinen fliessenden
Uebergängen zur ganz oder teilweise gewollten Sexualität
eignet sich nicht für derartige Schnüffeleien.
Die Minderheit ist auch der Meinung, dass eine echte
Güterabwägung zwischen sozialer Not einerseits und dem
Leben des Kindes andererseits nur schwer möglich ist. In
der Wertskala erreichen die beiden Rechtsgüter eine ganz
verschiedene Stufenhöhe. Vor allem erscheint aber der
Vorschlag des Bundesrates vielen Mitgliedern der Minder- .
heit als getarnte Fristenlösung, zumal in der Kommission
ein Mitglied der Mehrheit darauf hinwies, dass die soziale
Indikation im Grunde einer Freigabe gleichkomme. Die
Minderheit fragt sich auch besorgt: Was sind denn das für
Notlagen, die 84 Tage lang eine Abtreibung rechtfertigen,
vom 85. Tage an aber nicht mehr? Das lässt den Argwohn
aufkommen, dass es mit der Schwere der Notlage, so
korrekt der Bundesrat den Text formuliert hat, nicht weit
her sein kann. Hinzu kommt, dass der Begriff der sozialen
Notlage, um als selbständige, automatische Indikation gel-
ten zu können, doch zu wenig geklärt erscheint. Was ver-
stehen wir unter sozialer Notlage? Sicherlich nicht nur die
materiellen oder finanziellen Notlagen. Der Gesetzentwurf
verweist darauf, dass das Alter, die Kinderzahl und die
Familienverhältnisse zu berücksichtigen seien. Die Bot-
schaft ergänzt: In Betracht kommen auch die aussereheli-
che Schwangerschaft, Wohnungsnot, die Straffälligkeit des
Mannes, die überwiegende Unterhaltspflicht der Schwan-
geren für ihre Familie. Sollen noch weitere Gründe, z. B.
zu kleine Wohnungen, vorübergehende Differenzen zwi-
schen den Ehegatten, schnell aufeinanderfolgende
Schwangerschaften, ein bereits geborenes krankes Kind,
der Tod des Mannes während der Schwangerschaft als
soziale Notlagen gelten?
Sie sehen, diese Unklarheit kann zu einer uferlosen Oeff-
nung für die Praxis führen. Das deutsche Verfassungsge-
richt hat zwar erklärt, die soziale Indikation verstosse an
sich nicht gegen das in der Verfassung verankerte Recht
auf Leben, aber, so hat das Verfassungsgericht beigefügt,
der Gesetzgeber müsse den straffreien Tatbestand so um-
schreiben, dass die Schwere des sozialen Konfliktes deut-
lich erkennbar werde und dass die Kongruenz der sozia-
len Indikation mit den anderen Indikationsfällen gewahrt
bleibe. An diesen Voraussetzungen fehlt es bei der bun-
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desrätlichen Fassung. Wo ist z. B. die Kongruenz in der
Fristenfrage? Wie ist sichergestellt, dass die sozialen Not-
lagen in ihrer Unzumutbarkeit für die Schwangere den
übrigen Indikationsgründen, den juristischen und eugeni-
schen, nahekommen?
Schliesslich noch ein Wort zur eugenischen Indikation des
Bundesrates, der die Abtreibung hier bis unmittelbar zur
Geburt zulässt. Ich glaube, der Bundesrat rutscht mit die-
ser selbständigen eugenischen Indikation auf eine gefähr-
liche Ebene. Ich weiss um die persönlichen Bedenken von
Herrn Bundesrat Brugger, dem diese selbständige eugeni-
sche Indikation auch nicht behagt. Wir müssen deutlich
sehen: Der Gesamtbundesrat unterscheidet mit dieser In-
dikation klar zwischen wertvollem und unwertem Leben,
und dann drängen sich unbequeme Fragen auf: Kann der
schwergeschädigte Mensch unmittelbar nach der Geburt
denn auch beseitigt werden? Wie verhält es sich, wenn
die Frühgeburt der Abtreibung zuvorkommt und das
schwergeschädigte Kind tatsächlich zur Welt kommt?
Die Minderheit vertritt auch die Auffassung, dass wir uns
nicht anmassen sollten, dem missgebildeten Menschen
zu erklären, er könne sowieso nicht glücklich werden,
nicht zu reden von der positiven Ausstrahlungskraft, die
von unheilbar kranken Kindern auf die Umgebung ausge-
hen kann. Wiederum lehnt die Minderheit die Automatik
dieser Indikation ab. Soll man sehr gesunden Eltern, ohne
finanzielle Sorgen, Eltern mit gesunden Kindern, straflos
gestatten, ein weiteres, voraussichtlich geschädigtes Kind
abzutreiben?
Nun zum Minderheitsantrag: Der Vorschlag der Minderheit
empfiehlt sich schon deshalb, weil ihm all die soeben
aufgezeigten Mängel - der Fristen- und der Bundesratslö-
sung - nicht anhaften. Die Minderheit schlägt Ihnen, in
Anlehnung an den Bundesrat, eine erweiterte medizinische
Indikation vor, eine Indikation, die der seriösen Praxis von
Kantonen entspricht, die regelmässig mit dem Problem der
Abtreibung konfrontiert sind; ich denke an die Praxis der
Frauenklinik der Universität Basel.
Ich möchte hier festhalten: die Minderheit steht zu einer
Liberalisierung des heutigen Gesetzestextes Sie wird
analog dem Bundesratsvorschlag bei der Gesundheitsbe-
einträchtigung auf die zu erwartenden Lebensverhältnisse
abstellen und damit auf die Erweiterung der medizinischen
Indikation hinweisen. Zum straflosen Abbruch genügt auch
nach Ansicht der Minderheit eine langdauernde gesund-
heitliche Beeinträchtigung, nicht erst eine lebenslängliche.
Wir erklären ausdrücklich, dass die Gesundheit nicht nur
als körperliche Gesundheit zu verstehen ist. Wesentlich
ist auch, dass die Minderheit weit über den bisherigen
Gesetzestext in Artikel 3 der Schwangeren bis zur Straf-
freiheit entgegenkommt! Die Minderheit ist der Auffassung,
dass sich diese Liberalisierungen rechtfertigen. Wir ver-
schliessen uns der Tatsache nicht, dass die Tragfähigkeit
der einzelnen Frau und damit die Zumutbarkeit einer
Schwangerschaft im Laufe der letzten Jahre und Jahr-
zehnte abgenommen hat. Zudem haben wir im strafrechtli-
chen Bereich angemessen Rücksicht zu nehmen auf die
Auffassung Andersdenkender. Schliesslich dürfen wir
nicht den Fehler machen, das Problem ausschliesslich von
unserer persönlichen Warte aus, von jener unserer Freun-
de und Bekannten, d. h. von finanziell gesicherten und ge-
sunden Verhältnissen aus zu sehen, sondern wir haben uns
hineinzufühlen in jene Nöte und Aengste labiler und ver-
zweifelter Menschen. Dies möchte ich meinen Freunden
sagen, denen unser Vorschlag viel zu nachgiebig und zu
large erscheint.
Die Abgrenzung zum Vorschlag des Bundesrates liegt dar-
in, dass die vier Indikationen auf eine einzige, die erwei-
terte medizinische Indikation, reduziert und zurückgeführt
werden. Die Minderheit ist daher grundsätzlich restriktiver
als der Bundesrat. Das Wesentliche des Minderheitsantra-
ges besteht darin, dass immer auf die schwere Beein-
trächtigung der Gesundheit der Schwangeren Rücksicht

genommen und abgestellt wird, nicht auf andere Notlagen,
die vielleicht in erster Linio Dritte, den Staat, den Vater,
die Geschwister treffen. An sich ist belanglos, aus wel-
chen Gründen auch immer die Gesundheit im Zusammen-
hang mit der Schwangerschaft schwer und langdauernd
geschädigt wird. Immerhin legt die Minderheit Wert auf die
ausdrückliche Feststellung, dass soziale, eugenische und
juristische Notlagen bei der Beurteilung der gesundheitli-
chen Beeinträchtigung in Betracht fallen, womit zusätzlich
zum Ausdruck gebracht wird, dass die Minderheit zur so-
zialmedizinischen Indikation, steht. Die Minderheit räumt
auch ein, dass sich soziale, eugenische und juristische
Notlagen häufig wesentlich auf die Gesundheit auswirken
können. Der Vorschlag des Bundesrates und jener der
Minderheit können sich daher - immer vorausgesetzt, dass
die bundesrätliche Lösung von der Praxis seriös und ge-
wissenhaft gehandhabt wird - in der Praxis ziemlich nahe-
kommen. Aber die Gesundheit braucht auch bei sozialen
Notlagen nicht zwangsläufig schwer beeinträchtigt zu wer-
den.
Sodann sei klargestellt, dass der Gesundheitsbegriff nicht
etwa im Sinne der Weltgesundheitsorganisation gemeint
und nicht identisch mit blossem Wohlbefinden ist. Viel-
mehr kann nur eine schwere und langdauernde Krankheit
die Gesundheit beeinträchtigen.
Ein weiteres Merkmal des Minderheitsantrages liegt darin,
dass die Minderheit sämtliche Begutachtungsfunktionen
dem Arzt überträgt und den Sozialarbeiter, die Untersu-
chungskommission und den Experten für die eugenische
Indikation eliminiert.
Man wirft dem Bundesrat und der Minderheit vor, die Dun-
kelziffer, d. h. die illegalen Abbruche, seien derart hoch,
dass es sich nicht verantworten lasse, für die wenigen
Straffälle das Strafrecht aufrechtzuerhalten. Eine Bemer-
kung zu Frau Lang: Es lässt sich in keiner Weise belegen
oder beweisen, dass in der Schweiz 100000 Abtreibungen
vorgenommen werden, d. h. etwa 80 000 illegale; Auch die
von Herrn Stamm propagierte Zahl von 50 000 ist völlig
irreal. Wir müssen ganz eh'lieh zugeben, wir haben keine
Anhaltspunkte in dieser Frage, wir dürfen weder 1000 noch
20000, sicherlich nicht 50000 oder 100000 Abtreibungen
annehmen.
Zum Entscheidenden: So wesentlich die praktische Durch-
setzbarkeit für den Rechtsstaat auf die Dauer ist, so ist sie
gleichwohl nur sekundär. Ici erinnere Sie nochmals an die
selbständige Bedeutung der Strafnorm und ihre Bildungs-
funktion für das Gewissen und die Mentalität unseres Volkes.
Im übrigen gibt es Parallele:-scheinungen, in denen der Ge-
setzgeber keineswegs so ängstlich reagiert. Ich erinnere Sie
an die doch weitverbreiteten Steuerdelikte oder die grassie-
renden Warenhausdiebstähle. Kein Mensch kommt auf die
Idee, diese Delikte straflos zu erklären, obwohl die Dun-
kelziffer absolut und verna tnismässig viel grösser ist als
beim Schwangerschaftsabforuch. Ein anderes Beispiel:
Sollen wir denn, gemäss diesen Ueberlegungen zur Dun-
kelziffer, Terroristen, Entfiihrer und Bombenleger nicht
mehr verfolgen, nur weil ihre Freilassung durch neue Ter-
roristen erpresst wird? In all diesen Fragen sehen wir
völlig klar und grundsätzlich; nur in der Abtreibung er-
scheint der klare Blick für das Wesentliche getrübt!
Schliesslich ist die Minderheit der Meinung, dass mit den
neuen Vorschriften die Durchsetzbarkeit des Strafrechtes
verbessert werden muss. Deshalb sind nun die abgegebe-
nen Gutachten der Sanitätsbehörde einzureichen. Eine
Ueberprüfung der Gutachter à la Fristenlösung, d. h. jener
Aerzte, die Formularbescheinigungen ausstellen, wird da-
mit möglich. Gemäss den neuen Artikeln 9 und 10 können
die Gutachter bei grobfahrlassiger Bescheinigung oder bei
Nichteinhaltung formeller Voraussetzungen strafrechtlich
verfolgt werden.
Schliesslich ist auch daraif hinzuweisen, dass in Artikel
14 dem Bundesrat die Kompetenz übertragen wird, Be-
stimmungen über die Begutachtung zu erlassen. Vor dem
Erlass sind die Kantone anzuhören, d. h. die Erlasse des
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Bundesrates beruhen auf einem Erfahrungsaustausch der
zuständigen eidgenössischen und kantonalen Amtsstellen.
Dies gewährt einen dauernden Meinungsaustausch über
die Kantonsgrenzen hinaus und führt, so hoffe ich, minde-
stens für den Strafrechtsbereich zu einer beidseitigen An-
näherung der Extremstandpunkte. Aus ähnlichen Gründen
vermag auch der Vorwurf, die Praxis in den Kantonen sei
völlig ungleich, nicht zu verfangen. Gewisse unterschiedli-
che Beurteilungen in verschiedenen Kantonen hat der Ge-
setzgeber von allem Anfang an in Kauf genommen, indem
das Gutachten in dem Kanton erstattet werden kann, in
dem der Eingriff erfolgt. Unterschiede von Kanton zu Kan-
ton werden sich auch aufgrund des neuen Artikels 7ter
ergeben, wonach niemand verpflichtet ist, an einem
Schwangerschaftsabbruch mitzuwirken, wenn er das aus
Gewissensgründen nicht verantworten kann. Uebrigens gilt
auch hier das bereits zur Dunkelziffer analog Gesagte.
Auch hier ein Beispiel: Die Lex Purgier oder früher die
Lex von Moos wurden in verschiedenen Kantonen ganz
verschieden gehandhabt, und das Unrechtsempfinden war
an vielen Orten nicht vorhanden und ist heute noch kaum
vorhanden. Dennoch kommen wir nicht auf die Idee, den
Grundstückerwerb durch Ausländer straflos zu akzeptie-
ren. Wir sind hier wie dort, heute und vielleicht auch bald
wieder, genötigt, die praktische Anwendung zu verbessern.

Abschliessend vielleicht noch etwas Handfestes für die
mehr Praktischen unter Ihnen, die sich für grundsätzliche
Argumente nicht so erwärmen können. Ganz Europa ringt
zurzeit um neue strafrechtliche Lösungen. Deutschland
wird nach dem Entscheid des Verfassungsgerichtes für
Jahre, wenn nicht für Jahrzehnte eine Indikationenrege-
lung behalten. In England ist von Labour-Seite her ein
Verschärfungsantrag gestellt worden, obwohl die Abtrei-
bungen in England zahlenmässig stark hinter den Abtreibun-
gen in der Schweiz zurückbleiben. Die meisten Ostblock-
staaten haben zurückbuchstabiert und kehrten zu einer
strengen Indikationenregelung zurück. Die Entwicklung in
Oesterreich ist keineswegs abgeschlossen, die Initiative
oder auch nur ein Regierungswechsel können hier schon
bald eine völlige Umkehr bewirken. Es ist nicht ein Argu-
ment der Minderheit: Aber Herr Kollege Auer hat in der
Januarsession auf den bedenklichen Geburtenrückgang
und die Förderung dieses Rückgangs durch die Fristenlö-
sung hingewiesen. Tatsächlich sind wir vielleicht schon
bald aus praktischen Gründen genötigt, grundsätzlicher zu
denken. Die Minderheit meint auch, dass man zuerst ein-
mal die Auswirkungen der Verhütungsmittel abwarten
müsste, bevor man einen Schritt in eine völlig neue Menta-
lität und in eine völlig neue Lösung wagt. Wollen wir nun
Augenblicksstrafrecht schaffen, das wir vielleicht morgen
zurücknehmen müssen? Oder wollen wir nicht mit diesem
völlig Neuen, das einen Affront darstellt für weite Bevölke-
rungskreise, zuwarten bis sich klarere Wege aufzeigen und
nach Auffassung der Minderheit zuwarten, bis die Aus-
wüchse der Konsumgesellschaft - denn leider gehört auch
die Abtreibung zu diesem Phänomen - durch neue Sorgen
verdrängt sind? Ich ersuche Sie daher, dem Antrag der
Minderheit stattzugeben. Dem Antrag der Mehrheit zur In-
itiative und zur Standesinitiative Neuenburg schliesst sich
die Minderheit an.

Mme Spreng, rapporteur de la minorité: C'est un problème
fondamental que nous discutons aujourd'hui. La commis-
sion d'experts n'a pu, en deux ans, se mettre d'accord sur
une proposition unique et votre commission s'est pronon-
cée pour deux projets distincts, ceci par 11 voix contre 11,
la présidente ayant fait pencher la balance vers la solution
dite «des délais». Cela explique la présence inusitée des
quatre rapporteurs. Nous rejetons l'initiative, nous devons
donc proposer un texte de loi modifiant les articles 118 à
121 du code pénal devenus insuffisants. L'incidence de
ces articles sur les valeurs morales de notre pays est telle
qu'une étude longue et consciencieuse s'imposait. Le droit
à la vie est une base essentielle de notre civilisation. Il ne

peut être question d'attenter à une vie si elle ne met en
péril grave une autre existence. Nous avons là une oppo-
sition de deux valeurs et les conditions requises pour que
le législateur puisse renoncer à une sanction pénale doi-
vent être fixées avec la plus grande précision, car dès que
vous effectuez une amputation quelconque au droit absolu
de l'homme et autorisez des limites artificielles à ces
droits, tout le système gouvernemental s'affaiblit et devient
une simple affaire de commodité, sa crédibilité est mise
en jeu. Pour des raisons éthiques, morales et médicales,
la moitié de votre commission a rejeté d'emblée la solu-
tion des délais qui équivaut en fait à la libéralisation de
l'avortement. Le principe même d'une loi autorisant libre-
ment la suppression d'une vie humaine, ne serait-ce que
pendant trois mois, nous paraît impensable, car c'est pen-
dant les trois premiers mois de grossesse que se pose
l'éventualité d'une interruption dans la quasi-totalité des
cas. Le contrôle de ces trois mois est du reste parfaite-
ment illusoire, la date des dernières règles ne peut être
prouvée, d'autant plus que celles-ci sont souvent irrégu-
lières, voire absentes et que la mémoire de la femme est
sujette à caution. L'interruption durant ces trois mois se-
rait facile à faire, nous dit-on. La solution de facilité n'est
pas toujours la meilleure! Du reste, si la méthode par
aspiration est facile pour un gynécologue expérimenté, ce
n'est que jusqu'à environ 8 semaines, la tête du fœtus
devenant trop grande par la suite. Les complications pour
la mère et pour les enfants suivants subsistent et ces
complications sont très graves, ceci pour des interruptions
exécutées par des médecins: 15 pour cent au moins de
stérilité, des infections chroniques, deux à trois fois plus
d'avortements spontanés par la suite, des troubles psychi-
ques, tels que frigidité et dépression. On parle moins des
conséquences tout aussi graves pour les enfants suivants,
des accouchements prématurés suivis du décès ou de
maladie de l'enfant; alors qu'une femme qui n'a jamais
avorté a 80 même 100 chances contre 1 de mettre au
monde un enfant sain, la femme qui a été avortée n'a plus
que 14 chances contre 1 d'avoir un enfant en bonne santé
- c'est un travail tchécoslovaque que je cite. N'oublions
pas qu'une opération chirurgicale consiste normalement à
enlever un organe malade, alors qu'une interruption de
grossesse supprime un organe sain, d'une vitalité opti-
male; c'est une intervention parfaitement antiphysiologi-
que dont les conséquences sur la santé de la femme ne
peuvent être que mauvaises. Ce n'est pas pour rien que
les pays socialistes, qui avaient largement poussé à
l'avortement, introduisent à nouveau des lois sévères pour
l'interdire, par suite des dégâts causés à la santé publi-
que. Laisser la femme seule maîtresse du destin de son
enfant me paraît très aléatoire; toute femme se trouve
dans une situation ambiguë pendant les premières se-
maines de la grossesse, prise entre le bonheur normal de
la création et les craintes diverses d'une situation nou-
velle. De très nombreuses femmes ont à cette époque des
réactions irréfléchies, allant souvent jusqu'à un certain
déséqulibre nerveux qui pourrait entraîner des décisions
regrettables.

Avec la solution des délais, la femme peut se faire avorter
à l'insu même de son mari, ou pour se venger dans un
moment de colère. N'oublions pas qu'un avortement est
irréparable. La longue conversation prévue avec le méde-
cin par la solution des délais n'est pas contrôlable. En lui
enlevant la responsabilité de l'indication pour la donner à
la femme, on supprime la motivation même de la discus-
sion. Des difficultés d'ordre pratique, de temps, de lits
d'hôpital rendront bien vite impossible l'illusoire semaine
de réflexion et nombreuses seront les décisions prises à
la hâte dans un moment de panique et regrettées souvent
des vies entières.

Le Conseil fédéral nous propose, lui, une autre solution,
celle des indications. Le texte présenté en est plus com-
pliqué de par sa présentation séparée des motifs d'inter-
ruption: raisons médicales (que nous avions déjà dans



Avortement 218 4 mars 1975

l'ancienne loi); sont nouvelles les raisons sociales graves,
les grossesses résultant d'un acte de contrainte, les lé-
sions graves de l'enfant à venir. Il est faux de prétendre
que cette solution représente un recul sur la loi actuelle;
le champ des indications a été élargi et adapté aux dé-
couvertes scientifiques. Un peu plus sévère pour certains
cantons où l'avortement est devenu une branche floris-
sante de l'économie, elle rend l'application plus uniforme
en obligeant tous les cantons à établir une liste des méde-
cins habilités à délivrer l'avis conforme ainsi qu'une liste
de personnes compétentes au point de vue social.ou judi-
ciaire et pouvant aider à l'établissement du rapport. La
forme de cette proposition ne nous a pas satisfaits, le
texte en est long et haché et l'indication sociale prise
isolément est inapplicable car l'impact des difficultés so-
ciales diffère extrêmement suivant l'individu et selon l'in-
terprétation de l'expert. La séparation des indications ne
tient pas compte de la réalité. L'homme forme un tout
qu'on ne peut diviser en paragraphes. Aussi avons-nous
cherché en commun une solution plus simple qui tienne
mieux compte de cette réalité, car ce n'est que le cumul
de causes diverses qui entraîne une atteinte si grave de la
santé physique ou psychique de la femme enceinte qu'elle
ne peut être évitée qu'au prix de la suppression fœtale.
Notre proposition de minorité groupe donc, dans un arti-
cle unique, les diverses indications en mettant tout le
poids sur l'atteinte à la santé de la mère. Il est ainsi plus
clair et plus bref.
Nous espérons tous, Monsieur le conseiller fédéral, que
vous trouverez notre texte valable et digne d'appui. Un
avortement est toujours un acte détestable, hélas parfois
inévitable. Il reste un acte chirurgical. Comme pour toute
intervention grave, il est favorable que l'indication en soit
posée par deux médecins. L'avis conforme est donc main-
tenu. Comme une composante sociale est presque tou-
jours présente, l'aide des travailleurs sociaux sera donc
souvent demandée. Leurs conseils seront précieux, pour
le médecin comme pour la femme, soit pour dresser l'indi-
cation d'une interruption, soit pour aider la femme à sur-
monter ses difficultés car l'avortement est toujours un
échec, mais avant tout un échec de notre système social.
Dans ce sens du reste, tout le travail consacré à cette loi
aura eu un côté très positif, car si nous sommes divisés
quant à l'exécution, nous avons été unanimes à désirer
une meilleure protection de la femme. Des centres de
consultation pour tous les problèmes relatifs à la gros-
sesse devront être ouverts là où ils n'existent pas encore.
Les cantons seront aidés par des subventions fédérales.
De nos discussions au sein de la commission, il ressort
aussi le désir d'une très bonne instruction sexuelle de
notre jeunesse, d'une aide pendant la grossesse, l'ac-
couchement et les premières années de l'enfant. Une mo-
tion de notre commission sera présentée dans ce sens.
Toute la politique de la famille est à compléter. Une assu-
rance-maternité serait désirable comme la garantie, pour la
femme, de retrouver son travail après le congé de maternité.
Au lieu de renvoyer une jeune fille enceinte de l'école, ce
qui arrive paraît-il encore, il serait plus judicieux de l'ai-
der à apprendre un métier et à être capable d'élever son
enfant. Une indemnité journalière pourrait être envisagée
pendant un laps de temps raisonnable. Les centres de plan-
ning familial doivent être largement ouverts, les moyens de
contraception expliqués car la libéralisation de la femme
par l'avortement est un leurre. Il ne libère que l'homme à
qui il enlève toute responsabilité. La femme supporte alors
seule les conséquences d'un acte fait en commun et on la
laisserait encore seule prendre une décision qui peut met-
tre en danger sa santé, son avenir de mère. La liberté de
la femme dont on a tant parlé se place avant la concep-
tion. Pour terminer, devons-nous absolument copier les
pays voisins? N'avons-nous pas les compétences d'appor-
ter une solution helvétique? L'avortement libre a été intro-
duit en premier lieu dans les pays de l'est de l'Europe
avant de gagner certains pays industrialisés. Les Etats-

Unis sont aux prises avec des difficultés raciales, presque
insurmontables. Des années de guerre leur ont donné une
mentalité différente de la nôtre. Ceci est vrai aussi pour
certains pays européens qui supportent des charges so-
ciales qui dépassent de loin celles que nous connaissons.
De grandes villes comme Londres, Vienne, Paris connais-
sent une misère qui nous est heureusement épargnée. Le
respect de l'avenir, le sens des responsabilités person-
nelles, l'aide au prochain sont beaucoup plus faciles à
appliquer dans un petit pays comme le nôtre. Si nous ne
voulons pas sombrer dans la facilité, notre niveau de vie
élevé nous fixe un devoir, envers notre jeunesse surtout,
celui de maintenir le niveau moral et éthique de notre
peuple.
C'est à cela que se sont efforcés de nombreuses organi-
sations dans toute la Suisse et les membres de la minorité
de votre commission qui vous proposent aujourd'hui un
texte qui défend la vie naissante mais qui permet de venir
en aide à toutes celles dont la détresse serait trop lourde
à supporter.

Frau Rlbi: Ich kann Ihnen mitteilen, dass die radikal-demo-
kratische Fraktion Eintreten beschlossen hat. Uns alle, das
darf man bestimmt sagen, beschäftigt das Problem des
straflosen Schwangerschaftsabbruches ernsthaft. Wir wis-
sen, dass wir ethische und juristische Fragen zu beant-
worten haben und dass unsere Stellungnahme vor allem
eine persönliche sein wird und sein muss. Ich möchte
deshalb verzichten, auf grundsätzliche Erörterungen einzu-
treten und beschränke mich darauf, die Lage zu schildern,
wie sie ist und allenfalls soin wird. Lediglich auf folgendes
möchte ich eingangs noch hinweisen. Unsere Glaubens-
und Gewissensfreiheit gestattet uns in ethischer und reli-
giöser Hinsicht, frei Stellung nehmen zu können. Niemand
hat deshalb ein Recht, jemandem seine Auffassung aufzu-
zwingen oder ihn wegen seiner anderen Einstellung zu
verurteilen. Wohl wird unsere Stellungnahme zum Problem
des Schwangerschaftsabbruches durch persönliche ethi-
sche Ueberlegungen geprägt. Diese dürfen aber nicht al-
lein zum Richtmass für eine Entscheidung werden, die
schliesslich alle trifft, jene mit der gleichen und jene mit
der anderen Auffassung.
Wie sieht die Lage heute aus? Wir haben ein Strafgesetz,
das völlig uneinheitlich befolgt wird. Von der largen Hand-
habung bis zur gänzlichen Missachtung und Nichtanwen-
dung finden wir alle Abstufungen. Dies wird belegt durch
die Zahl der illegalen Abbruche, die mit 20000 pro Jahr
angenommen werden muss. Von diesen illegalen und da-
mit strafbaren Fällen kommen lediglich 1 bis 2 Promille zur
Strafverfolgung. 20000 Frauen und ebensoviele Männer
gehen also jährlich einen ungesetzlichen Weg, um eine
Notlage abzuwenden. Ni€>mand wird behaupten wollen,
dass es sich um lauter gewissenlose und oberflächliche,
ethisch minderwertige Rechtsbrecher handle, sondern es
sind Menschen wie wir alle.
Was bedeutet ein illegaler Abbruch? Eine gesundheitliche
Gefährdung, wenn die Frau zum Laienabtreiber geht, wenn
sie ins Ausland reist oder aus Angst vor der Entdeckung
sich nach dem Eingriff nicht die nötige Schonung aufer-
legt oder sich entsprechenden Nachkontrollen nicht unter-
zieht oder unterziehen kann. Er bedeutet zeitliche Ver-
schleppung, weil es oft lange geht, bis man einen illegalen
Weg gefunden hat, und heisst damit Abbruch in einem für
die Frau gefährlichen Zeitpunkt. Es bedeutet Schuldgefüh-
le und Angst, weil man e:was Strafbares tat. Er bedeutet
Ausgeliefertsein an Wucherer und an unwürdige Situatio-
nen. Diese Wirklichkeit heisst aber auch Belastung für
jene verantwortungsbereiten Aerzte, die den Frauen in ih-
rer wirklichen Bedrängnis und Not helfen wollen und die
nur mit einer an sich nicht statthaften largen Auslegung
des bisherigen Gesetzes und im Tandemverhältnis mit
einem Gutachterkollegen den Abbruch pro forma legalisie-
ren. Der Ist-Zustand ist unhaltbar geworden. Er ruft einer
Aenderung und Verbesserung, die gefunden werden muss.
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Welche Lösungsvorschläge liegen heute vor? Es ist er-
stens die Initiative für straflosen Schwangerschaftsab-
bruch und die Standesinitiative des Kantons Neuenburg.
Sie werden von einer überwiegenden Mehrzahl von Frauen
und Männern des bestimmtesten abgelehnt und kommen
deshalb überhaupt nicht in Betracht. Lediglich der Voll-
ständigkeit halber möchte ich betonen, dass ich mich per-
sönlich mit aller Deutlichkeit davon distanziere.
Als Alternative hat der Bundesrat eine Lösungsmöglichkeit
erarbeitet. Sie beinhaltet eine weitgehende und aufgefä-
cherte Indikationenstellung. Mit der ihr innewohnenden
Wahlmöglichkeit zwischen den einzelnen Indikationen
kommt sie einer Lösung nahe, bei der dem Arzt die end-
gültige Entscheidung überlassen wird: Abbruch, ja oder
nein. Sie hat aber einen Pferdefuss. Das Prozedere ist
belastet mit einem Gutachterzwang, der erneut die Un-
gleichheiten zwischen liberalen und konservativen Landes-
gegenden schafft, da der Begutachter ein amtlich bezeich-
neter Arzt oder eine amtliche Fachinstanz oder Fachper-
son zu sein hat, also im konservativen Kanton ein Konser-
vativer und im liberalen ein Liberaler. Das Aufsuchen
eines ihr fremden amtlichen Gutachters und das Ausbrei-
ten ihrer Notlage, allenfalls der familiären Schwierigkeiten
oder solcher aus ihrem Intimbereich, ist für die Frau de-
mütigend. Der fremde Gutachter wird zum Richter über
sie.
Nach wie vor wird deshalb ein Grossteil der Frauen und
gerade jener, die sich in einer wirklichen inneren Notlage
befinden, auf die Wanderschaft getrieben, sei es im Inland
oder im Ausland, dorthin, wo sie nicht vor Fremden Red
und Antwort stehen oder sich gar mit Lügen ein Gutachten
erschwindeln müssen. Das sind die Tatsachen, die wir von
der bisherigen Regelung her kennen. Das die begüterte
Frau nach wie vor privilegiert ist, bedeutet ein Weiterbe-
stehen einer sozialen Ungerechtigkeit. Es ist aber dem
Bundesrat zugute zu halten, dass er in einem Punkt eine
wesentliche Verbesserung angestrebt hat. Er bindet seine
Indikationen nicht ausschliesslich an den Umstand einer
gesundheitlichen Gefährdung der Schwangeren, sondern
lässt auch als Begründung die soziale Notlage zu. Er hat
damit der in liberalen Kantonen bisher geübten Praxis
Rechnung getragen. Dort sind die meisten der von Psych-
iatern erstellten Gutachten, die übrigens über 90 Prozent
aller medizinischen Gutachten ausmachen, solche mit so-
zialen Indikationen.
Die Minderheit der natlonalrätlichen Kommission präsen-
tiert einen Vorschlag, der in einem einzigen Artikel die von
ihm akzeptierten Indikationen zusammenfasst. Mit der ge-
nerellen Formulierung, nämlich der Beeinträchtigung der
körperlichen, seelischen oder geistigen Gesundheit der
Schwangeren und der Erklärung, dass darunter auch nicht
anders abwendbare soziale Notlagen oder Schädigungen
des Kindes verstanden werden können, beschränkt der
Vorschlag der Minderheit die Indikationsstellung wiederum
auf den engen gesundheitlichen Bereich. Zudem macht
auch er die Frau völlig abhängig vom Gutachter, der von
der Sanitätsbehörde des Kantons bezeichnet wird, also
eine Amtsperson ist. Was dies in konservativen Kantonen
bedeutet, kann sich jedermann leicht selbst ausmalen. Al-
so nimmt man auch hier in Kauf, ja man fordert gerade
dazu auf, indem man den Eingriff in einem anderen Kan-
ton mit jenem anderen kantonalen Gutachter zulässt, dass
die Frau auf Wanderschaft geht! Wir bei uns wollen nicht,
also wollen die anderen. Eine nach meinem Dafürhalten
nicht ganz klare Moral! Für die liberalen Kantone bedeutet
die Lösung der Minderheit zudem einen eindeutigen Rück-
schritt gegenüber der bisherigen Praxis. Sie dürfte des-
halb für sie nicht annehmbar sein.
Es bleibt der dritte Vorschlag, die Fristenlösung, die in der
Kommission eine Mehrheit mit Stichentscheid fand. Eine
Frist von zwölf Wochen, innert welcher der Schwanger-
schaftsabbruch straflos sein soll, wenn flankierende Mass-
nahmen beachtet werden, trägt dem Umstand Rechnung,
dass in dieser Zeitspanne ein Abbruch medizinisch ein-

fach und damit weitgehend gefahrlos ist. Nebenbei be-
merkt ist in dieser Frist jene Entwicklungsstufe des Em-
bryos noch nicht erreicht, in welcher er bereits spezifisch
menschliche Eigenschaften wie beispielsweise eine Ge-
hirntätigkeit aufweist. Eindeutige Vorteile der Fristenlö-
sung liegen zudem darin, dass sie klare und für alle Frau-
en gleiche Verhältnisse schafft. Es braucht keine demüti-
genden Explorationen bei einem staatlichen Gutachter.
Der medizinisch günstige Zeitpunkt wird nicht durch lan-
ges Warten auf eine Begutachtungsmöglichkeit verpasst,
und die Wanderschaft oder die Fahrt ins Ausland unter-
bleiben. Die flankierenden Massnahmen, nämlich die obli-
gatorische Beratung und die einwöchige obligatorische
Bedenkzeit zwischen Beratung und allfälligem Abbruch,
gewährleisten einen ausreichenden Schutz vor unüberleg-
tem panikartigem Handeln. Das wichtigste aber, die Illegali-
tät mit ihren misslichen Folgen, wird unterbleiben.
Von ganz wesentlicher Bedeutung ist ferner, dass die
Straflösigkeit des Abbruchs in den ersten zwölf Wochen
der Schwangerschaft keinesfalls ein Recht auf einen Ab-
bruch bedeutet. Kein Arzt ist gezwungen, einen Abbruch
durchzuführen. Der Arzt, Hausarzt oder Frauenarzt, der
von der Frau aufgesucht wird, ist im Gegensatz zum amtli-
chen Gutachter der Arzt ihres Vertrauens. Er kann deshalb
einen entscheidenden Einfluss auf ihren Entschluss aus-
üben. Man kann den Aerzten wirklich zutrauen, dass sie
den an sich unbeliebten Eingriff wirklich nur bei wohlbe-
gründetem Verlangen durchführen, zumal die Honorierung
gesetzlich geregelt sein wird, im Sinne sozialer Tarife, und
dass von dieser Seite her kein zusätzlicher Anreiz für
möglichst viele Eingriffe entstehen kann.
Abschliessend möchte ich festhalten, dass wir alle, ob wir
nun in einer konservativen Haltung verharren oder uns zu
einer Liberalisierung durchgerungen haben, uns in einer
Konfliktsituation befinden. Unbestritten bleibt, dass das
menschliche Leben geschützt werden muss, das Leben
von Frau und Kind, soweit dies gleichzeitig möglich ist.
Dies ist ein allseitig anerkannter Grundsatz. Grundsätze
nützen aber nichts, wenn man sie nicht durchsetzen kann.
Weil man sie auch bisher nicht durchsetzen konnte, müs-
sen wir unser Gesetz ändern. Niemandem wird der Ent-
scheid leicht gemacht, auch den Anhängern der Fristenlö-
sung nicht, zu denen ich mich zähle. Es geht darum, eine
Lösung zu finden, die der Wirklichkeit gerecht wird. Ein
neues Gesetz darf nicht schlechter sein als das alte und
vor allem nicht so, dass es von allem Anfang an wieder
umgangen und ganz einfach nicht angewandt wird. Jede
Frau, die sich ausserstande fühlt, eine nicht geplante
Schwangerschaft auszutragen, wird auch in Zukunft einen
Weg suchen, um die Schwangerschaft abzubrechen, und
sie wird den Weg auch finden. Es wird dann wohl oder
übel wieder ein ungesetzlicher sein. Das sollten wir ver-
meiden. Ich kann Ihnen mitteilen, dass sich in der radikal-
demokratischen Fraktion die Befürworter und die Gegner
der Fristenlösung und vice versa der Indikationenlösung
die Waage hielten. Persönlich hoffe ich - auch im Namen
aller jener Männer und Frauen, die diesen Entscheid von
uns erwarten -, dass Sie der Fristenlösung zustimmen
werden.

Reich: Die frei-republikanische und nationale Fraktion
nimmt zum Schwangerschaftsabbruch mehrheitlich wie
folgt Stellung: Ob eine Schwangerschaftsunterbrechung
unter bestimmten Voraussetzungen für straflos erklärt wer-
den kann, ist eine Frage des rechtssetzungspolitischen,
somit des ethischen Ermessens. Ob sie aber grundsätzlich
straflos freigegeben werden soll durch Anordnung auf Ver-
fassungs- oder Gesetzesstufe, das ist eine Rechtsfrage,
die nur im Rahmen der geltenden Verfassungsgrundlagen
und der ins nationale Recht transformierten Europäischen
Menschenrechtskonvention gelöst werden kann. Unsere
Verfassung beginnt mit den Worten «Im Namen Gottes des
Allmächtigen», sie fusst daher deutlich auf den Wertmass-
stäben unserer christlichen Glaubensbekenntnisse, die
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sich allesamt zum Recht auf das Leben bekennen als
übergeordnetem Grundgesetz. Desgleichen beginnt die
Europäische Menschenrechtskonvention in Artikel 2: «Das
Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich ge-
schützt.» Diese massgeblichen Grundnormen besitzen ver-
fassungsrechtliche Vorherrschaft, noch deutlicher: Ueber-
verfassungsrang. Strassburg hat denn auch eine Resolu-
tion auf straflosen Schwangerschaftsabbruch mehrheitlich
abgelehnt. Daraus resultiert zwingend der anerkannte
Rechtsschutz des keimenden Lebens.
Sollte daher die vorliegende Initiative gutgeheissen wer-
den, dann werde ich mir vorbehalten, diese mit der Indivi-
dualbeschwerde in Strassburg anzufechten; denn dort
wird mit bemerkenswerter Entschiedenheit der Schutz des
werdenden Lebens im Rang über das Selbstbestimmungs-
recht der Frauen gestellt. Diese Rechtsauslegung ist bei
unserer monistischen Inkorporation der Europäischen
Menschenrechtskonvention verbindlich. Sie haben kürzlich
so entschieden, und nun müssen Sie dieses Recht und
seine Auslegung in Strassburg im konkreten Fall gegen
sich gelten lassen, und diesen Normen kommt Ueberver-
fassungsrang zu.
Weiter ist das Lebensrecht des werdenden Menschen ein
elementares Naturrecht. Der Mensch in seiner ganzen Ein-
maligkeit besteht von allem Anfang an als schützenswertes
Individuum und als selbständiges Rechtsobjekt, das einer
umfassenden Schutz- und Förderungspflicht des Staates
untersteht. Unser nationales Recht und das transformierte
Völkerrecht bilden daher eine unüberwindliche materielle
Schranke für eine Verfassungsrevision. Der Schutz des
menschlichen Lebens ist eine unabdingbare Grundnorm
unserer Rechts- und Sittlichkeitsordnung. Danach ist das
Leben eines wehrlosen Menschen vom Ungeborenen bis
zum Greis durch den Staat abzusichern gegen Eingriffe
Dritter und auch gegen solche der Mutter selbst. Gerade
darin liegt die primäre Herausforderung eines neuzeitlich
aufgeschlossenen und der Menschlichkeit verpflichteten
Sozialstaates.
Was daher unseren Massenmedien not tut, sind die Veran-
kerung der Ehrfurcht vor dem Leben und die Propagierung
einer vermehrten gegenseitigen Hilfsbereitschaft aller so-
wie ein gesünderes Mutter-Kind-Bildnis. Schutz unseres
Volkes und besonders unserer Jugend vor negativer mate-
rialistischer Beeinflussung, bessere Leib, Seele und Geist
umfassende Aufklärung, zweckmässige Beratung und Be-
treuung zur Verhinderung ungewollter Schwangerschaften!
Was die Initiative verlangt, ist tatsächlich eine Ungeheuer-
lichkeit, eine Imitation aus dem Ausland, die ziemlich
schlecht kopiert wurde, will sie doch ohne Not die Verfü-
gungsgewalt über ein anderes Leben zum freien Spielball
momentaner Launen und Verstimmungen machen. Vor al-
lem ist sie staatspolitisch ein verhängnisvoller Einbruch in
die Gesamtheit unserer ethischen Grundsätze und Rechts-
normen, ein Angriff auf die Eckpfeiler unserer gemeinsa-
men Kultur, die unser Zusammenleben gestaltet. Diese
fundamentalen Verfassungs- und Menschenrechte dürfen
daher keinesfalls bedingungslos freigegeben werden.
Die Rechtsordnung darf das Selbstbestimmungsrecht der
Frau nicht zum alleinigen massgeblichen Hauptwert ma-
chen. Vielmehr hat der Staat primär eine umfassende Ju-
gendschutzpflicht. Er hat sich erhaltend und fördernd vor
das junge Leben zu stellen und es vor jeglichen Eingriffen
abzusichern, ja er muss von der ausdrücklichen natürli-
chen Pflicht zur Austragung des Kindes ausgehen. Ein
Schwangerschaftsabbruch stellt grundsätzlich eine wider-
natürliche und damit unerlaubte Handlung dar. Recht und
Volksmoral müssen die Missbilligung eines Schwanger-
schaftsabbruches klar zum Ausdruck bringen. Eine Inter-
ruption zerstört unwiderruflich entstandenes menschliches
Leben. Darum ist jeder Schwangerschaftsabbruch eine Tö-
tungshandlung.
Es versteht sich, dass bei dieser Rechts- und Sachlage
den präventiven Massnahmen grösste Bedeutung zu-
kommt, und ich gehe völlig mit allen einig, dass die re-

pressiven Massnahmen nur subsidiären Charakter haben
sollen. Es ist dabei aber falsch, die Abtreibung zu popula-
risieren und sie praktisch als eine bessere Form der anti-
konzeptionellen Mittel hnzuütellen.
Es gibt kein Recht auf den eigenen Bauch, wie das von
den Initianten vulgär geltend gemacht wird. Im Gegenteil,
das keimende Leben muss strafrechtliches Schutzobjekt
bleiben, den individuellen Freiheitsrechten der Frau vorge-
hend, rangieren nämlich die Rechtsgüter der Allgemein-
heit, das Gesittungsinteressie der Gesellschaft, das die Ab-
treibung als ein Vergehen gegen die öffentliche Sittlich-
keit, gegen die Gesundheit und gegen die Familienord-
nung unter Strafe zu stellen hat. Hinzu kommt das Popula-
tionsinteresse der Gesellschaft und des Staates selbst.
Wenn wir schon Rechtsgüter wie Vermögen, Ehre, Sittlich-
keit, Staat usw. schützen, dann ist doch das menschliche
Leben in allen seinen Erscheinungsformen vorrangig.
Nicht übersehen werden darf die hohe Prozentzahl an
gesundheitlichen und psychischen Schäden und Nachwir-
kungen, die erfahrungsgernäss mit Abtreibungen verbun-
den sind; man schätzt sie auf 25 bis 30 Prozent. Bei völli-
ger Straffreiheit fehlte insbesondere jede Rechtsgrundlage
für Vorschriften zum gesundheitlichen Schütze der Frau
selbst, was rechtlich von grösster Tragweite ist. Jeder
Eingriff, wann immer er zeitlich erfolgte, wäre nach der
Initiative straflos, unbekümnert, ob er durch einen Quack-
salber oder durch einen Ar2:t vorgenommen würde.
Aus der Erwägung, dass unsere übergeordneten christli-
chen Grundwerte und die Europäische Menschenrechts-
konvention das menschliche Leben und seine Integrität
von der Zeugung bis zum Grabe gewährleisten, sind wir
entschlossen, das hohe Erbe der Achtung vor diesen
Grundwerten kollektiv zu garantieren, und wir lehnen die
Volksinitiative, die Standesinitiative Neuenburg und jegli-
che Fristenlösung konsequent ab.
Der Schwangerschaftsabbruch darf im Grundsatz nicht
aus der staatlichen Uebenvachung entlassen werden; da-
gegen sprechen zwingende ethische, soziale und rechtli-
che Ueberlegungen und nioht zuletzt die schlechten Erfah-
rungen des Auslandes, wo teilweise stark zurückbuchsta-
biert werden musste.
Die Beibehaltung einer iatrafdrohung hat allein schon
einen wesentlichen Einflusi» auf die Zielrichtung, die Wert-
vorstellungen und die Verhaltensweisen unserer Bevölke-
rung. Es ist auch völlig verkehrt, mit allen Mitteln das
mütterliche Schuldgefühl ganz zu verflachen.
Zuzugeben ist allerdings, dass die heutige Rechtswirklich-
keit unbefriedigend ist. In der Tat gibt es Fälle ausweglo-
ser Konfliktsituationen, in denen sich schutzwürdige
Rechtsgüter gleichrangig gegenüberstehen. Gerade in sol-
chen Fällen wäre es unmenschlich und psychologisch
falsch, der sich in einer Notlage und in einem Interessen-
konflikt befindlichen Schwangeren den Entscheid über Le-
ben oder Tod ihres Kinces allein aufzulasten. In ihrer
Notsituation erliegt sie nämlich allzu leicht den Pressionen
des Kindsvaters oder Dritter und entscheidet meist aus
oberflächlich-egoistischen und materiellen Motiven. Sie
braucht die Hilfe Fachkundiger. Wo tatsächlich stichhalti-
ge Indikationen vorliegen - medizinische, eugenische, juri-
stische oder sogar bedingt soziale Indikationen -, sind wir
bereit, Konzessionen zu machen. Im Prinzip soll aber eine
Schwangerschaft nur straflos abgebrochen werden dürfen,
wenn wirklich eine ernsthafte, nicht anders abwendbare
Indikation vorliegt, wenn sich also mit anderen Worten
Rechtsgüter gegenüberstehen, die dem Wert des keimen-
den Menschenindividuums gleichkommen. Diese Ausmar-
chung ist nach rechtsgleicnen, möglichst objektiven, soge-
nannten Unzumutbarkeitskriterien von kompetenten, vom
Kanton ad hoc ausgewählten Fachleuten vorzunehmen,
welche die gegenwärtigen und zukünftigen Lebensverhält-
nisse von Mutter und Kind verantwortungsbewusst abzu-
klären haben. Es versteht sich, dass der Katalog der indi-
zierbaren Tatbestände möglichst präzis formuliert und ge-
setlzich festzulegen ist. In diesem Sinne begrüssen wir
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den Entwurf zu einem Bundesgesetz mit Indikationenlö-
sung; die nachträglich eingeschleuste Fristenlösung leh-
nen wir ab. Die zeitliche Grenzziehung wäre ein Ding der
Unmöglichkeit; die Fristenregelung verstösst auch gegen
jegliche strafrechtlichen Grundbegriffe.
In einem Zeitalter mit beinahe perfekter Konzeptionsverhü-
tung und starkem Geburtenrückgang darf man einer mate-
rialistischen Lebensfeindlichkeit nicht gedankenlos nach-
geben. Die schweigende Mehrheit soll nicht mit falschen
Schlagworten manipuliert werden, viel hängt an einer
sachlichen Aufklärung und an einer vernünftigen Handha-
bung einer Indikationenlösung.
Die Abwägung der Unzumutbarkeit bei den Indikations-
gründen hat aber immer davon auszugehen, dass es sich
beim nasciturus um ein selbständiges menschliches We-
sen handelt, das unter dem Schutz des Staates und der
Rechtsordnung steht. Der Abbruch aufgrund von Indikatio-
nen setzt jeweilen eine entsprechende ernsthafte Notlage
voraus. Dabei anerkennen wir auch eine allgemeine sozia-
le Notlage. Tatsächlich gibt es Fälle, die nicht - wie Herr
Bundesrat Brugger einmal sagte - mit dem Geldbeutel zu
lösen sind, sondern hinter denen unüberwindliche Not und
Elend stecken. Die soziale Lage der Schwangeren und
ihrer Familie kann Konflikte von solcher Schwere aufwei-
sen, dass von der Mutter über ein zumutbares Mass hin-
aus persönliche Rechtsgüter geopfert werden müssten.
Wenn der Staat für solche Fälle Straffreiheit gewährt, so
ist er trotzdem vorgängig verpflichtet, Beratung und Hilfe
anzubieten und die Schwangere nach Möglichkeit ihrer
Mutterschaft zuzuführen. Jedenfalls darf die soziale Indi-
kation nicht die Hintertür werden, durch welche eine ge-
tarnte Fristenlösung unterschoben wird. Auf der anderen
Seite ist darauf zu achten, dass der Faktor Geld und die
soziale Stellung bei der Beurteilung dieser Fragen keine
Rolle spielen darf. Arm und reich müssen sich den glei-
chen Kriterien unterziehen.
Zum Schluss möchte ich dem Bundesrat für seine ausge-
zeichnet begründete Botschaft bestens danken.
Materiell sind wir also für Eintreten auf den bundesrätli-
chen Gegenvorschlag mit der erweiterten Indikationenlö-
sung, aber ohne Fristenlösung.

MmeWIcky: Comme le disait le professeur François Ja-
cob, prix Nobel de physiologie et de médecine, «contre
l'avortement, on invoque parfois la loi de la nature. Mais il
n'y a pas de loi dans la nature. Il n'y a que des phéno-
mènes, ce sont les hommes qui font les lois. En fait de
procréation, toute croyance est digne de respect et doit
être respectée; mais en cette matière les positions me
paraissent fort inégales.
»Réprimer l'avortement, cela signifie interdire par la con-
trainte à toutes les femmes, quelles que soient leurs
croyances, de décider combien elles auront d'enfants et
quand elles les auront. Laisser chacune libre de cette déci-
sion, au contraire, n'a jamais voulu dire obliger toutes les
femmes à avorter. Inutile de souligner laquelle de ces
deux attitudes respecte le mieux la personne humaine.
Donner la vie me paraît l'un des actes les plus graves, les
plus beaux, les plus lourds de sens que puisse accomplir
un être humain. C'est une affaire trop sérieuse pour être
laissée au hasard ou à la contrainte.»
Le message du Conseil fédéral montre bien, par les répon-
ses des cantons, toutes les différences qui existent encore
en Suisse et le mérite des initiateurs est d'avoir permis
que le problème de l'interruption de grossesse soit revu.
L'article 120 du code pénal étant interprété de différentes
manières selon les cantons et selon les experts, l'interrup-
tion de la grossesse en Suisse est une question de
chance ou d'argent. Il importe de savoir que six cantons
seulement se répartissent l'exécution des interruptions
thérapeutiques. Pourquoi en est-il ainsi? Simplement, on
assiste à des migrations des Suissesses des cantons con-
servateurs et rétrogrades en la matière vers les cantons
plus libéraux. En tant que député de Genève, une fois

n'est pas coutume, je peux me déclarer d'accord avec la
réponse de notre exécutif cantonal lors de la procédure
de consultation qui situe très bien le problème. Je me
permets de vous en rappeler quelques extraits.
«Pour ces motifs, nous optons pour la solution du délai
qui à notre avis permet une grande souplesse et peut
seule garantir une certaine égalité de traitement en ma-
tière d'interruption de la grossesse, comme de poursuite
pénales. Nous sommes persuadés que la promotion d'une
telle égalité est un objectif d'une valeur éthique considé-
rable qui ne doit jamais être perdu de vue quand on com-
pare cette solution aux autres. Nous pensons qu'il est in-
exact de prétendre que cette solution consacre la liberté
de l'avortement. Imaginer que la solution du délai a pour
objet de consacrer une telle liberté, c'est prendre l'effet
pour la cause. Cette liberté n'est pas la raison d'être mais
peut être, dans une certaine mesure, la conséquence de
cette solution, une rançon à payer si l'on veut éviter les
conséquences plus néfastes qu'entraînerait l'adoption de
toute autre solution. D'autre part, nous pensons que,
même avec la solution du délat, la protection: de la vie en
germe peut être sauvegardée. Nous partons du principe
que les médecins poursuivront auprès des personnes en-
ceintes cette action d'information, de conseil, au besoin
de dissuasion que la plupart d'entre eux mènent déjà au-
jourd'hui avec une efficacité appréciable et que les cen-
tres de consultation dont la création est prévue tendront
précisément à rendre cette action encore plus efficace en
la complétant et en lui permettant d'aboutir concrètement à
d'autres solutions que l'interruption qui doit demeurer l'ul-
tima ratio. Dans notre canton, le centre d'information fami-
liale et de régulation des naissances œuvre déjà dans ce
domaine avec des résultats toujours plus satisfaisants.
L'exigence imposée aux cantons d'établir un tarif mo-
déré permettra en outre d'éviter des inégalités de traite-
ment qui pourraient surgir si la personne enceinte re-
nonçait à demander l'interruption pour des raisons pé-
cuniaires et prohibera les profits financiers souvent scan-
daleux.»
De nombreuses associations ont pris position pour la solu-
tion des délais. Déjà dans un communiqué de presse, l'Al-
liance des sociétés féminines s'est déclarée consternée
par le fait que le Département de justice et police avait
décidé de retenir le projet le plus rétrograde parmi les
trois proposés par la commission d'experts. Rappelons, à
ce propos, que la commission d'experts ne comprenait
que six femmes sur trente membres. Après consultation de
ces associations affiliées, l'Alliance des sociétés féminines
de Suisse se prononçait pour la solution des délais. Le
Comité de la Fédération suisse des femmes protestantes
et la Commission d'étude sociale de l'Eglise nationale pro-
testante de Genève soutiennent la solution des délais. Ce
n'est pas, comme on les en accuse dans certains milieux,
parce qu'ils veulent la dépravation des mœurs mais essen-
tiellement parce que la législation actuelle est hypocrite et
aristocratique. L'avortement aujourd'hui est praticable
pour qui a de l'argent.» (Editorial du journal La Vie protes-
tante du 29 novembre 1974.) Comme le dit le message, de
nombreux pays ont légiféré d'une manière libérale, le der-
nier en date a été la France dont l'Assemblée nationale a
accepté la proposition du ministre de la santé, Mme Weil.
L'interruption de grossesse a été autorisée aux Etats-Unis
dans un délai de vingt-quatre semaines, par une décision
de la Cour suprême du 22 janvier 1973. Cette décision a
rendu caduques toutes les lois sur l'interruption de gros-
sesse propres aux différents Etats en déclarant qu'elles
violaient la constitution puisqu'elles transgressaient le
droit de la femme à décider librement de mettre ou non
un terme à une grossesse. Depuis la nouvelle législation,
les avortements clandestins ont pratiquement disparu, ce
qui prouve que ceux qui affirment qu'une libéralisation ne
mettrait pas fin aux avortements clandestins, ont tort. En
effet, cet argument se fonde sur l'exemple des pays qui
admettent l'interruption de grossesse mais oblige les
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femmes à comparaître devant une commission des ex-
perts. Dès que la décision n'est pas certaine, les femmes
préfèrent la clandestinité. Lorsque la femme est seule
maîtresse de sa décision, Pavortement est rapidement ju-
gulé. C'est donc au respect de la femme que conduit la
solution des délais.
«Qu'impliqué au juste le respect de la femme, écrit à ce
propos un Jésuite, le Père Bruno Ribert. Il est double. Il
porte d'une part sur la reconnaissance de ce que la
femme est au premier chef celle à qui revient toutes déci-
sions en matière de grossesse, même s'il est souhaitable
que ce genre de décision soit prise par le couple. Toute-
fois, est-il une «libération de la femme» qui puisse s'effec-
tuer dans une méconnaissance des conditions d'exercice
de la liberté? Et s'il est vrai que le principe du respect de
la vie élève la femme à une plus authentique liberté, elle
ne peut se dérober à en accepter la valeur.
»Le principe du respect de la femme porte d'autre part
sur l'ensemble de ses droits fondamentaux. Par là, il faut
entendre notamment sa santé physique ou psychique, le
droit à l'amour si une naissance devait assurément briser
un foyer, le droit à définir librement son avenir; or cer-
taines grossesses imposées peuvent engendrer un asser-
vissement, briser à tout jamais un état de vie ou bloquer
une possibilité de mariage par exemple, le droit d'exercer
les responsabilités et les engagements fondamentaux con-
tractés à l'égard de tiers, très précisément les devoirs à
l'égard des enfants déjà nés, devoirs qu'une nouvelle nais-
sance peut mettr,e dans l'impossibilité d'assumer.»
Notre parti prendra position pour la solution des délais.
Cette solution est la seule possibilité d'arriver à une situa-
tion uniforme dans toute la Suisse. Elle est la seule équi-
table pour toutes les femmes de conditions sociales par-
fois si différentes. Je sais que certaines situations suppor-
tables pour les uns ne le sont pour d'autres. Donner la vie,
quoi de plus beau? Mais faire vivre ensuite dans n'importe
quelles conditions, non. Je pense ici à l'une de mes pe-
tites élèves, de famille nombreuse, qui, à la rentrée de
septembre, me disait: «Nous ne sommes'pas partis en
vacances, il y avait de nouveau un bébé.» Et l'aînée de
cette famille ne savait pas, à 12 ans, ce que «jouer» vou-
lait dire, harcelée qu'elle était par toutes les tâches ména-
gères.
Il y a aussi le problème des enfants non désirés et, en
trente ans d'enseignement, en ai-je vu de ces enfants mal
aimés! Que dire d'une mère qui vous déclare en parlant
de sa fille unique, et devant elle: «Elle est seule, mais elle
est de trop.» Tous les spécialistes l'attestent. C'est parmi
ces enfants-là qu'on trouve le plus de caractériels et de
psychotiques. Etre un être humain c'est être aussi accueil-
li. Si l'on veut absolument dissuader les femmes de recou-
rir à l'interruption de grossesse, il faut avant tout protéger
la maternité. C'est pourquoi notre parti a déposé l'an pas-
sé une motion invitant le Conseil fédéral à soumettre aux
Chambres une loi sur la protection de la maternité. Cette
loi aurait dû réunir, en les améliorant, et en les complé-
tant, les divers textes législatifs se trouvant dispersés
dans le code des obligations, la loi sur le travail et la loi
sur l'assurance-maladie. Cette loi aurait dû comprendre
les chapitres suivants: congés de maternité - prénatal,
postnatal et allaitement -, protection de l'emploi, garantie
de la place de travail, protection de la santé de la femme
au travail pendant la maternité, prestations pour frais mé-
dicaux hospitaliers et pharmaceutiques, prestations pour
allaitement naturel et artificiel, prestations pour pertes de
gain, prestations pour femmes sans activité lucrative. Mal-
heureusement, le Conseil fédéral n'a pas accepté cette
motion et a proposé de la transformer en postulat; c'était
donc une volonté de ne pas vouloir légiférer en la matière.
La proposition qui nous est soumise au chapitre premier
du projet de loi sur la protection de la grossesse concer-
nant les centres de consultation nous semble très insuffi-
sante. Lorsqu'on connaît les réductions actuelles des sub-

ventions aux cantons, on peut se demander quand ils ver-
ront le jour. '
Ce qu'il faudrait proposer, ce sont des centres de plan-
ning familial suggérant de:: méthodes de contraception.
De plus, une information sexuelle généralisée, diffusée dès
l'enfance et accessible à tous, devrait voir le jour. Que
l'on nous comprenne bien: nous ne voulons pas recom-
mander une interruption de grossesse, mais cesser de la
punir. Nous considérons que l'interruption de grossesse
ne sera jamais un acte anodin et qu'elle ne sera jamais
qu'un ultime recours. Nous contestons à ce groupement
qui s'intitule «Oui à la vie» lì droit de nous juger. La lettre
du président central de cette association - qui n'est autre
que M.Roger Bonvin, ancien président de la Confédéra-
tion - envoyée aux conseillers nationaux est inadmissible,
comme en témoigne la phrasie suivante: «Ceux qui ont pro-
mis sur leur honneur de respecter la constitution ne peu-
vent en auvun cas vouloir ou voter la possibilité de suppri-
mer un être qui vit.» Nous ne voulons pas trancher sur ce
qui est certitude pour certains et ne l'est pas pour d'au-
tres concernant la vie. Nous nous en tenons à la définition
des experts de l'Organisation mondiale de la santé à pro-
pos de l'avortement. Il est dit ceci: «Dans le langage mé-
dical, on entend par avorte Tient l'interruption de la gros-
sesse avant que le fœtus ne soit viable, c'est-à-dire capa-
ble de mener une vie extra-utérine indépendante.» Nous
rappelons également la définition de la santé selon cette
même organisation: «La santé ne consiste pas seulement
en une absence de maladie ou d'infirmité, mais elle est un
état de complet bien-être, physique, mental et social.» Ce
n'est que dans ces conditions que la femme peut donner
la vie avec joie.
Le Parti suisse du travail, partisan résolu d'une réforme
fondamentale du code pénal suisse sur ce point, a exami-
né les diverses suggestions faites par la Division fédérale
de la justice. Il se rallie à la solution dite «solution des
délais» qui déclare l'interruption de grossesse non punis-
sable lorsqu'elle aura été pratiquée par un médecin
diplômé et autorisée dans un délai de douze semaines
après le début de cette grossesse. A son avis, seule cette
solution préserve et assure a liberté de choix de la mère,
sans procédures inquisitoires et vexatoires, et elle est
seule de nature à permettre! la réforme du code pénal si
nécessaire et si attendue.

Allgöwer: Mit der Todesstrafe wurde im Dritten Reich be-
droht, wer ohne behördlichem Befehl eine Abtreibung vor-
nahm und angeblich die Lebenskraft des deutschen Vol-
kes schwächte. Hingegen wurden ohne Skrupel in Konzen-
trationslagern, in besetzten Ostgebieten und in Anstalten
mindestens 10 bis 12 Millionen hilflose Menschen bestia-
lisch umgebracht. Trotz dioser furchtbaren Schuld wagt
das Verfassungsgericht in Karlsruhe im Zusammenhang
mit der Fristenlösung zu behaupten, in anderen Ländern
bestimmten eben «andere reichtliche Massstäbe» das Han-
deln des Gesetzgebers. Als Ausdruck der «Arroganz» be-
zeichnet eine angesehene deutsche Wochenzeitung diese
Haltung. In der Schweiz haben wir kein Hitler-Trauma ab-
zureagieren und brauchen uns nicht um die merkwürdige
Argumentation von jenseits des Rheines zu kümmern.
Andererseits stehen wir inmitten einer Liberalisierungsbe-
wegung, die rund um den Erdball, in West und in Ost, ein
Land nach dem anderen erfasst. Von unseren Nachbarn
haben sich bereits Frankreich und Oesterreich zur freiheit-
lichen Fristenlösung bekannt, während das italienische
Verfassungsgericht " kürzlich den Schwangerschaftsab-
bruch gutgeheissen hat, wenn die physische oder psychi-
sche Gesundheit der Mutter in Gefahr ist. Die skandinavi-
schen Staaten, Holland, England und die Vereinigten Staa-
ten, die Sowjetunion und die anderen kommunistisch re-
gierten Länder kennen Lösungen mit sozialer Indikation
oder mit straffrei erklärter Fristenlösung. Wo die Gesetzge-
bung noch hintennachhinkt, ist die Praxis weitgehend llbe-
ralisiert bis zum Verzicht auf jede Strafverfolgung, also zur
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Missachtung des bestehenden Rechts. Entscheidend ist
für uns jedoch nicht die Lösung in irgendeinem anderen
Staat, sondern die Argumentation, die sich aus unserer
schweizerischen Situation ergibt.
Ausgangspunkt ist für uns die tiefe menschliche Not, in
die eine Frau und später das Kind durch eine uner-
wünschte Schwangerschaft geraten können. Dafür zeugt
die vermutete Dunkelziffer von 10000 bis 20000 illegalen
Abtreibungen, die Jahr für Jahr in unserem Land durchge-
führt werden. Es braucht viel, bis sich eine Frau einem
Kurpfuscher ausliefert, ihre Gesundheit gefährdet, riskiert,
unfruchtbar zu werden oder vor Gericht zu kommen. Meist
handelt es sich um unerfahrene, verführte Mädchen oder
um verzweifelte Ehefrauen, die ohnehin Mühe haben, mit
dem Leben fertig zu werden. Ihnen wird zugemutet, das
schwer tragbare Schicksal einer unehelichen oder uner-
wünschten Mutterschaft auf sich zu nehmen, wozu ein
grosses menschliches Format notwendig wäre. Die mei-
sten zerbrechen daran, sehen ihre Lebens- und Heirats-
chancen dahinschwinden und können sich aus dem Netz
der Vorwürfe nicht mehr befreien.
Die Zumutung einer ausserehelichen Schwangerschaft be-
deutet eine menschliche Grausamkeit von alttestamentli-
chem, antikem Ausmass. Sie wird angeblich im Namen der
Ethik von jenen gestellt, die das Glück besitzen, im Rah-
men der von der heutigen Gesellschaft bestimmten Nor-
men zu leben. Sie merken nicht, dass ihre Haltung eigent-
lich eine Verneinung der Familie bedeutet, gerade wenn
das uneheliche Kind dem ehelichen gleichgestellt wird.
Ein Pharisäertum entwickelt sich, das dem Gesicherten
schmeichelt, das aber in Wirklichkeit eine widerwärtige
Heuchelei bedeutet. Sie wird besonders deutlich, wenn
man zum Trost auf die Möglichkeit der Adoption hinweist,
also einer Frau zumutet, gegen ihren Willen Mutter zu wer-
den, und die ihr dann das Kind wegnimmt, wenn die Mut-
tergefühle wachwerden.
Nicht weniger grausam verhalten sich die Gegner eines
straflosen Schwangerschaftsabbruchs gegenüber dem
Kind. Wer wegen Tod oder Scheidung der Eltern seinen
Vater verliert, hat mit einer schweren Hypothek fertigzu-
werden. Wer aber seinen Vater nicht einmal kennt, einen
anderen Namen trägt, von seinen Jugendgespielen deswe-
gen gehänselt wird und zeitlebens mit Minderwertigkeits-
gefühlen zu kämpfen hat, wird seines Daseins selten froh
und gerät leicht in Feindschaft zur Gesellschaft. Das Leben
unzähliger Mütter und ihrer unerwünschten Kinder rollt
unter Bedingungen ab, die unmenschlich sind und die wir
auch mit neuen Gesetzesbestimmungen zugunsten der Un-
ehelichen und zur Verbesserung der Adoption nicht än-
dern können. Die Verweigerung legaler Abtreibungsmög-
lichkeiten bedeutet daher eine Missachtung der Mensch-
lichkeit.
Leider kommt es in unserer abendländischen Geschichte
immer wieder vor, dass wir eines abstrakten Prinzips we-
gen Unmenschlichkeiten begehen. Statt das Leben nach
der Geburt primär in den Vordergrund zu stellen und sei-
ne optimale Gestaltung anzustreben, wird eine Theorie
über das Leben vor der Geburt entwickelt, die vielleicht
biologisch stimmt, die aber keinerlei Lösung unseres Pro-
blèmes bringt. Diese Theorie mag im Interesse gewisser
theologischer oder philosophischer Lehren liegen, ist aber
wirklichkeitsfremd und zeigt eine veraltete Beurteilung des
Geschlechtslebens. Diese Beurteilung ist auch heute wie-
der in verschiedenen Voten zum Ausdruck gekommen. Wir
wollen doch froh sein, dass wir die Prüderie des Jugend-
stilzeitalters überwunden haben und heute eine gewisse
Freiheit im Erotischen zurückgewonnen haben, so wie sie
unsere Altvorderen einmal besessen haben.
Das heisst nun in keiner Weise, dass diese Freiheit zur
zügellosen Ausschweifung oder zur allgemeinen Unzucht
führen wird. Jede Freiheit beinhaltet zwar die Gefahr eines
Missbrauchs, zugleich aber auch die Möglichkeit zur
Uebernahme von Verantwortung. Unsere freiheitliche De-
mokratie ist nur lebensfähig, wenn die Mehrheit in der

Verantwortung steht und die damit verbundenen Verpflich-
tungen übernimmt. Nicht anders ist es bei der Schwanger-
schaft. Erinnern wir uns an die Tatsache, dass bis vor kur-
zem das Zusammenleben Unverheirateter, ja sogar der
aussereheliche Geschlechtsverkehr strafbar war; heute kä-
me niemandem mehr in den Sinn, wegen eines solchen
Tatbestandes den Richter zu bemühen. Die Geschlechts-
beziehung der Erwachsenen ist allein in die Verantwortung
der einzelnen gestellt.
In dieser Verantwortung leben heute viele Paare verschie-
denen Alters. Sie fühlen sich ihrem Partner in Liebe ver-
bunden und erfahren gemeinsam Glück, aber sie wün-
schen keine Kinder. Die gleiche Verantwortung bejahen
auch Eheleute, die nach zwei, drei Kindern keinen weite-
ren Nachwuchs mehr wollen. Es gibt heute keinen ernst-
haften Mediziner mehr, der bei gesunden Menschen die
sexuelle Enthaltung verlangt, wohl aber lebenserschweren-
de Hemmungen bekämpft. Erotische Verantwortung heisst,
primär an den Partner denken, ihm Liebe schenken, sein
Glück wollen, also ihn schonen und ihm auch kein Kind
anhängen. Aus diesem Grunde haben auch die Verhü-
tungsmittel eine grosse Bedeutung erlangt, und es gibt
kein verantwortlich handelndes Paar, das sie nicht in ir-
gendeiner Form anwendet.
Der Aufklärung über diese verantwortungsvolle Erotik,
über Familienplanung und Verhütungsmittel kommt eine
entscheidende Bedeutung zu. Unser Vorschlag sieht Bera-
tungsstellen vor, an die sich alle Ratsuchenden wenden
können. Sie werden jedoch nur allgemeines Vertrauen fin-
den, wenn sie nicht einer abstrakten Moral verpflichtet
sind, sondern wirklich zum besten raten, also auch, wenn
notwendig, zum Abbruch der Schwangerschaft. Ist dies
nicht der Fall, und versucht man mit solchen Stellen eine
bestimmte Moral zu erzwingen, so erscheint die in Not
geratene Frau gar nicht bei diesen Stellen und begibt sich
wie bisher zu den Kurpfuschern, zu einem gefälligen Arzt
oder fliegt nach England. Der Abtreibungstourismus hat
denn auch einen grossen Umfang angenommen und ent-
hebt jede Frau, die über genügend Geldmittel verfügt, je-
der Abtreibungssorge.

Das ist wohl das Schlimmste am heutigen Zustand, dass
man sich mit Geld leicht aus der Affäre ziehen kann und
praktisch keine Strafe riskiert. Die sozial Schwachen wer-
den in einem weiteren Gebiet benachteiligt; es gibt auch
innerhalb unseres Landes Kantone mit liberaler Abtrei-
bungspraxis, wie Genf, Zürich, zum Teil auch Basel; diese
werden zum Anziehungsort für Frauen aus Kantonen mit
fast totalem Verbot. Die fortschrittlichen Kantone haben
deswegen kein Interesse an einer Aenderung der heutigen
Regelung, auch nicht im Sinne des bundesrätlichen Vor-
schlages. Aber sie wissen, dass sie in einem rechtlichen
Vakuum leben und die Illegalität zur Norm geworden ist.
Mit anderen Worten: Wir besitzen zwar im Dienst einer
abstrakten Theorie strenge Vorschriften und Strafandro-
hungen im Strafgesetz, aber diese werden entweder um-
gangen oder nicht mehr geahndet. Daraus ergibt sich
praktisch eine Rechtlosigkeit, die eines Rechtsstaates un-
würdig ist. '
Jeder Versuch, die Rechtssicherheit mit Hilfe der Strafe
herzustellen, ist zum Scheitern verurteilt. Darüber gibt uns
die Menschheitsgeschichte genügend Auskunft, indem zu
allen Zeiten die Strafe nicht von Abtreibungen abgehalten
hat. Der einzige Weg ist die Entkriminalisierung, die Schaf-
fung eines Freiheitsraumes und das Ersetzen der Strafe
durch die Verantwortung. Praktisch heisst dies, dass wir
eine Frist setzen müssen, während der die Frau das Recht
erhält, die Schwangerschaft abzubrechen. Sie soll dies
nicht leichtsinnig tun dürfen, sondern nur nach reiflicher
Ueberlegung und unter Berücksichtigung aller Sicherun-
gen, beraten von einem Arzt und betreut in guten klini-
schen Verhältnissen. Grundvoraussetzung ist jedoch die
Handlungsfreiheit ohne Straffolgen während eines be-
stimmten Zeitraumes.

29-N
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Wir lehnen jedoch die Initiative, die Anstoss zur Diskus-
sion gegeben hat, aus Ueberzeugung ab. Eine Straflösig-
keit für die ganze Dauer der Schwangerschaft und die
Freigabe der Abtreibung an Nichtmediziner ist nicht zu
verantworten. Die Initianten übertreiben ihrerseits ein
theoretisches Prinzip und geraten zu brutalen, ebenfalls
unmenschlichen Forderungen wie «Freiheit für den eige-
nen Bauch» und ähnliches. Sie leisten damit der Sache
einen denkbar schlechten Dienst. Der Abbruch der
Schwangerschaft ist und bleibt eine ernsthafte Angelegen-
heit, ein nicht leicht zu nehmender medizinischer Eingriff,
den wir nicht verharmlosen dürfen.
Unsere Kommission hat deshalb nicht nur die Initiative
einstimmig abgelehnt, sondern klare Vorschriften aufge-
stellt, die jedes leichtsinnige Handeln ausschliessen und
die körperliche Gefährdung der Mutter auf ein Minimum
herabsetzen: beispielsweise die Frist von drei Monaten,
die Beratung durch den Arzt oder die Beratungsstelle, die
Besinnungsfrist von einer Woche, die schriftliche Erklä-
rung der Schwangeren, der Eingriff nur durch einen Arzt
unter guten medizinischen Verhältnissen, dann die weitere
Aufklärung der Frau in bezug auf die Geburtenregelung
und schliesslich eine Bestimmung zur Verhinderung des
Abtreibungstourismus, wie er heute in England geübt wird,
wonach der Eingriff nur an Schweizerinnen oder Frauen,
die mindestens drei Monate in der Schweiz wohnen, vor-
genommen werden darf.
Als weitere Sicherung betrachten wir die Gestaltung der
Strafbestimmungen. Wer eine Abtreibung ausserhalb der
Frist und ohne Beachtung der zwingenden Vorschriften
vornimmt, soll hart bestraft werden. Hier möchte ich Herrn
Kaufmann sagen: Sein Beispiel mit dem Diebstahl ist da-
neben gelungen. Man kann nicht einen Kleindiebstahl von
20 Franken mit der Fristenlösung vergleichen. Wir verlan-
gen einen Freiheitsraum, um die Rechtssicherheit herzu-
stellen und nicht zur Erleichterung für den Delinquenten.
Man darf das schwierige menschliche Problem nicht mit völ-
lig andersgelagerten Problemen vergleichen. Insbesondere
muss berufsmässige Abtreibung streng geahndet werden,
während die Notlage einer Frau als Milderungsgrund bis
zum Verzicht auf eine Strafe gelten soll. Aehnliches gilt für
die Leistungen der Krankenkassen. Sie sollen nur herange-
zogen werden können, wenn eine Schwangerschaft aus me-
dizinischen Gründen abgebrochen werden muss, nicht aber,
wenn bei Fristenlösung das Kind aus persönlichen Grün-
den nicht gewünscht wird. Wir wollen zwar einen Frei-
heitsraum schaffen und jenen die Chance der Straffreiheit
gewähren, die trotz Verhütungsmittel schwanger geworden
sind, aber für die unerwünschten Folgen solchen Verhal-
tens soll die Allgemeinheit nicht aufkommen, sondern der
einzelne.
Leider konnte sich der Bundesrat nicht für die Fristenlö-
sung entscheiden. Dabei hat das Verhalten von Bundesrat
Purgier eine wichtige Rolle gespielt. Schon wie er das
Vernehmlassungsverfahren durchführte, war nicht ganz
einwandfrei, denn er hat ausdrücklich die von ihm befür-
wortete medizinische Indikation bevorzugt. Und als man
dann im Bundesrat zu der medizinisch-sozialen Kompro-
misslösung kam, hat er bekanntlich die Vertretung vor den
Räten verweigert. Bei aller Achtung vor einem bundesrätli-
chen Gewissen, eine Kollegialbehörde ist nur so lange
aktionsfähig, als sich der in Minderheit versetzte Kollege
an den Mehrheitsbeschluss hält. Wenn er ihn loyal vertritt,
kann er immer noch seine persönlichen Vorbehalte anbrin-
gen. Wenn das Verhalten von Herrn Purgier Schule ma-
chen sollte, kann es eines Tages im Gebiet der Landesver-
teidigung, der Wirtschaft und des Sozialen zu ähnlichen
Spaltungen und Erscheinungen kommen.
Zudem ist der Vorschlag des Bundesrates weder Fisch
noch Vogel. Bundesrat Brugger hofft zwar, es gehe wie bei
der Mitbestimmung, dass nach Ablehnung aller anderen
Vorschläge schliesslich doch der Bunctesrat obenaus
schwingen werde. Leider aber erreicht auch der bundes-
rätliche Vorschlag nicht, was wir mit der Fristenlösung

wollen, nämlich das Ende der Rechtswillkür. Auch der
Bundesrat sieht einen grossen Ermessensspielraum vor,
der in den verschiedenen Kantonen sehr verschieden aus-
gelegt wird. Bei den einen Kantonen wird das zum Verbot
der Liberalisierung führen jnd zur Verunmöglichung der
Abtreibung, bei den anderen Kantonen wird das praktisch
auf die Fristenlösung hinauslaufen. Also haben wir die
Rechtsunsicherheit, die heute besteht, nicht überwunden.
Und diese Unsicherheit ist der Ausgangspunkt, der uns
überhaupt zu unserem Vorschlag gebracht hat.
Der Vorschlag der Minderheit wäre jedoch für verschiede-
ne Kantone - auch für den Kanton Basel-Stadt - ein Rück-
schritt. Herr Kaufmann und seine Getreuen werden wohl
kaum glauben, dass wir bereit wären, diesen Rückschritt
hinzunehmen. Wir wollen eie heutige Rechtsunsicherheit
beseitigen. Aber wie die Vergangenheit aller Völker wäh-
rend Jahrhunderten gezeigt hat, ist mit Strafen weder die-
ses Ziel zu erreichen noch sind Schwangerschaftsabbrü-
che zu verringern. Darum liegt der Vorschlag der Minder-
heit in Wirklichkeit im Interesse der «Engelmacher» -
jener, die ohnehin in Gefahr geraten, wegen der Entwick-
lung in Frankreich und in Oesterreich, langsam arbeitslos
zu werden. Nicht zum erstenmal in unserer europäischen
Geschichte wird versucht, einen Kreuzzug für das Gute zu
organisieren und sich um die Zahl der Gefallenen nicht zu
kümmern. Auch Realitätsblindheit ist eine Sünde; wir ha-
ben nicht nur unsere Theorien zu verantworten, sondern
auch deren praktische Folgen, in diesem Falle die in Not
geratenen Frauen und ihre unerwünschten Kinder.
Wir achten die Ueberzeugung der Minderheit und geben
ihr alle Chancen, ihre Argumentation vorzulegen. Die At-
mosphäre in der Kommissicn war trotz Meinungsverschie-
denheiten ausserordentlich freundlich, man hat sich ge-
genseitig angehört und gegenseitig auch die Argumente
entgegengenommen. Aber wir verlangen auch heute von
jenen Leuten im Land herum, die sich mit Fanatismus für
ihre Lösung oder für die Beibehaltung der heutigen Straf-
regelung einsetzen, dass sie die Mehrheitsauffassung unse-
rer Kommission achten und uns nicht Motive unterschieben,
die in der Kommission nicht einmal genannt wurden, die
aber in verschiedenen Zuschriften zum Ausdruck kommen.
Die Bejahung der Fristenlösung bedeutet nicht ein verant-
wortungsloses Töten des keimenden Lebens, nicht eine
Bejahung der Unzucht. Wir suchen wie auf anderen Gebie-
ten eine liberale Regelung durch den Staat. Unsere katho-
lischen Kollegen mögen uns die Hand reichen, wie sie es
seinerzeit bei der Frage der Scheidung getan haben: Sie
können an ihrer Ueberzeugung der Unauflöslichkeit, der
sakramentalen Fundierung der Ehe festhalten, aber der
Staat muss den Andersgläubigen ebenfalls die Möglichkeit
bieten, ihre Ueberzeugung zu verwirklichen. Eine solche
Liberalität ist die Grundlage unseres freiheitlichen Staates.
Wir haben alle ein Interesse daran, dass die heutige
Rechtsunsicherheit um den Schwangerschaftsabbruch auf-
hört. Wir müssen endlich festlegen, welches die Grenzen
des Erlaubten sind und wo die Strafe im Interesse unserer
Gesellschaftsordnung und des einzelnen einsetzen muss.
Dieses Ziel ist weder mit der bisherigen noch mit einer
sozialmedizinischen Indikationslösung zu erreichen, wie
alle Versuche in der Vergangenheit bewiesen haben. Die
Notlage der von einer unerwünschten Schwangerschaft
heimgesuchten Frau ist ohno Schaden für Mutter und Kind
nur zu beheben, wenn wir einen straffreien Zeitraum ge-
währen, bei dem die Entscheidung der Einzelverantwor-
tung Überbunden ist. Alles Philosophieren über das vorge-
burtliche Leben und seinen Beginn zählt nicht im Verhält-
nis zum Leben, das von eirer unehelichen Mutter und ih-
rem Kinde durchgestanden v/erden muss.
Eine starke Mehrheit unserer Fraktion bittet Sie, der Fri-
stenlösung zuzustimmen. Sie bittet Sie auch, die Initiative
abzulehnen, ebenso die unserer Ansicht nach nicht gelun-
gene Lösung des Bundesrates sowie den Nichteintretens-
antrag von Herrn Dürrenmatt. Das Problem steht zur De-
batte und verlangt eine Lösung. Wir können nicht einfach
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die Initiative dem Volk vorlegen, sondern wir müssen eine
Alternative schaffen. Uns scheint, dass in der Fristenlö-
sung Freiheit und Verantwortung zum Ausdruck kommen,
eine Freiheit, die wir brauchen, um das Problem zu lösen,
um es aus dem Dunkel herauszuheben, eine Freiheit, die
wir brauchen, um die Verantwortung spielen zu lassen,
und eine Freiheit, die wir brauchen, um in diesem Punkt
endlich zu einer besseren Regelung im Alltag zu kommen.
Wir sind überzeugt, dass damit auf die Dauer die Zahl der
Abtreibungen zurückgeht, besonders wenn die Aufklärung
der heranwachsenden Generation im liberalen Geist von
Eltern, Schule, Aerzten und Beratungsstellen betrieben
wird. Darum bitte ich Sie, der Fristeniösung zuzustimmen.

Frau Blunschy: Wenn die CVF-Fraktion Eintreten auf die
Vorlagen empfiehlt, so geschieht dies im Hinblick auf die
Anträge der Minderheit der Kommission. In der Frage,
wann ein Schwangerschaftsabbruch straflos bleiben dürfe,
sind sowohl die Vorschläge des Bundesrates wie die An-
träge der Kommissionsmehrheit für unsere Fraktion unan-
nehmbar.
Das Volksbegehren für die Straflösigkeit des Schwanger-
schaftsabbruchs lehnen wir entschieden ab, in Ueberein-
stimmung mit Bundesrat und Kommission. Die Initiative
verlangt eine Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs,
wie sie in keinem zivilisierten Staat gewährt wurde. Sie
setzt weder die Einwilligung der Schwangeren voraus
noch die Ausführung durch einen patentierten Arzt und
würde den Eingriff bis unmittelbar vor der Geburt straflos
zulassen. Ein Nein ist die einzig mögliche Antwort auf die-
se Initiative wie auch auf die ähnlich lautende Standesin-
itiative des Kantons Neuenburg.
Mit dem Bundesgesetz über den Schutz der Schwanger-
schaft und die Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs
soll versucht werden, eine für alle Beteiligten tragbare
Lösung zu finden. Mit Recht wird zuerst vom Schutz der
Schwangerschaft gesprochen. Wir begrüssen die Einrich-
tung von Beratungsstellen für eine umfassende Schwan-
gerschaftsberatung in allen Kantonen. Nicht nur bei
Schwangerschaft, sondern auch vor Eintritt einer Schwan-
gorschaft sollen diese Beratungsstellen die nötige Hilfe
bieten. Auskunft über Möglichkeiten der Familienplanung
sowie tatkräftige moralische und finanzielle Unterstützung
ber eingetretener Schwangerschaft gehören zum Aufga-
benkreis dieser Stellen, die von der öffentlichen Hand ge-
fördert werden sollen. Es mag auf den ersten Blick schei-
nen, dieser Abschnitt über den Schutz der Schwanger-
schaft sei etwas knapp geraten. Es darf aber nicht überse-
hen werden, dass eine Reihe von anderen Gesetzen dem
gleichen Anliegen dienen. Die zur gleichen Zeit im Stände-
rat in Beratung stehende Revision des Kindesrechts dient
dem Schutz von Mutter und Kind, dies ganz besonders im
Falle, da ein Kind ausserhalb der Ehe gezeugt worden ist.
Die Gesetze betreffend Familienzulagen, betreffend sozia-
len Wohnungsbau und viele andere Gesetze helfen, die
soziale Lage der schwangeren Frau und ihres Kindes zu
verbessern. Die Motion der Kommission, die von den Frau-
enverbänden seit Jahren verlangte Mutterschaftsversiche-
rung solle verwirklicht und. ausgebaut werden, dient dem-
selben Ziel und wird zur Annahme empfohlen. Dem Schutz
der Schwangerschaft dient auch das Strafrecht. Abtrei-
bung muss grundsätzlich durch das Strafrecht geahndet
werden. Es ist daher richtig, dass im neuen Gesetzentwurf
die Abtreibung durch Drittpersonen als schwereres Delikt
an erster Stelle genannt wird und mit Zuchthaus oder Ge-
fängnis bedroht wird. Nichteinwilligung der Schwangeren,
Gewerbsmässigkeit und Todesfolge müssen als qualifizier-
te Tatbestände härter bestraft werden. Für die Schwange-
re selber, die abtreibt oder abtreiben lässt, ist die Strafe
Gefängnis. Wir sind einverstanden mit der gegenüber dem
geltenden Recht vorgesehenen Milderung, wonach von
Strafverfolgung oder Bestrafung der Schwangeren abgese-
hen werden kann, wenn sie in schwerer Bedrängnis ge-
handelt oder einen untauglichen Versuch zur Abtreibung

gemacht hat. Hier liegt ein ganz wesentliches Entgegen-
kommen, denn es geht uns keineswegs darum, Frauen, die
in schwerer Not gehandelt haben, hinter Gittern zu sehen.
Helfen ist hier die vordringlichere Aufgabe. Keine solche
Rücksichtnahme verdienen aber Drittpersonen, die der be-
drängten Frau die echte Hilfe verweigert und das Leben
des Ungeborenen ausgelöscht haben.
Der schwierigste und auch umstrittenste Teil des Gesetzes
ist der Abschnitt über den straflosen Abbruch der
Schwangerschaft. Es geht dabei um den Konflikt zwischen
den Interessen des ungeborenen Kindes und seiner Mut-
ter. In der Konfliktsituation steht aber auch der Vater, nur
ist von ihm leider viel zu wenig die Rede. Aber auch die
ganze Gemeinschaft ist mitverantwortlich für eine gerech-
te Lösung dieser Konfliktsituation.
Das ungeborene Kind hat ein Recht auf Leben. Mit der
Befruchtung beginnt das individuelle menschliche Leben.
Die Biologie erbringt den Beweis dafür, dass bei der Ver-
schmelzung von Eizelle und Samenzelle ein neuer Chro-
mosomensatz entsteht, der sich von den Zellen des Vaters
und der Mutter grundlegend unterscheidet. Es ist natur-
wissenschaftlich unhaltbar, das Embryo als einen Körper-
teil der Mutter, gleichsam als eine Geschwulst, darstellen
zu wollen. Ein neuer Mensch ist entstanden, dessen Ent-
wicklung nun ständig vorangeht und mit der Geburt kei-
neswegs abgeschlossen ist. Der Unterschied zwischen
dem Embryo und dem neugeborenen Kind ist nicht grös-
ser als zwischen dem Säugling und dem erwachsenen
Menschen. Auch der geborene Mensch verändert sich
ständig und bleibt trotzdem dieselbe Person. Vor und nach
der Geburt sind wir immer einer Weiterentwicklung unter-
worfen.
Der Staat hat die Pflicht, das menschliche Leben in allen
Stadien seiner Entwicklung zu schützen. Absichtliche Ver-
nichtung menschlichen Lebens kann nur dann straflos
bleiben, wenn ein gleich hohes oder annähernd gleich
hohes Rechtsgut auf dem Spiele steht. Nachteile, die an-
ders behoben werden können, oder die nicht gleich stark
ins Gewicht fallen wie das hohe Gut des menschlichen
Lebens, können eine Tötung nicht rechtfertigen. Das Argu-
ment, das Kind habe ein Recht, als erwünschtes Kind ge-
boren zu werden, würde ebenso gut gelten für das bereits
geborene Kind, das vielleicht ursprünglich geplant war,
später jedoch zum unerwünschten Kind wurde. Soll dieses
Kind, das an seiner Lage völlig unschuldig ist, deswegen
getötet werden? Uebrigens sind adoptierte Kinder in der
Regel zuerst immer unerwünschte Kinder, die dann zu
ganz besonders erwünschten Kindern werden. Auch die
Tatsache, dass ein Kind geistig oder körperlich geschädigt
sein könnte, ist an sich noch kein Grund, es zu beseitigen.
Das Leben des Invaliden ist so wertvoll wie dasjenige des
von Gesundheit strotzenden Menschen. Der Wert mensch-
lichen Lebens misst sich zum Glück nach anderen Mass-
stäben. Gerade der behinderte Mensch hat ein besonderes
Anrecht auf Schutz und Hilfe.
Auf der anderen Seite in der Konfliktsituation beim
Schwangerschaftsabbruch steht die Mutter, die uner-
wünscht ein Kind erwartet. Es ist nicht so, dass wir, die
wir das Recht auf Leben verteidigen, die Problematik der
unerwünscht schwangeren Frau nicht sehen. Aber wir
müssen der Frage auf den Grund gehen, warum diese
Frau das Kind nicht austragen möchte. In sehr vielen Fäl-
len, ja, vielleicht in den meisten Fällen, könnte die Notlage
dieser Frau auf andere Weise behoben werden. Würde der
Vater des Kindes - sei das Kind nun in der Ehe oder aus-
serhalb der Ehe gezeugt - voll und ganz zu seinem Kinde
und zur Mutter seines Kindes stehen, moralisch und finan-
ziell, Hessen sich bestimmt viele Schwangerschaftsunter-
brechungen vermeiden. Auch eine positive Einstellung der
Umwelt zur unverheiratet Schwangeren oder zur verheira-
teten Frau mit zahlreichen Kindern könnte mancher Mutter
das Ja zum Kind erleichtern.
In einigen Fällen - sicher nicht in allen - könnte die Frei-
gabe des Kindes zur Adoption eine tragbare Lösung sein.
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Hier möchte ich Herrn Kollega Allgöwer erwidern: Das
Kind wird bei einer Adoption seiner Mutter nicht etwa
weggenommen. Im neuen Adoptionsrecht sind hier ganz
wichtige Sicherungen eingebaut worden. Die ausdrückli-
che Zustimmung der Mutter ist erforderlich, sie darf nicht
vor Ablauf von sechs Wochen nach der Geburt abgegeben
werden, und sie kann innert weiteren sechs Wochen wi-
derrufen werden. Es ist also keineswegs so, dass hier der
Wille der Mutter übergegangen würde. In diesem Zusam-
menhang ist wohl viel zu wenig bekannt, dass Hunderte
von kinderlosen Ehegatten jahrelang vergeblich auf ein zur
Adoption freigegebenes Kind warten; sie würden es mit
Freude aufnehmen.
Die angeblich hohe Zahl der illegal durchgeführten
Schwangerschaftsabbrüche - eine genaue Zahl kann be-
greiflicherweise niemand angeben - ist kein Grund, den
Schwangerschaftsabbruch straflos zu erklären. Eine un-
rechte Handlung wird, auch wenn sie häufig begangen
und nicht entdeckt wird, nicht richtiger. Wir haben noch
viel grössere Dunkelziffern bei anderen Delikten. Denken
wir z. B. an die vielen Warenhausdiebstähle oder an die
zahlreichen Verkehrsdelikte, die nie dem Strafrichter zuge-
führt werden. Dennoch würde es niemandem einfallen, die
einschlägigen Strafnormen aufzuheben. Wenn Dämme
schadhaft geworden sind, öffnet man nicht die Schleusen!
Englischen Angaben zufolge sind die Zahlen der Unterbre-
chungen, die dort gemacht werden, nicht so zahlreich wie
landläufig angenommen. Es war kürzlich in einem Artikel
der «Neuen Zürcher Zeitung» die Rede davon, dass in
England 170000 legale Schwangerschaftsabbrüche pro
Jahr gemacht wurden, wovon 50000 an Ausländerinnen;
also entfallen 120000 auf eine Bevölkerung, die um ein
Vielfaches grösser ist als die unsere. Ziehen wir in Erwä-
gung, dass bei uns angeblich 10000, 20000 oder sogar
50000 legale und illegale Unterbrechungen pro Jahr ge-
macht werden, so ist dies schon unter der heutigen Ge-
setzgebung eine enorm hohe Zahl, was auf eine erschrek-
kend liberale Mentalität hinweist.
Im Lichte dieser Ueberlegungen sind nun die drei vorlie-
genden Varianten zu prüfen. Die Fristenlösung, wie sie die
Kommissionsmehrheit fordert, würde den Schwanger-
schaftsabbruch in den ersten zwölf Wochen ohne jede
Grundangabe straffrei und damit als erlaubt erklären. Die
Fristenlösung ist unannehmbar. Sie verweigert dem
menschlichen Leben während einer bestimmten Zeitspan-
ne jeglichen strafrechtlichen Schutz, ohne dass ein
schwerwiegender Grund nachgewiesen werden muss. Die
Befürworter wenden ein, es liege im Ermessen der
Schwangeren, die Gründe abzuwägen. Die Frau steht je-
doch in einem Interessenkonflikt gegenüber dem Kind. Sie
ist selber Partei, sie kann nicht anders als- subjektiv urtei-
len. Sie befindet sich zudem in den ersten Schwanger-
schaftswochen in einer veränderten Situation, die ihr den
Entscheid zugunsten des Kindes erschwert. Sie leidet oft
unter Uebelkeit und anderen Beschwerden, die im späte-
ren Verlauf der Schwangerschaft wieder verschwinden.
Sobald die Mutter die ersten Kindesbewegungen spürt,
wird sehr oft ein ursprünglich ungeplantes zum angenom-
menen und erwünschten Kind. Der schwerwiegende Ent-
scheid müsste aber bei der Fristenlösung vorher endgültig
gefasst werden. Die Frist von zwölf Wochen ist völlig will-
kürlich gewählt. Niemand wird behaupten wollen, in der
11. Woche handle es sich noch nicht um einen Menschen,
wohl aber in der 13. Woche. Die einzige Begründung, war-
um diese 12-Wochen-Frist gewählt wurde, liegt darin, dass
der Eingriff medizinisch gesehen leichter durchzuführen
ist als später. Ist das wirklich ein stichhaltiger Grund zum
Tötendürfen, einfach weil es bequemer gemacht werden
kann? Die 12-Wochen-Frist ist zudem praktisch nicht zu
handhaben. Wenn schon der Arzt in den meisten Fällen es
nicht so genau sagen kann, ob es sich um die 12. oder um
die 13. Schwangerschaftswoche handelt, wie soll es dann
der Jurist wissen können? Der Jurist muss aber als Rich-
ter nach Ablauf der 12-Wochen-Frist Zuchthaus- und Ge-

fängnisstrafen verhängen. Wir würden in unser Strafrecht
eine Frist aufnehmen, deren Anfang und Ende niemand
genau nachprüfen kann, und trotzdem würde die Ueber-
schreitung dieser Frist mit schweren Strafen bedroht. Es
braucht nicht sehr viel Phantasie, um vorauszusagen, dass
bei Annahme der Fristenlösung jeder Schwangerschafts-
abbruch inskünftig als ein solcher deklariert würde, der
innert Frist durchgeführt worden sei. Die Frist ist eine Ein-
ladung zum Lügen, nachprüfen kann der Richter sie so-
wieso nicht. Gleichwohl würde diese Frist - wenn sie im
Gesetze steht - viele Frauen zu überstürzten Entschlüssen
verleiten. Von grösserer Freiheit der Frau wäre wenig zu
spüren. Der Druck von Drittpersonen, insbesondere des
Schwängerers, der sich auf möglichst billige Art aus der
Sache ziehen will, wäre bei der Fristenlösung unvermeid-
lich. Dass die Bemühungen um die verantwortungsbewuss-
te Familienplanung erlahmer würden, wäre eine weitere
Folge der Fristenlösung.
Dem Vorschlag des Bundesrates, bei vier Indikationen
Straflösigkeit vorzusehen, können wir ebenfalls nicht zu-
stimmen. Insbesondere die »oziale Indikation, aber auch
die eugenische Indikation geben zu grössten Bedenken
Anlass. Eine schwere soziale Notlage ist an sich noch kein
genügender Grund für einen Schwangerschaftsabbruch.
Soziale Not und Wert eines menschlichen Lebens fallen
nicht gleich schwer in die Waagschale. Soziale Not muss
durch soziale Massnahmen behoben werden. Die Sozialin-
dikation ist eine Absage an eine konsequente Sozialpolitik.
Es darf nicht einfach zulasten der Betroffenen ein schein-
bar bequemerer Weg gewählt werden, ein Weg, der im
Moment der Gesellschaft weniger Umtriebe verursacht.
Was ist überhaupt eine schwere soziale Notlage? Der Be-
griff ist überaus dehnbar. Wer soll die soziale Notlage be-
gutachten? Die Sozialarbeiter, denen der bundesrätliche
Vorschlag die Verantwortung zuschieben möchte, bedan-
ken sich für eine solche Aufgabe. Wenn man weiss, wie
verschieden die Auffassungen sind, die von Sozialarbei-
tern vertreten werden, muss man sich klar sein, dass einer
überaus unterschiedlichen Interpretation von Kanton zu
Kanton, von Gegend zu Gegeid, Tür und Tor geöffnet wür-
de. Ist die soziale Notlage wirklich so völlig unzumutbar
für die Schwangere, wenn sie nach Ablauf der 12. Woche
plötzlich doch als zumutbar gilt? Die Sozialindikation des
Bundesrates ist eine Variante der Fristenlösung, weil auch
sie diese 12-Wochen-Frist enthält. Gewiss möchten wir,
sollte dieser Vorschlag Gesetzeskraft erhalten, die Frist
hier nicht missen, weil sie immerhin eine Einschränkung
bedeutet. Aber sie zeigt doch, dass eine soziale Notlage
für sich allein den Schwangiarschaftsabbruch nicht recht-
fertigen kann, weil man von der 13. Woche an dieser Not-
lage offensichtlich mit anderen Mitteln begegnen kann.

Als dritte Variante bleibt die Lösung, die von der Minder-
heit der Kommission vorgeschlagen wird. Sie enthält nur
eine Indikation, die medizinische. Sie unterscheidet sich
insofern vom geltenden Recht, als sie dem begutachten-
den Arzt ermöglicht, bei der Beurteilung der Frage, ob
eine schwere und langdauernde Beeinträchtigung der Ge-
sundheit der Schwangeren zi erwarten sei, unter anderem
auch folgende Elemente mitzuberücksichtigen: schwere,
nicht anders abwendbare Notlagen, eine mit grösser
Wahrscheinlichkeit voraussehbare dauernde und schwere
Schädigung des Kindes, oder die Tatsache, dass die
Schwangerschaft die Folge einer hinreichend glaubhaft
gemachten strafbaren Handlung ist. Wohlverstanden: so-
ziale Not, Schädigung des Kindes oder Schwangerschaft
als Folge eines Verbrechens bilden für sich allein noch
keinen Grund für einen straflosen Schwangerschaftsab-
bruch. Nur, und nur dann, wenn diese Tatsachen im Zu-
sammenhang mit der Schwangerschaft zu einer schweren
und langdauernden gesundheitlichen Beeinträchtigung der
Mutter führen würden, kann die Straflösigkeit des Eingriffs
verantwortet werden. Darin liegt der grundlegende Unter-
schied zwischen der sozialen Indikation und der sozial-
medizinischen Indikation, welch letztere immer eine medi-
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zinische 'Indikation ist. Darum liegt auch die Verantwor-
tung für das zustimmende Gutachten beim Arzt. Von den
Befürwortern der Fristenlösung ist eingewendet worden,
es sei entwürdigend für die Frau, wenn sie auf einen Bitt-
gang gehen und beim Arzt um das Gutachten bitten müs-
se. Aber auch die Anhänger der Fristenlösung müssen
sich doch klar sein, dass die Frau so oder anders den Arzt
benötigt. Auch die Frau, die gemäss Fristenlösung einen
Schwangerschaftsabbruch will, muss zum Arzt gehen,
muss ihm die Lage auseinandersetzen, und jeder verant-
wortungsbewusste Arzt wird sich vorbehalten, den Fall
auch nach seiner Auffassung zu beurteilen, nach medizini-
schen Grundsätzen.
Es mag zu Recht eingewendet werden, vom Standpunkt
der Ethik aus sei höchstens eine enge medizinische Indi-
kation verantwortbar, wenn es also um die Wahl zwischen
Leben der Mutter und Leben des Kindes gehe. Wenn wir
hier einer erweiterten medizinischen Indikation zustimmen
können für den Bereich des Strafrechts, so heisst das
noch nicht, dass wir alle aufgrund dieser Indikationenlö-
sung straflos durchgeführten Schwangerschaftsabbrüche
auch immer als sittlich erlaubt und vor dem Gewissen in
allen Fällen als gerechtfertigt erklären können. Wir sind
uns bewusst, dass nicht alles, was ethisch unerlaubt ist,
durch strafrechtliche Normen geahndet werden kann. An-
dererseits ist das Strafrecht gewissensbildend und muss in
grundlegenden Fragen den Schutz der wichtigsten Rechts-
güter garantieren. Das Strafrecht ist ein nötiges Uebel, um
ein geordnetes Zusammenleben der unvollkommenen Men-
schen zu gewährleisten. Eine weitmaschige Liberalisierung
des Schwangerschaftsabbruchs würde bei vielen Frauen
und auch bei Aerzten zur Auffassung führen, was nicht
mehr vom Staat bestraft wird, ist von nun an bedenkenlos
gestattet. Die Lösung, wie sie die Minderheit vorschlägt,
zeigt in aller Deutlichkeit, dass ein strafloser Schwanger-
schaftsabbruch nur für Ausnahmefälle in Frage kommt.
Verantwortungsbewusste Aerzte werden die Gefahren für
Leben und Gesundheit der Mutter bei Schwangerschaft in
vielen Fällen durch medizinische Hilfe zu bannen wissen.
Besondere Bedeutung messen wir der Bestimmung bei,
wonach niemand verpflichtet werden darf, bei der Durch-
führung eines Schwangerschaftsabbruchs mitzuwirken,
wenn er dies aus Gewissensgründen nicht verantworten
kann. Aerzte und Pflegepersonal werden uns für diese
Bestimmung dankbar sein.
Die CVP-Fraktion setzt sich mit voller Ueberzeugung für
das Recht auf Leben der Ungeborenen ein und für das
Recht der Mütter, ihre Kinder unter bestmöglichen Voraus-
setzungen zur Welt bringen zu können. Die CVP-Fraktion
steht hinter dem Antrag der Minderheit. Wir haben Ver-
ständnis für den Nichteintretensantrag von Herrn Dürren-
matt, wenn wir an die Anträge von Mehrheit und Bundes-
rat denken. Die Minderheitsanträge verdienen jedoch un-
sere Unterstützung. In diesem Sinne empfiehlt die CVP-
Fraktion Eintreten auf die Vorlage.

Hofmann: Im Auftrag der Fraktion der Schweizerischen
Volkspartei gebe ich Ihnen unsere Ueberlegungen und
Stellungnahme zu den zur Diskussion stehenden Vorlagen
bekannt. Es ist dabei leider unvermeidbar, dass zum Teil
auch Gedanken geäussert werden müssen, die frühere Vo-
tanten bereits ausgedrückt haben. Zunächst einige Worte
zum Grundsätzlichen.
Die Frage, ob und in welchen Fällen ein Schwanger-
schaftsabbruch grundsätzlich erlaubt sein soll oder nicht,
führt zu Grundfragen des Rechts, der Weltanschauung, der
Religion, der Ethik, der Medizin und der Politik. Die Frage
des Schwangerschaftsabbruches steht somit im Zusam-
menhang mit zahlreichen, mannigfaltigen Interessensberei-
chen. Jedermann, der sich um eine objektive Stellungnah-
me zur Frage des Schwangerschaftsabbruches bemüht,
kommt letztlich nicht darum herum, die verschiedenen
Standpunkte zu werten, Werturteile zu fällen und alsdann
Entscheidungen zu treffen, die durch die Weltanschauung,

die Religion, die Ethik und das Rechtsempfinden des ein-
zelnen subjektiv mitgeprägt werden. Es scheint unserer
Fraktion daher wesentlich, dass wir uns bei der Auseinan-
dersetzung um diese heikle Frage in gegenseitiger Tole-
ranz begegnen.
Einige Ausführungen zu den Grundfragen des Rechts und
dem Abwägen der Rechtsgüter. Zu den wichtigsten Aufga-
ben jeder Rechtsordnung gehört der Schutz von Rechtsgü-
tern. Zu den höchsten Rechtsgütern gehöjj zweifellos das
menschliche Leben. Demzufolge muss der Schutz des
menschlichen Lebens ein Fundament unseres Rechtsstaa-
tes und unserer Rechtsordnung bleiben. Das Recht auf
Leben ist eine Grundnorm der freien, rechtsstaatlichen
Gemeinschaft. Dabei kommt es in keiner Weise darauf an,
ob allenfalls Dritte ein individuelles Leben als lebenswert
betrachten oder nicht.
In der Frage des Schwangerschaftsabbruches handelt es
sich nun um einen Konflikt, eine Kollision zwischen zwei
Rechtsgütern. Es stehen zwei Rechtsansprüche in einem
Konkurrenzverhältnis zueinander: Es geht erstens um die
persönlichen Rechte der Frau, das Selbstbestimmungs-
recht, das Interesse oder den Wunsch der Schwangeren,
über das Austragen oder den Abbruch einer Schwanger-
schaft selbst frei entscheiden und den Abbruch straflos
vornehmen lassen zu können. Es geht zweitens' um den
Rechtsanspruch des keimenden Lebens, des noch unge-
borenen Embryo, Fötus oder Kindes auf strafrechtlichen
Schutz.
Bei der Frage des Schwangerschaftsabbruches handelt es
sich also in bezug auf das ungeborene Kind um die Frage;
Wie weit besteht eine Schutzwürdigkeit und Schutznotwen-
digkeit des keimenden, wehrlosen menschlichen Lebens,
des menschlichen Embryo, Fötus oder Kindes? Das hat mit
Pharisäertum nichts zu tun, es geht um Menschliches.
Auf die Streitfrage, ob der Embryo ein Mensch ist, möchte ich
lediglich sagen, dass bei einem Schwangerschaftsabbruch
der Embryo stets als Mensch im Wege ist und nicht als
Zellklumpen, unabhängig davon, welches auch das Ent-
wicklungsstadium sei.
Die Fraktion der SVP ist der Auffassung, dass sowohl das
Leben der Schwangeren als auch das Lebensrecht des
ungeborenen Kindes Werte sind, die geschützt werden
müssen. Im Konfliktfall geht es um ein Abwägen der bei-
den Rechtsgüter.
Ich komme damit zur Stellungnahme der Fraktion der SVP
zum Bundesbeschluss über das Volksbegehren für die
Straflösigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung. Da es
die Fraktion der SVP ablehnt, dass man dem menschli-
chen Leben vor der Geburt jede Schutzwürdigkeit ab-
spricht, lehnt sie auch das Volksbegehren vom I.Dezem-
ber 1971 für die Straflösigkeit des Schwangerschaftsabbru-
ches einstimmig ab. Sie stimmt dem Bundesbeschluss ein-
stimmig zu, der Volk und Ständen die Verwerfung des
Volksbegehrens beantragt.
Die Stellungnahme der Fraktion der SVP zum Bundesge-
setz über den Schutz der Schwangerschaft und die Straf-
barkeit des Schwangerschaftsabbruches ist folgende: Die
grosse Mehrheit der Fraktion lehnt es auch ab, dass man
dem menschlichen Leben vor der Geburt während einer
bestimmten Frist der Schwangerschaft jede Schutzwürdig-
keit abspricht. Sie wendet sich daher gegen die Fristenlö-
sung und spricht sich für die Indikationenlösung aus.
Die grosse Mehrheit der Fraktion hält das Leben des Un-
geborenen, um seiner selbst willen, für strafrechtlich
schutzwürdig. Sie ist der Auffassung, dass ein Schwanger-
schaftsabbruch nur verantwortet werden kann, wenn er
erforderlich ist, um gleichrangige Werte zu erhalten, die
nicht anders geschützt werden können, als durch einen
Schwangerschaftsabbruch. Der Abbruch der Schwanger-
schaft soll deshalb nur straflos sein, wenn bestimmte Indi-
kationen vorliegen. Sie ist deshalb dem Bundesrat dank-
bar, dass er für eine Indikationenlösung eintritt. Dabei
verstehen auch wir unter Indikationen Gründe, die so
schwer wiegen müssen, dass es verantwortet werden
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kann, den Grundsatz des Schutzes ungeborenen menschli-
chen Lebens zu durchbrechen. Es muss ein Kollisionsfall
vorliegen, in welchem der Schutz des keimenden Lebens
vor anderen Rechtsgütern zurückzutreten hat.
Die Fraktion der SVP hat eingehend die Frage diskutiert,
ob sie der Indikationenlösung des Bundesrates oder der
Indikationenlösung der Kommissionsminderheit den Vor-
zug geben soll. Die Mehrheit der Fraktion gibt dem Antrag
der Kommissionsminderheit gegenüber der bundesrätli-
chen Fassung aus folgenden Gründen den Vorzug:
1. Der Antrag der Kommissionsminderheit schliesst die
Beachtung der medizinischen, eugenischen, juristischen
und sozialen Indikation mit ein, aber es tritt bei den euge-
nischen, juristischen und sozialen Indikationen nicht eine
Selbstverständlichkeit, ein Automatismus des Schwanger-
schaftsabbruches ein, sondern diese Indikationen werden
mit der Frage der durch sie bedingten körperlichen, seeli-
schen oder geistigen Gesundheit der Schwangeren in Be-
ziehung gebracht. Die Notlage der Frau wird respektiert.
Die Grundsätze der Verhältnismässigkeit und Subsidiarität
werden dadurch gewahrt. Dabei halten wir dafür, dass
sich in der Praxis, wie es auch Kollege Kaufmann zum
Ausdruck brachte, der Vorschlag des Bundesrates und
jener der Minderheit der Kommission - immer vorausge-
setzt, dass die bundesrätliche Lösung seriös und gewis-
senhaft gehandhabt werde - ziemlich nahe kommen.
2. Für den Antrag der Kommissionsminderheit spricht un-
seres Erachtens ferner, dass sie sämtliche Begutachtungs-
funktionen dem begutachtenden Arzt überträgt und den
Sozialarbeiter, die Untersuchungskommission oder - im
Rahmen der eugenischen Indikation - einen allfälligen Ex-
perten nicht verlangt. Sie hebt damit Nachteile auf, die
man sonst der Indikationenlösung zum Vorwurf macht.
3. Der Antrag der Kommissionsminderheit trägt auch den
allfälligen Nachteilen und schwerwiegenden Folgen, die
ein Schwangerschaftsabbruch für die Betroffene mit sich
bringen kann, besser Rechnung, denn diese dürfen nicht
verharmlost werden. Viele Jugendliche und vielfach gera-
de die, die sich lautstark gegen jede Autorität auflehnen,
merken nicht, wie sie in der Frage des Schwangerschafts-
abbruches manipuliert sind. Gerade jungen Mädchen kann
eine Abtreibung das weitere Leben verpfuschen, späteres
Eheglück zerstören. Eine frohe, aber verantwortungsbe-
wusste Menschheit kann ihr Glück nicht auf Tötung ande-
ren, gleichberechtigten, ungeborenen Lebens aufbauen.
Eine Minderheit der Fraktion der SVP befürwortet die Fri-
stenlösung, wobei diese Minderheit jedoch auch grund-
sätzlich gegen das Abtreiben und für das Austragen der
Schwangerschaft ist und für die Mutterschaft eintritt. Im
übrigen kommen die Aspekte für die Fristenlösung in Vo-
ten der diesbezüglichen Befürworter zum Ausdruck, so
dass ich nicht näher darauf einzutreten brauche.
Gestatten Sie mir zur Fristenlösung noch einige persönli-
che Bemerkungen: In bezug auf die Fristenlösung wird
gesagt, es sei eine Lösung, welche formaljuristisch ein-
fach sei. Sie gibt der Frau das Recht, über ihre Schwan-
gerschaft selber zu entscheiden. Man nimmt dann aber in
Kauf, dass ein fundamentaler Rechtsgrundsatz preisgege-
ben wird. Das tut der Rechtsstaatlichkeit keinen besseren
Dienst.
Wenn ferner geltend gemacht wird, man wolle durch die
Fristenlösung die faktische Benachteiligung der unteren
sozialen Schichten durch Freigabe des Schwangerschafts-
abbruches aufheben, so tut man es um den Preis der
Preisgabe des Schutzes für das ungeborene Kind. Die Fri-
stenlösung kommt mit dem Grundsatz der Abwägung der
Rechtsgüter in Konflikt, indem sie für den Schwanger-
schaftsabbruch keine zwingende Notlage voraussetzt und
die Motive, die zum Abbruch einer Schwangerschaft füh-
ren können, keine Rolle mehr spielen. Es können Motive
sein, die mit dem Selbstbestimmungsrecht der Frau unter
Umständen wenig zu tun haben.
Bei der Fristenlösung wird auch das Verhältnis zwischen
Absicht, Massnahme und Folge zu wenig beachtet. Man

kann die Absicht haben, freie, verantwortungsvolle Ent-
schlüsse über die Weitergabe des Lebens zu respektieren.
Aber eine Massnahme wie die Fristenlösung birgt die Ge-
fahr in sich, dass mehr verantwortungslose als verantwor-
tungsvolle Entschlüsse davon profitieren könnten.
Was die ethischen Grundfragen zum Schwangerschaftsab-
bruch betrifft, so sind wir uns bewusst: Ethik ist gleich
Werturteil plus Sachlichkeit, Das Werturteil besteht in
einem Leitbild vom Menschen, von letzten Werten, die zu
respektieren sind, sowohl beim Mitmenschen, an dem ich
handle, als auch für mich selber, indem ich handle. Auf
der Ebene des Leitbildes handelt es sich um eine Auffas-
sung, die geteilt wird oder nicht geteilt wird. Auf der Ebe-
ne der Sachlichkeit geht es um die Frage des wirklichen
Handelns, was ist und was führt zu was.
Was den christlichen Standpunkt betrifft, der in unserer
Fraktion von verschiedenen Votanten deutlich zum Aus-
druck gebracht wurde, so isit jeder Schwangerschaft mit
Ehrfurcht zu begegnen, und die christlichen Normen sind
zu respektieren.
Wenn man nun in der ethischen Logik, d. h. in der Verbin-
dung von Leitbild und Realite.t, zum Schlüsse kommt, dass
es Fälle gibt, wo ein Schwangerschaftsabbruch ethisch
vertretbar ist, so wäre es doch ethisch unlogisch, daraus
den Schluss zu ziehen, also könne man dies gesetzlich
global, generell gestatten. Dio globale Tendenz muss dem
gerade entgegengesetzt sein, was sich als Ausnahme ver-
treten lässt. Wenn es Fälle çiibt, einen Schwangerschafts-
abbruch in concreto von einem ethischen Standpunkt aus
als vertretbar zu erachten, so darf die Stossrichtung aus
ethischer Sicht nicht lauter: Freigabe des Schwanger-
schaftsabbruches, sondern Erleichterung der Schwanger-
schaftsverhütung und Erleichterung der Mutterschaft.
Darum sollte das vorliegende Gesetz nicht so etwas wie
ein juristisch verantwortbareiä «Wegwerfgesetz» für uner-
wünschte Kinder werden. Unsere Gesellschaft nennt sich
Wohlstandsgesellschaft. Mit gutem Grund kann man sie in
manchen Bereichen auch als «Wegwerfgesellschaft» be-
zeichnen. Inzwischen sind wir aber inné geworden, dass
das alles wohl nicht der Weisheit und der Qualität des
Lebens letzter Schluss sein ks.nn.
Ich komme zum Schluss. Die Fraktion der SVP ist sich
einig, dass das Hauptgewicht der gesetzgeberischen und
gesellschaftspolitischen Bemühungen nicht auf den
Schwangerschaftsabbruch, sondern auf die Vorbeugung
einerseits und den Schutz der Mutterschaft andererseits
gelegt werden muss. Dazu ist die Schaffung von Bera-
tungsstellen durch die Kantone unter Beihilfe des Bundes,
wie es das Gesetz vorsieht, eine wesentliche Vorausset-
zung, welche strafrechtliche Regelung auch immer ge-
wählt wird. Unsere Fraktion unterstützt deshalb die dies-
bezüglichen Bemühungen. Wir halten dafür, dass das auch
aus staatspolitischen Erwägungen angezeigt ist.

Hubacher: Im Jahre 1936 wurde gegen eine Zürcher Aerz-
tin, die in Derendingen einen öffentlichen Vortrag über die
Geburtenregelung gehalten hatte, ein Redeverbot erlassen.
In der Presse und im Kantons:rat ging ein Sturm der Entrü-
stung über die Referentin los. Der Regierungsrat zeigte
sich betroffen, weil die Aerztin das Abtreibungsverbot als
eine Ungerechtigkeit hingestellt hatte. Er begründete das
Redeverbot mit der gefährdeten Sittlichkeit wörtlich wie
folgt: «Dass der Vortrag in sittlicher Hinsicht nicht ein-
wandfrei war, geht im weiteren daraus hervor, dass die
Rekurrentin eine schriftliche Frage, ob man es einem an-
sehe, wenn man mit einem Mädchen geschlechtlich ver-
kehrt habe, lächelnd mit Nein beantwortet hat.» Sogar das
Bundesgericht bestätigte das Redeverbot, da Aufklärungs-
fragen «zumal in einer von beiden Geschlechtern besuch-
ten Versammlung nicht in einen öffentlichen Vortrag gehö-
ren». Ich habe diesen Vorfall, der noch keine 40 Jahre
zurückliegt und über den man heute nur noch schmunzeln
kann, absichtlich an den Beginn meiner Ausführungen ge-
stellt. Die Zeit geht glücklicherweise über Vorurteile hin-
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wegl Wenn wir jetzt das heikle und emotionsgeladene
Thema des Schwangerschaftsabbruchs zu bewältigen ver-
suchen, sollten wir es nicht im Stil der rechthaberischen
Schwarzweissmalerei tun; Verteufelung des Andersden-
kenden führt zu nichts. Der Weltärztetag von Oslo hat 1970
einmütig festgestellt, zum Schwangerschaftsabbruch seien
unterschiedliche Antworten möglich. Die Haltung zum Le-
ben des ungeborenen Kindes sei eine Frage der Ueber-
zeugung sowie des Gewissens eines jeden einzelnen. Mit
dieser geistigen Leitplanke - so scheint mir - ist ein Tole-
ranzraum für unsere Auseinandersetzung abgesteckt wor-
den.
Die sozialdemokratische Fraktion, in deren Namen und
Auftrag ich die Ehre zu reden habe, stimmt einmütig für
Eintreten auf die Vorlage. Beinahe ebenso einstimmig,
d. h. mit allen gegen vereinzelte Stimmen, befürwortet un-
sere Fraktion die Fristenlösung; umgekehrt lehnt sie die
Initiative, mit der eine totale Freigabe des Schwanger-
schaftsabbruches postuliert wird, ab. Die Initianten dürfen
aber für sich das Verdienst buchen, mit ihrem Vorstoss auf
eine in unserer Gesellschaft ungelöste Frage hingewiesen
zu haben. Denn eines steht fest - und ich habe das im
Votum des Minderheitsberichterstatters vermisst -: die heu-
tige Situation ist völlig unhaltbar geworden. Jeder Kanton
legt das bestehende Schwangerschaftsabbruchverbot, das
nur mit einer medizinischen Indikation gelockert ist,
nach eigenen Kriterien aus. Ein paar wenige Kantone las-
sen eine liberale, den bedrängten Frauen Hilfe leistende
Praxis zu, andere sind beinahe noch im letzten Jahrhun-
dert stehen geblieben und tun, als ob dieses Problem
überhaupt nicht existiere. Die Unterschiede zwischen den
Kantonen sind so gross wie zwischen Tag und Nacht.
Deshalb kann von einer auch nur einigermassen für die
ganze Eidgenossenschaft praktikablen Rechtsordnung und
Rechtsgleichheit keine Rede sein. Es muss schon eher von
einer zum Teil willkürlichen Rechtsordnung gesprochen
werden. Diese kantonale Willkür, gepaart mit einer passi-
ven Ohnmacht des Bundes als Gesetzgeber, wirkt sich für
die betroffenen Frauen - je nach Kanton - verheerend
aus. Die mit Fachleuten in der Kommission durchgeführten
Hearings bestätigten diesen Eindruck. Ein Psychiatriepro-
fessor, der in seiner dreissigjährigen Praxis an die 2000
Frauen beraten hat, sprach in der Kommission u. a. von
der «Unwürdigkeit des Verfahrens», von der «Verlogenheit
des heutigen Systems», von zum Teil vorherrschendem
«Terror in Spitälern», von Aerzten, die bedrängte Frauen
«zum Teufel jagen». Das war keine leichtfertig oder leicht-
sinnig formulierte Anklage, sondern es ist die bei uns für
viele Frauen bestehende Wirklichkeit. Es ist aber nicht
zulässig, diese negativen Aspekte der heutigen Situation
zu generalisieren, denn viele Aerzte helfen. Doch ist die
Unsicherheit für Frauen, die in eine Notlage geraten sind
und die Abhängigkeit, ob oder ob nicht geholfen wird, zu
gross.
Was ganz besonders unterstrichen werden muss und
rechtsstaatlich in höchstem Masse alarmierend ist, sind
die unterschiedlichen Chancen für die Frauen. Einmal
kommt es darauf an, in welchem Kanton eine Frau wohnt
und zum zweiten spielt das Bankkonto eine dominierende
Rolle. Wohlhabende und sozial schwache Frauen haben un-
terschiedliche Chancen. Sie werden Mühe haben, in Pro-
zessakten auch nur eine Angeklagte mit gutem Bankkonto
zu finden. Immer sind es, wenn es überhaupt zum Prozess
kommt, Frauen aus unteren Schichten, die vor den Richter
treten müssen. Kein Geld zu haben, ist bei uns keine
Indikation für einen Schwangerschaftsabbruch, Reichtum
aber ist eine Indikation dafür.
Der Hamburger Gynäkologe Dr. Simon Simov hat in der
letzten Ausgabe der «Stern»-lllustrierten diese Tatsache
bestätigt: «Nach meiner Erfahrung ist es doch so, dass
wohlhabende Frauen immer ihre Indikation bekommen und
für Geld Hilfe erhalten. Mir geht es aber in erster Linie um
die sozial schwachen Frauen. Nur die Fristenlösung hätte
armen Leuten endlich geholfen. Reiche Frauen kommen zu

mir und erklären: ich habe genug Geld, überall abtreiben
zu lassen, in der Schweiz und in England.» Das ist bei uns
nicht anders. Es wäre ein leichtes, dafür Zeugen im Dut-
zend anzuführen. Tatsache ist, dass die Schweiz, vergli-
chen mit den wichtigsten Industriestaaten, eine ausseror-
dentlich restriktive Interruptio-Praxis zulässt. Dass di« Vor-
schriften in fünf Kantonen liberal ausgelegt werden, ändert
nichts an der Tatsache der grossen Zurückhaltung gegen-
über der legalen Unterbrechung in der übrigen Schweiz.
Die Frau hat gemäss den bestehenden Strafgesetzbestim-
mungen das Recht auf medizinische Begutachtung der
Schwangerschaftserstehungsfähigkeit. Dieses Recht nützt
ihr heute in 19 Kantonen nichts. Wir meinen daher, dass
nur solche Rechtsnormen zu dem gewünschten besseren
Schutz des ungeborenen Lebens führen, die einer konflikt-
bedrängten Frau einen straffreien Raum für Eigenentschei-
dungsfreiheit zubilligen.
Der Zürcher Regierungsrat hat das erfreulich klar gesagt:
«Der Regierungsrat erachtet es als mit der Würde der
Frau unvereinbar, wenn ihr durch Gesetz unter Strafandro-
hung vorgeschrieben wird, ein unerwünschtes Kind auszu-
tragen und auf die Welt zu bringen.» Das ist ein klares
Votum für die Fristenlösung.
Die Kommissionsminderheit schlägt eine sozialmedizini-
sche Indikation vor. Diese darf nicht mehr mit einer sozia-
len Indikation verwechselt werden. Die Bischofskonferenz
der katholischen Kirche akzeptiert denn auch diese sozial-
medizinische Indikation, warnt aber davor, diese zu einer
Sozialindikation umzuinterpretieren. Einer solchen Ten-
denz müssten die Behörden, erklärte die Bischofskonfe-
renz, «entschieden entgegenwirken». Im Pressedienst der
CVP vom 24. Juni 1974 wurde apodiktisch erklärt: «Die
Anerkennung der .sozialen' Indikationsregelung kommt der
Kapitulation und Abdankung des sozialen Rechtsstaates
gleich.» Diese Auslegungen machen klar, dass es sich
beim Minderheitsantrag effektiv um den 'verbaltaktischen
Versuch handelt, die medizinische Indikation etwas sozia-
ler zu verpacken. Der Antrag liegt unter dem des Bundes-
rates. Dessen Annahme würde den heutigen, wie wir mei-
nen, unhaltbar gewordenen Zustand nur zementieren. Für
die fünf Kantone mit einer liberalen Schwangerschaftsab-
bruchpraxis müsste die Minderheitslösung sogar einen
Rückschritt darstellen. Gesetz und Realität, Theorie und
Praxis würden damit weiterhin auseinanderklaffen. Die Lö-
sung der Minderheit ist nach unserem Dafürhalten keine
christliche, sondern eine dogmatische Lösung. Nachdem
in den Vernehmlassungen der Parteien neben der SP, dem
Landesring und der PdA auch die FdP und SVP die Fri-
stenlösung befürworteten, überrascht die pluralistische
Formation der Minderheitsunterzeichner doch einigermas-
sen. Wenn der Minderheitsantrag schon den Vorschlag
des Bundesrates sozial unterbietet, so ist der Abstand zur
früheren Zustimmung zur Fristenlösung entspechend
grösser, und den Kollegen Hofmann muss ich daran erin-
nern, dass auch seine Partei in der Vernehmlassung die
von ihm nun derart abgelehnte Fristenlösung seinerzeit
gutgeheissen hat. Wir sind überzeugt, dass der- Minder-
heitsantrag den Erwartungen der überwiegenden Mehrheit
der Frauen - ich verweise auf die Vernehmlassungen der
Frauenverbände - in keiner Weise entspricht. Anstelle des
Minderheitsantrages könnten wir eigentlich gerade so gut
den heutigen Zustand belassen. Dann werden den aufge-
schlossenen Kantonen zumindest durch eine restriktive
Legiferierung neueren Datums nicht zusätzlich noch weite-
re Schwierigkeiten zugemutet.
Ein Wort zur Fristenlösung: «In allen Staaten», schreibt
Professor Heinrich Stamm in seinem Buch «Probleme des
legalen Aborts in der Schweiz», «die sich in den letzten
Jahrzehnten zur Liberalisierung ihrer Schwangerschaftsge-
setzgebung entschlossen haben - und es sind ihrer nicht
wenige, sie umfassen heute mehr als die Hälfte der Welt-
bevölkerung - entscheidet in praxi der Wunsch der Frau
über das Austragen. Entweder wurden in den Indikations-
katalog, der den Schwangerschaftsabbruch rechtfertigt,
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sehr grosszügige Fassungen wie .allgemeine Unzumutbar-
keit', .soziale Unsicherheit' aufgenommen, oder es wurde
eine Frist in der früheren Schwangerschaft gesetzt, in der
die Frau und ihr Arzt allein, ohne staatliche Kontrolle über
den Abbruch bestimmen.» Wir dürfen annehmen, dass die
Politiker dieser liberalen Staaten Skandinaviens, Anglo-
amerikas und Asiens nicht ethnologisch verheerend,
sozial leichtfertig, politisch unklug und ethisch ver-
werflich dermassen weitgehende Liberalisierungstenden-
zen durchgesetzt haben. Das Problem des Schwanger-
schaftsabbruchs ist im übrigen auch nicht neu. Selbst bei
Androhung der Todesstrafe, wie in gewissen Epochen des
Mittelalters und zur Zeit Maria Theresias, wehrten sich
Frauen mit allen Mitteln gegen eine unerwünschte
Schwangerschaft. Wir stehen daher heute nicht vor der
Frage: Schwangerschaftsabbruch, ja oder nein, sondern
wir stehen vor der Frage: legaler oder illegaler Schwan-
gerschaftsabbruch. Das oberste Verfassungsgericht der
USA ging noch viel weiter, als wir es mit der Fristenlösung
vorschlagen. Dieses Gericht stellte fest, dass der Fötus
nicht als «Person» im Sinne der Verfassung anerkannt
werden könne und erklärte daher, alle Gesetze, die den
Schwangerschaftsabbruch bis zum Ende des dritten Mo-
nats verbieten, für verfassungswidrig. Erst nach Ablauf
dieser Dreimonatsfrist kann der Staat regulierend eingrei-
fen, doch auch dies bis Ende des sechsten Monats nur im
eigenen Gesundheitsinteresse der Frau. Der Fötus selbst
hingegen kann strafrechtlichen Schutz erst von dem Zeit-
punkt an beanspruchen, von dem er auch ausserhalb des
Mutterleibes lebensfähig ist. Ein generelles Abtreibungs-
verbot gilt erst für das letzte Drittel der Schwangerschaft.
Wir sind nicht der Meinung, das oberste Verfassungsge-
richt der USA müsse für uns massgebend sein. Ebenso
wenig brauchen wir uns unter Vormundschaft des deut-
schen Verfassungsgerichtes zu stellen. Auch Stalin, der
1936 ein totales Abtreibungsverbot erliess, das in der So-
wjetunion erst nach dessen Ableben im Jahre 1954 aufge-
hoben wurde, muss uns keine intellektuelle Entwicklungs-
hilfe liefern, loh will mit diesen Hinweisen lediglich andeu-
ten, wie unterschiedlich die uns beschäftigende Frage an-
gegangen und beurteilt werden kann.
Wenn der Sprecher der Minderheit den totalen Schutz des
Kindes vertreten hat, dann möchte ich den Justizminister
der Bundesrepublik zitieren, der in der Debatte im Bun-
destag folgendes erklärte: «Weder gibt es einen absoluten
Schutz des Kindes, den gewährleistet noch nicht einmal
die Indikationenregelung, weder die restriktive noch die
extensive, noch gibt es auf der anderen Seite ein absolu-
tes Recht der Mutter, wie diejenigen fordern, die für eine
Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs überhaupt ein-
treten. Es gibt hier beiderseits - und das ist schmerzlich
einzusehen - nur ein relatives, über die verschiedenen
Stufen der Schwangerschaft unterschiedlich zu wertendes
und zu gewichtendes Recht, sei es nun das Menschen-
recht der Mutter, sei es das Lebensrecht des Kindes.» Ich
meine, das ist eine Definition, die ehrlich und die frei von
Emotionen ist.
Interessant ist, dass in New York, seit die amerikanische
Fristenlösung in Kraft ist, gemäss offiziellen Statistiken
immerhin 70 Prozent der nun legal zugelassenen Schwan-
gerschaftsabbrüche illegale Abbruche ersetzen. Es ist
auch nicht so, wie der Eindruck erweckt worden ist, als ob
bei einer Fristenlösung die Frauen Schwangerschaftsun-
terbrechungen nur als lauter Freude, aus Lust und Laune
vornehmen, weil man - wie Herr Kaufmann erklärte - Ski-
fahren gehen will oder weil eine Kreuzfahrt bevorsteht. Ich
meine, so einfach macht es sich eine Frau wahrscheinlich
doch nicht. Die Erfahrung in New York zeigt, dass nur 6
Prozent der Frauen zu einer zweiten Unterbrechung ange-
treten sind. Es wäre ein einfaches, für viele Frauen die
Notlage aufzuzeigen, Briefe vorzulesen; ich empfehle Ih-
nen die Lektüre des Buches: «Meine Patientinnen», ge-
schrieben von einer Zürcher Aerztin, die seitenlang Briefe
abgedruckt hat über die Not dieser Frauen und über die

unwürdige Art, die viele Frauen im heutigen System erdul-
den müssen. Dann kann man, Herr Kollege Kaufmann,
nicht erklären, nur weil man Skifahren oder auf eine
Kreuzfahrt gehen will, würde mit der Fristenlösung die
Schwangerschaftsunterbrechung so leicht gemacht, dass
das einer amtlichen Patentierung der Leichtsinnigkeit
gleichkäme. Dieser Vorwurf st etwas zu billig geraten.

Was wir von der Fristenlöisung erhoffen, ist, bedrängten
Frauen helfen zu können. Clemäss Professor Stamm weist
nahezu die Hälfte - auch das muss man eben sehen -
der unerwünschten Kinder schwere psychische Schäden
auf. Daraus werden die Problemkinder für unsere Gesell-
schaft. Statistisch nicht zu erfassen sind die Frauen, die
unter dem Zwang, ein unerwünschtes Kind haben zu müs-
sen, zerbrechen und sich in ihrem Leben nie mehr zurecht-
finden. Unerwünschte Kinder sind Kinder mit einem Defizit
an Liebe. Professor Stamm sagt: «Es ist undiskutabel,
dass der Keimling nicht nur ein Recht auf Leben, sondern
in erster Linie ein Recht auf Liebe und geordnete familiäre
und soziale Entwicklung hat. Wenn es der Mutter mit
Wahrscheinlichkeit unmöglich ist, ihrem Kind ein men-
schenwürdiges Dasein aufzubauen, dann muss sie den
Schwangerschaftsabbruch erbitten und erhalten können.»
Es ist, so möchte ich sagen, das unveräusserliche Recht
des Kindes, willkommen zu sein. Diesen Anforderungen
wird nur die Fristenlösung gerecht. Sie respektiert die
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung der Frau. Sie
zwingt niemanden, etwas :zu tun. Sie vergewaltigt aber
auch keine anders denkende Minderheit. Und sie ist, dass
hat nun weiss Gott die Praxis eindeutig genug bewiesen,
die einzig praktikable Lösung. Jede Indikationenlösung be-
hält die heutigen Ungerechtigkeiten unseres Systems bei.
Die Fristenlösung billigt der Frau ihren straffreien Ent-
scheidungsraum zu und respektiert damit ihre Würde, oh-
ne jenen Frauen, die aus religiösen oder anderen Gründen
eben andere Auffassungen vertreten, Zwang aufzuerlegen.

Was Herr Kaufmann sagte, ist seine Auffassung, die wir zu
würdigen und zu respektieren haben. Und es ist eine ehrli-
che Ueberzeugung. Aber Herr Kaufmann kann von uns
nicht verlangen, dass seine Auffassung auch die unsrige
sein soll. Niemand kann von uns verlangen, dass diese
Auffassung staatliche Norm werden soll. Nur die Fristenlö-
sung respektiert jeden ethischen Standpunkt. Jeder soll
nach seiner religiösen oder weltanschaulichen Einstellung
so entscheiden dürfen, wie es ihm seine moralische Sub-
stanz erlaubt. Die Fristenlcsung respektiert diesen Tole-
ranzraum. Deshalb ist sie die einzig mögliche Lösung,
wenn wir diese Frage nicht im Stile des Kulturkampfes
erledigen, sondern im Sinne der Toleranz lösen wollen. Ich
danke Ihnen.

Dürrenmatt: Ich schicke meinen Ausführungen zwei kurze
Bemerkungen voraus. Ich habe mich entgegen meinem
Temperament dazu entschlossen, meine Begründung
schriftlich aufzusetzen, sie in die Zwangsjacke eines ge-
schriebenen Votums zu Stollen, in der Meinung, es sei
damit mehr Garantie geboten, dass ich die 15 Minuten, die
man uns zur Begründung noch gewährt, nicht allzusehr
strapaziere. Aber nach dem, was jetzt die Fraktionsspre-
cher an zeitlichem Aufwand verwendet haben, werden Sie
auch mir wahrscheinlich etwa 20 Minuten zubilligen. Auf
jeden Fall, ich mache Sie jetzt schon darauf aufmerksam.

Meine zweite Vorbemerkung: Eine Merkwürdigkeit unseres
Réglementes will es, dass die Begründung des Hauptan-
trages erst erfolgen kann, wenn die Sprecher der Fraktio-
nen gesprochen haben. E» kommt darin offenbar eine
Hochachtung für die Kommissionsarbeit zum Ausdruck; ob
es auch eine Hochachtung für die Entscheidungsfähig-
keit unseres Plenums sei, liegt auf einer anderen Ebene.
Sie werden es begreifen, dass ich mir diese kleine polemi-
sche Abschweifung nicht habe verkneifen können; es ist
sogar dem Herrn Präsidenten schwer gefallen, sich dem
Reglement und seiner seltsamen Logik zu fügen.
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Im Namen der einstimmigen liberalen und evangelischen
Gruppe stelle ich den Antrag, dem Bundesrat und der
Kommission zuzustimmen und das Volksbegehren für die
Straflösigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung sowie
die Standesinitiative Neuenburg abzulehnen. Namens der
Mehrheit meiner Fraktion lautet mein Antrag, es sei auf
das Bundesgesetz über den Schutz der Schwangerschaft
und die Neuordnung der Strafbarkeit nicht einzutreten.
Was meinen ersten Antrag betrifft, es sei das Volksbegeh-
ren abzulehnen, so stimmt er mit allen anderen Anträgen
überein, die zu dieser Materie hier im Saal gestellt worden
sind.
Um mit dem zweiten Antrag zu beginnen, es sei auf das
Bundesgesetz nicht einzutreten, fasse ich meine Argumen-
te zunächst in drei Fragen zusammen: Ist es richtig, auf
ein Volksbegehren, das von massgeblichen Körperschaf-
ten unseres Landes, und zwar von links bis rechts, über-
einstimmend als unannehmbar und undiskutierbar abge-
lehnt wird, mit einem Gegenvorschlag einzutreten? Ist es
richtig, mit dem Gegenvorschlag auf Gesetzesebene auf
ein Verfassungsbegehren einzugehen und damit nicht nur
die rechtlichen Grundlagen zu verzerren, sondern die Dis-
kussion unter falsche Alternativen zu stellen? Und drit-
tens: Ist es angesichts der Tragweite und der Bedeutung
der Materie richtig, als Gegenvorschlag eine Gesetzesrevi-
sion zu präsentieren, die in der Kommission aus knapp-
sten Mehrheits- und Minderheitsentscheiden hervorgegan-
gen ist, und die im Plenum aller Voraussicht nach gleich
fragwürdig abschneiden wird?
Ich beginne mit der Antwort auf meine erste Frage. Wie
ich bereits gesagt habe, stehen hinter dem Text des
Volksbegehrens bis jetzt nur die Initianten. Sie werden von
keiner einzigen unter den massgeblichen Körperschaften
des öffentlichen Lebens unterstützt. Der Text der Initiative
beruht auf der Alternative «alles oder nichts», d. h. es soll
jeder Abbruch der Schwangerschaft ohne Einschränkung
straffrei erklärt werden. Wenn es den Initianten nicht ge-
lungen ist, die Zustimmung irgendeiner politischen oder
sozialen Körperschaft für ihren Text zu gewinnen, so doch
wohl deshalb, weil jeder Kenner der Situation weiss, dass
der Text keine Aussicht hat, von Volk und Ständen ange-
nommen zu werden. Wenn ihn die Urheber trotzdem so
absolut formuliert haben, so darf man vermuten, sie hätten
beabsichtigt, mit ihrer extremen Formulierung die Stimm-
bürger vor eine klare Alternative zu stellen. Nach Auffas-
sung der Initianten existiert nur eine Alternative: die Straf-
lösigkeit oder der bestehende Zustand. Nach Ansicht der
Initianten haben sich die Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger klar und einfach mit Ja oder Nein zu äussern.
Dabei ist es gewiss möglich, dass es die Nebenabsicht der
Initianten war, mit der Absolutheit ihrer Fragestellung die
öffentliche Meinung zu provozieren in der Erwartung, die
Provokation werde gelingen und die zuständigen Stellen
dazu zwingen, die strafrechtlichen Bestimmungen über
den Abbruch der Schwangerschaft entscheidend zu libera-
lisieren.
Wir sind der Auffassung, wer immer eine Initiative lanciert
und damit die Erwartung verbindet, der Bundesrat oder
die Bundesversammlung würden mit einem Gegenentwurf
darauf antworten, hätte den Text dieses Volksbegehrens
so zu formulieren, dass es ernst genommen werden muss.
Leider nimmt aber in unserem öffentlichen Leben die Ten-
denz zu, sich des Mittels der Initiative als eines Schock-
und Provokationsmittels zu bedienen. Gerade das dürfen
sich, auch angesichts der übrigen Fülle in unserer politi-
schen Landschaft, die verantwortlichen Gremien unseres
Landes nicht bieten lassen. Wer mit einem Volksbegehren
unannehmbare Alternativen provoziert, soll im Kampf um
diese Absichten vor dem Volke seine Haut allein zu Mark-
te tragen.
Die politische Weisheit, unannehmbar formulierte Initiati-
ven hätten keinen Anspruch auf Gegenvorschläge, stammt
nicht von mir. Sie ist seinerzeit in diesem Saal im Namen
des Bundesrates mit Brillanz von Herrn Bundesrat Purgier
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vertreten worden, als es um die Frage ging, ob der extrem
formulierten dritten Ueberfremdungsinitiative ein Gegen-
vorschlag des Bundesrates gegenüberzustellen sei. Herr
Purgier lehnte das so entschieden wie überzeugend ab,
und zwar mit der Bemerkung, eben unannehmbar formu-
lierte Volksbegehren und absurde Initiativtexte könnten
nicht erwarten, dass sie Gegenvorschläge erzeugten. Bei
der Initiative über den straflosen Schwangerschaftsab-
bruch handelt es sich um eine derart unannehmbare, ich
möchte sagen, absurd formulierte Initiative. Um so mehr
bedauern wir es, dass der Bundesrat und nach ihm unsere
Kommission jenes Prinzip, das sich im Kampf um die dritte
Ueberfremdungsinitiative so eindrücklich bewährt hatte,
verlassen haben. Man fiel zurück in ein Verfahren, das
sich allerdings in den letzten Jahren mehr und mehr ein-
gespielt hat, und abermals wird versucht, mit dem Mittel
des Gegenvorschlages eine undiskutable Forderung disku-
tabel zu machen. Rührt diese Neigung zum vorzeitigen
und daher falschen Kompromiss vielleicht daher, dass wir
uns in unserem anerkennenswerten Bemühen um die Er-
haltung der politischen Konkordanz angewöhnt haben, alle
Probleme der Innenpolitik nurmehr als blosse Ermessens-
frage zu betrachten? Die innenpolitischen Probleme unse-
rer Schweiz sind überwiegend solche der Sozial- und der
Wirtschaftspolitik. Die Lösungen werden uns meistens von
der Entwicklung der Wirklichkeit aufgezwungen, und da
wir sie finden müssen, beschränken sich die Diskussionen
und Debatten auf die Frage nach dem Mehr oder dem
Weniger. In dieser Fragestellung nach dem Mehr oder
dem Weniger liegt aber bereits der Hang begründet, alle
Probleme als Ermessensfragen zu betrachten. Dass es
noch Grundsatzfragen geben könnte, die tiefer wurzeln als
im blossen Ermessen, scheinen wir beinahe vergessen zu
haben. Bei der Frage nach der Unterbrechung der
Schwangerschaft geht es aber für sehr viele Zeitgenossen
um ein derartiges grundsätzliches und weltanschaulich be-
dingtes Problem. Es geht um Fragen nach dem Sinn der
menschlichen Existenz, nach der Verantwortung des ein-
zelnen und der Gesellschaft für die Erhaltung und Heili-
gung des Lebens. Man mag das mit dem Wort «Emotiona-
lisierung» abtun, nur vergisst man dann, dass es heute
Fragestellungen bis mitten in die Politik hinein gibt, bei
denen sich eben zeigt, dass die Beurteilung in den blos-
sen Kategorien der Rationalisierung ihre Grenzen hat.
Die Methode, einer unmöglich formulierten Initiative, wie
sie die vorliegende darstellt, einen Gegenvorschlag gegen-
überzustellen, verbunden mit der Erwartung, der Gegen-
vorschlag werde hernach so ausfallen, dass die Initianten
ihr Volksbegehren zurückziehen könnten, ist nichts ande-
res als der Versuch, auch dieses in die Tiefe reichende
Problem in eine blosse Ermessensfrage umzuwandeln.
Wenn ich Soziologe wäre, würde ich sagen «umzufunktio-
nieren». Die einzige Bundesrichterin, die wir in der
Schweiz haben, äusserte sich vor kurzem in einem Presse-
interview, sie sei hundertprozentig davon überzeugt, die
Entkriminalisierung der Unterbrechung der Schwanger-
schaft sei dringlich geworden. Das Wort «hundertprozen-
tig», in diesem Zusammenhang ausgesprochen, ist be-
zeichnend. Alle Ermessensfragen lassen sich in Prozent-
rechnungen festhalten. Die Urheber des Volksbegehrens
verlangen die hundertprozentige Entkriminalisierung, wäh-
rend die Mehrheit der Kommission sich mit 33'A Prozent
begnügen würde. Eben so geht es nicht!
Mit unserem Vorschlag, im jetzigen Zeitpunkt auf einen
Gegenvorschlag nicht einzutreten, geht es uns zugleich
darum, das Ausmehrungsverfahren in der direkten Demo-
kratie sicherzustellen. Die Urheber der Initiative verlangen
eine klare Alternative, ein Ja oder ein Nein zum straflosen
Abbruch der Schwangerschaft. Diese Alternative ist als
erste, auf sich allein gestellt, Volk und Ständen zu unter-
breiten. Das Ergebnis der Abstimmung wird nicht nur an
und für sich aufschlussreich sein. Es wird für die weitere
Behandlung der Problematik, die nicht aus unserer politi-
schen Landschaft verschwinden wird, auf der Gesetzes-
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ebene wichtige Aufschlüsse bieten über die Situation in
den Kantonen, in den Regionen, den sprachlichen, konfes-
sionellen, städtischen oder ländlichen. Die Abstimmung
über das Volksbegehren wird die Diskussion, mag sie aus-
fallen wie sie will, nicht abschliessen, sondern eröffnen.

Ich komme zu meinem zweiten Argument. Der Gegenvor-
schlag auf der Gesetzesstufe wird die Alternativen verwi-
schen. Legiferiert kann in dieser Angelegenheit erst dann
werden, wenn sich Volk und Stände zum Grundsatzent-
scheid geäussert haben. Dann entsteht eine neue Alterna-
tive. Da angenommen werden kann, das Volksbegehren
werde verworfen, so wird eben nach diesem Entscheid auf
die neue Alternative eingetreten werden können und sie
bewegt sich unter den Stichwörtern: Indikationslösung
oder Fristenlösung. Wir sollten in diesem Saale nämlich
folgendes nicht übersehen: Die rund 65800 Stimmberech-
tigten, die das Volksbegehren unterschrieben haben, be-
kennen sich zu dieser absoluten Alternative. Die allfällige
Nebenabsicht der Initianten, Bundesversammlung und
Bundesrat würden sich dann schon auf eine Diskussion
mit ihnen einlassen, so dass man gegebenenfalls die In-
itiative zurückziehen könnte, hat uns hier nicht zu beschäf-
tigen. Gewiss, es hat sich gezeigt: für uns hier im Saal
existiert offenbar die Alternative des Volksbegehrens über-
haupt nicht. Das gibt uns aber noch nicht das Recht, uns
so zu verhalten, als ob der Grundsatzentscheid bereits
gefallen wäre, verbunden mit der höchst vagen Spekula-
tion, falls die Fristenlösung durchkomme, werde das
Volksbegehren zurückgezogen und dann werde alles zu
einem guten Ende gekommen sein. Wenn man einwendet,
in rechtlicher Hinsicht sei alles in Ordnung, einer Verfas-
sungsinitiative mit einem Gegenvorschlag auf der Geset-
zesebene zu begegnen, das habe man seinerzeit bei der
Frage der Waffenausfuhr bereits so gemacht, so akzeptie-
ren wir diesen Hinweis auf einen Präzedenzfall eben des-
halb nicht, weil es in der Frage, um die wir uns hier
unterhalten, um mehr und tieferes geht als damals.

Damit komme ich zu meiner dritten Frage, nämlich ob es
richtig sei, angesichts der Tragweite der Materie einen
Gegenvorschlag zu präsentieren, der aller Voraussicht
nach aus knappsten Mehrheiten hervorgehen wird. Sie
wissen, wie sich die Lage in der Kommission dargeboten
hat. Es bildeten sich Mehrheiten und Minderheiten von
einer oder zwei Stimmen. Dabei haben erst noch Zufällig-
keiten in der persönlichen Zusammensetzung der Kommis-
sion die Stimmenverhältnisse vom einen auf das andere
Mal verändert. Wer letzten Endes im Plenum siegen wird,
die Anhänger der Fristenlösung oder jene der Indikations-
lösung, ist völlig offen. Das Ergebnis wird aber gewiss so
sein, dass eine Gesetzesrevision aus unseren Beratungen
hervorgehen wird, die sich alles andere als referendumssi-
cher und referendumstüchtig darbieten wird. Eventuell und
wahrscheinlich steht uns dann beides bevor, ein Abstim-
mungskampf für die Initiative und ein Referendumskampf
über unser Produkt der Gesetzgebung.

Ich füge eine letzte Bemerkung hinzu: Man komme mir
nicht mit der Behauptung, wir würden eine dringend ge-
wordene Lösung verschleppen, wenn wir jetzt nicht auf
das Gesetz eintreten. Wichtiger als das Wort dringlich ist
das Wort grundsätzlich. Unsere direkte Demokratie ent-
stand auf der föderalistischen und der übrigen Vielfalt des
Landes und existiert nur aus ihrer Kompromissfähigkeit.
Sie ist dafür bekannt, und von vielen wird sie deshalb
gescholten, dass die Lösung politischer und sozialer Fra-
gen, die auf dem Hintergrund weltanschaulicher Verschie-
denheiten gesucht werden müssen, bei uns Zeit braucht,
viel Zeit braucht, mehr Zeit braucht als anderswo. Denken
wir nur an das Zustandekommen des Strafgesetzbuches,
das sich über Jahrzehnte hingezogen hat, oder an die
Entstehung der AHV, die so lange nicht zu verwirklichen
war, als eine Mehrheit der Schweizer Bürger in der öffent-
lichen Versicherungspflicht noch ein weltanschauliches
Problem gesehen hat.

Und um damit noch einmal auf unsere Diskussion hinzu-
weisen: Die Frage etwa - das haben wir im bisherigen
Ablauf der Debatte überaus deutlich gesehen - nach dem
Begriff und nach der Tragweite der sozialen Indikation
wird in den Vorschlägen der Mehrheit wie der Minderheit
nur allgemein und im wesentlichen verbal behandelt. Die
Zeit hat nicht gereicht, um umfassend all das abzuklären,
was an unseren sozialen Auffassungen, an unserem sozia-
len Verhalten und an dessen Niederschlägen in der Ge-
setzgebung neu überdacht sein will, nämlich dann, wenn
man die Kurzschlusslösung vermeiden möchte, es sei der
Problematik der sozialen Indikation am besten und radi-
kalsten mit der Schaffung eines neuen Rechtes beizukom-
men, nämlich mit dem Recht auf die Vernichtung des kei-
menden menschlichen Lebens.
Das sind die Hinweise, die die Mehrheit meiner Fraktion
bewegen haben, Ihnen zu empfehlen, auf den Gegenvor-
schlag, d. h. auf die Geseizesrevision nicht einzutreten.
Unsere Debatte - und das ist hier im Saale bereits gesagt
worden - fällt in einen Zeitpunkt, da auch in der Bundes-
republik, auch in einem föderativen Lande, der ganze Pro-
blemkomplex diskutiert wurde und dann mit Tempo versucht
worden ist, ihn zu lösen. Das Ergebnis war der Griff der
Minderheit, die sich vergewaltigt vorkam, auf das deutsche
Bundesgericht, ein legitimer Appell, der in der Verfassung
vorgesehen ist, und das weitere Ergebnis war, dass letzten
Endes nun die Fristenlösung abgelehnt worden ist.
Lernen wir auch aus der Abstimmungspanne vom letzten
Sonntag. Noch ist der Föderalismus eine Hürde, die mit
Tempo nicht zu nehmen ist. Sagen war also nein zur Ge-
setzesrevision und sagen w r nein zur Verfassungsinitiative
und lassen wir das notwendige Ausmehrungsverfahren vor
Volk und Ständen spielen, indem wir ohne Gegenvor-
schlag und mit unserer Empfehlung zur Ablehnung die
Initiative allein den entscheidenden Gremien überlassen.
Ich danke Ihnen.

M. Bonnard: La solution que je propose s'écarte fonda-
mentalement de celles qui ont été étudiées jusqu'Ici
en ce sens qu'elle permet aux cantons de choisir entre
trois possibilités les cas et les modalités de l'interruption
non punissable de la grosseisse. Cette solution n'est pas le
fruit de mon imagination personnelle. C'est à André Gavil-
let, conseiller d'Etat socialiste vaudois, que revient le mé-
rite de l'avoir formulée pour la première fois avec netteté.
Je la reprends aujourd'hui, car elle seule me paraît propre
à sauvegarder à la fois, dans la solution de ce problème
difficile, les exigences de nus convictions personnelles, les
exigences du droit et celle» de nos institutions fondamen-
tales, du fédéralisme en particulier.
Comme le rappelle le message du Conseil fédéral, la ques-
tion de l'interruption non punissable de la grossesse fut,
mise à part la peine de mo-t, la question la plus âprement
débattue lors de l'élaboration du code pénal. Il fut, dit le
Conseil fédéral, extraordinairement difficile de parvenir à
une entente. Les débats s'étendirent sur huit ans; les ques-
tions qui furent discutées sont celles-là mêmes qui,
aujourd'hui, nous divisent.
Les espoirs que l'on avail eus d'arriver à une certaine
uniformité se sont, à l'usag«, révélés vains. La pratique qui
s'est instituée depuis quelque trente ans diffère profondé-
ment de canton à canton. La très grande majorité des can-
tons violent la loi soit par une politique trop large, soit au
contraire par une politique trop restrictive. Sur ce point,
dès lors, il faut constater que l'unification du droit pénal
se solde par un échec.
Aujourd'hui, sur les principes, les divisions demeurent aus-
si vivaces que par le passé. La commission d'experts n'a
pu faire en son sein l'unité, ni même une majorité nette sur
une solution unique. Elle a proposé trois solutions. La
procédure de consultation n'a pas permis davantage de
dégager une tendance nettement prédominante. Si les
gouvernements cantonaux sont en majorité favorables à
une solution fondée sur le:s indications, les partis politi-
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ques et en particulier trois partis gouvernementaux sur
quatre optent pour la solution des délais. Le Conseil fédé-
ral, cela n'est un secret pour personne, est profondément
divisé. Il en va de même de notre commission et nos
délibérations pour le moment ne sont pas en train de nous
amener à d'autres constatations.
Cette division pose à mes yeux un problème essentiel de
fédéralisme. Le fédéralisme, bien sûr, n'a pas, pour cha-
cun d'entre nous, le même contenu. Sur un point fonda-
mental cependant, je crois pouvoir dire qu nous sommes
largement d'accord entre nous. Nous croyons que l'es-
sence même du fédéralisme est de trouver une ligne
d'équilibre entre deux tendances contradictoires: d'une
part, celle qui pousse les Etats cantonaux à confier à la
Confédération ce qui doit être mis en commun pour assu-
rer le bien et accroître la prospérité commune de chacun
des cantons; d'autre part, celle qui conduit ces mêmes
cantons à garder par devers eux ce qui est nécessaire
pour préserver leur identité propre.

Cette ligne d'équilibre, que nous modifions sans cesse se-
lon l'évolution des circonstances et de nos propres
conceptions, ne permet pas d'opérer un partage schémati-
que entre ce qui doit appartenir à l'Etat central et ce qui
doit demeurer aux cantons. Ce partage ne saurait notam-
ment s'opérer par matières nettement délimitées. Il obéit à
des considérations plus subtiles, parmi lesquelles des rai-
sons historiques, confessionnelles, politiques, juridiques,
jouent souvent un rôle déterminant. Bien que le domaine
du droit civil appartienne tout entier à la Confédération,
nos aînés ont eu la sagesse de laisser les cantons régler
eux-mêmes, au moins dans certaines limites, des points
importants qui dépendaient dans une läge mesure des us
et coutumes locaux. Bien que la défense nationale soit af-
faire fédérale, nos aînés ont aussi eu la sagesse de laisser
aux cantons une sorte de droit de disposition sur certaines
troupes d'infanterie.
Nous nous trouvons aujourd'hui en présence de l'un de
ces problèmes indissolublement liés à nos conceptions
philosophiques, éthiques, religieuses, politiques. Car, on
l'a dit, ce qui est en causa, c'est le droit à la vie, qui est
un des fondements de notre ordre politique, social et juri-
dique.
Que nous le voulions ou non, les conceptions que nous
pouvons avoir au sujet de ce droit fondamental, de son
étendue et de ses modalités, sont influencées plus ou
moins fortement par l'environnement dans lequel nous vi-
vons, en particulier par le canton d'où nous venons, par
ses mœurs actuelles, son histoire, sa confession dominan-
te, ses tendances politiques. Les divergences que nous
avons entre nous existent aussi entre nos cantons respec-
tifs. Elles apparaissent non seulement dans les détermina-
tions dss gouvernements cantonaux, mais plus encore
dans la pratique des autorités judiciaires et sanitaires
Nous nous trouvons en présence de pratiques à ce point
divergentes, reposant sur des conceptions de base si op-
posées qu'il est vain d'espérer arriver loyalement à un
rapprochement réel. Nous parviendrons sans doute à
unifier les textes. Nous ne parviendrons pas à uniformiser
les pratiques ni l'esprit qui les inspire. Or nous ne sau-
rions sacrifier l'esprit à la lettre. C'est pourquoi je préfère
laisser aux cantons le soin de définir les cas et les modali-
tés de l'interruption non punissable de la grossesse appli-
cables sur leur territoire en choisissant entre certaines
solutions définies par le droit fédéral.
Peut-être pourra-t-on me faire certaines objections. On di-
ra tout d'abord que le système que je préconise porte
atteinte au principe de l'unité du droit pénal. Cette objec-
tion serait juste au regard des textes. Elle est sans valeur
dans la réalité. Sur ce point précis, le principe de l'unité
du droit pénal n'a jamais été respecté. D'ailleurs, l'article
646/s de la constitution donne à la Confédération le droit
de légiférer en matière de droit pénal dans la même
mesure qu'en matière de droit civil et ce pouvoir de légifé-

rer - l'exemple du droit civil le montre - n'impose pas
l'unification absolue du droit pénal au niveau fédéral.
On m'objectera peut-être aussi que les solutions qui nous
sont aujourd'hui proposées par le Conseil fédéral ou par
notre commission sont propres à rétablir l'unité du droit
pénal aujourd'hui bafouée. Je n'en crois rien. Les sys-
tèmes que nous avons à discuter sont conçus en des
termes tels qu'ils seront impuissants à faire disparaître la
disparité actuelle. Dans la solution des indications en
particulier, les mots utilisés pourront recevoir et recevront
sans doute un sens et une portée différents selon les
cantons. Ainsi, le danger sérieux pour la santé de la mère,
l'état de détresse grave de la personne enceinte, pourront
être et seront très probablement compris autrement à
Genève qu'à Lucerne. La diversité persistera malgré nous.
Autant le reconnaître clairement en adoptant la solution
fédéraliste que je suggère. L'Etat de droit auquel nous
sommes attachés en sortirait renforcé.
On m'objectera peut-être que la solution fédéraliste créera
des inégalités de traitement. Sans doute, il y aurait des di-
vergences puisque les législations elles-mêmes seraient
différentes. Cependant, ainsi que l'a toujours jugé le Tribu-
nal fédéral, des diversités résultant de la multiplicité des
législations cantonales ne constituent pas des inégalités
de traitement condamnables au regard de l'article 4 de la
constitution. Des différences existeraient d'ailleurs aussi
avec les solutions du Conseil fédéral ou de la commission.
Certes, elles ne proviendraient pas de la législation en
cause puisque celle-ci serait uniforme pour toute la
Suisse. En revanche, elles découleraient des divergences
d'interprétation de cette loi uniforme et serait sans doute
aussi nombreuses. Et à mes yeux les différences de traite-
ment qui résultent des interprétations diverses d'une loi
voulue uniforme sont plus choquantes que celles qui sont
la conséquence des différences entre législations. En effet,
le peuple peut se prononcer sur les secondes par la voie
du référendum cantonal; il n'a rien à dire en revanche au
sujet des premières qui relèvent de l'administration et du
juge.
Enfin, vous me reprocherez peut-être de me borner à ren-
voyer la difficulté. Il est vrai que si nous adoptons une
solution fédéraliste, nous n'aurons pas à choisir entre la
solution des délais et celles des indications larges ou
étroites. Il appartiendrait aux parlements cantonaux et le
cas échéant au peuple des différents cantons de trancher.
Mais j'y vois de grands avantages, dont le plus important
est sans doute de placer la question dans le cadre qui lui
convient, de la faire trancher au niveau optimum. Je l'ai
dit, le problème que nous débattons touche à nos convic-
tions éthiques, philosophiques, religieuses, politiques les
plus profondes. A l'intérieur de nos cantons respectifs,
nous avons entre nous d'évidentes divergences. Il n'en
reste pas moins qu'à l'intérieur de ces cantons, un peuple
existe, dont tous les membres se sentent liés par une his-
toire, une évolution, des mœurs communes et presque
toujours par une langue et une culture identiques. Les
vives et profondes divergences qui nous opposent
aujourd'hui sur le plan suisse en matière d'interruption non
punissable de la grossesse seraient sans doute atténuées
si la question était posée sur le plan cantonal. Preuve en
soit la façon dont les pratiques pourtant si diverses en
cette matière ont pu s'imposer sans difficulté notable dans
chacun de nos cantons.
Si comme je le crois il n'y a pas d'argument décisif contre
une solution fédéraliste, il reste à en voir le détail.
Théoriquement, cette solution fédéraliste pourrait être
conçue selon deux systèmes. On pourrait imaginer d'abord
d'introduire dans le code pénal, après les dispositions sur
l'avortement, un texte chargeant tout simplement les can-
tons de déterminer eux-mêmes les cas et les modalités de
l'interruption non punissable de la grossesse et de prévoir
des peines à l'égard de ceux qui violent les dispositions
qu'ils édicteraient. Les cantons seraient ainsi mis en me-
sure de choisir eux-mêmes entre la solution des délais,
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celle des indications ou une autre solution encore. En
revanche, ils resteraient liés par le droit fédéral; en parti-
culier ils ne pourraient pas vider de leur substance les
dispositions du code pénal réprimant l'avortement. Cela
signifie notamment qu'ils ne sauraient choisir la solution
de la libéralisation complète que préconise l'initiative. Ils
seraient liés aussi par les principes fondamentaux et sur-
tout par les droits individuels que proclame notre droit
constitutionnel écrit ou non écrit, ainsi que la Convention
européenne des droits de l'homme. Et les lois cantonales
qui violeraient ces droits pourraient être portées devant le
Tribunal fédéral par la voie du recours de droit public. Ce
n'est toutefois pas ce système que personnellement je
vous propose. Celui que je vous propose consiste à pré-
voir dans le droit fédéral trois solutions entièrement
élaborées et à permettre aux cantons de choisir entre ces
trois systèmes, mais entre ces trois seulement. Technique-
ment, ce serait facile à réaliser. Il suffirait d'élaborer une
loi fédérale reprenant la proposition de la majorité, la solu-
tion des délais, la proposition du Conseil fédéral, c'est-
à-dire la solution des indications larges et une solution des
indications étroites. Ce système aurait l'avantage d'éviter à
coup sûr qu'un canton ne se tourne vers la solution de
libéralisation complète. Il limiterait l'intervention éventuelle
du Tribunal fédéral à la seule question de la compatibilité
du droit cantonal avec la loi fédérale.
Et comme il faut élaborer une nouvelle loi, je propose,
parce que nous ne sommes pas bien outillés ici pour le
faire, de renvoyer le projet à la commission avec cette
mission.
Il est temps de conclure. Si je dois choisir aujourd'hui
entre les solutions qui nous sont proposées, j'opterai en
faveur de celle des délais, non d'ailleurs sans de longues
hésitations. Mais je me rends compte de ce qu'un tel sys-
tème a inadmissible pour un certain nombre de mes
compatriotes. C'est pourquoi je ne puis me résoudre à
l'imposer à des cantons qui le refusent pour des raisons
qui leur sont propres. Je sais aussi que dans mon propre
canton les deux solutions, celle du délai et celle des indi-
cations, s'affronteront vivement et donneront lieu à d'ar-
dentes controverses. Mais, dans ces discussions, je n'aurai
du moins jamais le sentiment d'imposer au peuple d'un
autre canton, qui n'en veut pas, une solution qui pourrait
le cas échéant convenir aux Vaudois.
Dans la mesure où il vuet protéger les identités des Etats
qui composent la Confédération, le fédéralisme est tolé-
rant; je vous demande d'avoir cette tolérance et d'adopter
ma proposition. Si la solution des délais est acceptée par
notre Conseil, la solution fédéraliste est le seul moyen
pour les tenants d'un système restrictif de garder légale-
ment leur pratique. Si une solution des indications, au
contraire, est décidée, la solution fédéraliste est la seule
voie pour les tenants d'un système plus libéral de conser-
ver légalement leur pratique. Les uns et les autres trouve-
raient dans ma proposition le système qu'ils appellent de
leurs vœux et nous éviterions de déclencher dans le
peuple un affrontement qui pourrait être grave.

Le président: Conformément à l'article 59 qui confère en
tout temps le droit à un membre du Conseil de s'exprimer
pour faire une motion d'ordre, M. le député Schwarzen-
bach a demandé la parole.

Schwarzenbach: Ich gestatte mir zum Schluss des Vormit-
tags, Ihnen folgenden Vorschlag zu unterbreiten: Sie se-
hen die lange Rednerliste, auf der sich noch 31 Rednerin-
nen und Redner eingetragen haben, um sich mit diesem
Problem zu befassen. Sie haben weiter den Nichteintre-
tensantrag von Kollege Dürrenmatt gehört, ebenso den
RQckweisungsantrag von Herrn Kollege Bonnard.
Nun frage ich mich doch, ob nicht die zwingenden Worte
und noch mehr eigentlich der gesunde Menschenverstand
es jetzt eingeben würden, dass man im Rat abstimmt, ob
man eintreten oder nicht eintreten will. Nachdem nun

sämtliche Fraktionssprecher und auch der Vertreter der
Mehrheit und der Vertreter der Minderheit der Kommission
Gelegenheit hatten, sich ausdrücklich zum Wort zu mel-
den, wäre doch wohl der Augenblick gekommen, dass wir
abstimmen, ob man eintreten will oder nicht. Nachher,
wenn Eintreten dann beschlossen bzw. der Nichteintre-
tensantrag von Herrn Dürrenmatt abgelehnt worden ist,
könnten wir diese ganze Lawine von noch 31 Votanten
über uns ergehen lassen. Damit könnten wir eben Zeit spa-
ren - sparen ist ja heute Mode!
Ich stelle also gestützt auf Artikel 59 des Geschäftsregle-
mentes den Antrag, dass wir abstimmen, wobei ich es dem
verehrten Herrn Präsidenten überlassen muss, wie er nun
diesen Antrag auswertet.

Frau Lang, Berichterstatterin der Mehrheit: Sie haben den
Ordnungsantrag von Herrn Schwarzenbach vernommen; er
möchte sofort abstimmen Ic.ssen über die Anträge der Kol-
legen Dürrenmatt und Bonnard auf Nichteintreten oder
Rückweisung des Geschäftes.
Herr Schwarzenbach, es scheint mir, dass dieser Ord-
nungsantrag nun doch ganz bedeutungsvoll ist. Er zeigt
wieder einmal, wie das Problem des Schwangerschaftsab-
bruchs gewertet wird. Es ist tatsächlich ein sehr grosses
gesellschaftliches Problem, das wir lösen müssen und das
wir nicht einfach nach den Erklärungen der Fraktionsspre-
cher auf die Seite legen können. Wenn wir Rückweisung
oder Nichteintreten beschliessen, dann wird die Debatte
abgeschlossen. Es wäre wohl auch nicht fair, wenn wir bei
diesem sehr wichtigen Geschäft nur die Fraktionssprecher
zum Wort kommen lassen. Wir sollten auch die Meinung
des einzelnen anhören.
Aus diesem Grunde empfehle ich Ihnen, den Ordnungsan-
trag von Herr Schwarzenbach abzulehnen.

M. Gautier, rapporteur de la majorité: Je crois que vous
avez tous compris ce que nous proposait M. Schwarzen-
bach. En l'occurrence, Je ne puis que vous recommander
de rejeter sa proposition. Je pense que, s'agissant d'un
sujet de l'importance de celui que nous traitons, décapiter
une discussion en ne laissant parler que les représentants
des groupes ne constitue! pas un travail parlementaire
sérieux. Je suis, plus que tout autre, disposé à faire ga-
gner du temps à ce Parlement mais il ne faut pas malgré
tout vouloir économiser le temps d'une manière aussi
avaricieuse. Si l'on acceptait la proposition de M. Schwar-
zenbach, on ne pourrait plus, même si l'entrée en matière
était décidée, revenir sur le débat de fond. Pour toutes ces
raisons - et il y en aurait encore beaucoup d'autres mais
je veux essayer d'être bref - il faut absolument repousser
la motion d'ordre de M. Schwarzenbach.

Le président: Je veux espérer que nous n'allons pas intro-
duire un débat-fleuve sur la motion d'ordre; en l'occur-
rence, je fais cette remarque car je vois nombre de nos
collègues s'inscrire.

Kaufmann, Berichterstatter der Minderheit: Es geht jetzt
hier nicht um den Antrag von Herrn Dürrenmatt; dazu
möchten wir dann noch Stellung nehmen. Aber der Ord-
nungsantrag des Herrn Schwarzenbach ist ganz eindeutig
verfehlt, denn wir haben nun das Bedürfnis, diesen Antrag
des Herrn Dürrenmatt auch in den Fraktionen noch zu be-
handeln, ganz abgesehen auch von der momentanen Prä-
senz des Rates. Wir haben nicht eingerechnet, dass jetzt
der Entscheid fällt über die ganze Schwangerschaftsab-
bruchfrage. Der Antrag Sohwarzenbach würde auch eine
völlig neue Praxis bringen. So könnten wir nachher jede
Eintretensdebatte abwürgen.
Ich würde Ihnen beliebt machen, dem Antrag Schwarzen-
bach nicht zu entsprechen.

Mme Spreng, rapporteur de la minorité: Très brièvement,
je vous conseillerais aussi de refuser la proposition de
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M. Schwarzenbach, quoi qu'elle soit partie d'une bonne in-
tention. Cependant, tant de membres de notre Parlement
sont déjà absents alors que l'on traite un sujet que chacun
de nous a pris très au sérieux et a étudié très profondé-
ment, qu'il serait vexant de prendre une décision définitive
en leur absence.

Breitenmoser: Ich möchte Sie auf eine parlamentarische
Gepflogenheit aufmerksam machen. Sie besteht darin:
Wenn ein Ratsmitglied verlangt, dass durch die Geschäfts-
ordnung eine grosse Debatte unterbrochen wird, - er hat
das Recht, das zu verlangen -, dann hat zuerst eine Debat-
te stattzufinden über die in Frage stehenden Ordnungsan-
träge selbst. Das wären der Antrag Dürrenmatt und der
Antrag Bonnard. Erst wenn eine Diskussion hier im Saale
stattgefunden hat über diese beiden Anträge, ist darüber
zu befinden, ob ihnen stattzugeben ist oder ob die Debatte
weitergeht. Das ist parlamentarische Gepflogenheit in allen
25 Kantonen.

M. Baechtold-Lausanne: Je pense que notre collègue
M. Breitenmoser a parfaitement raison et que cette discus-
sion s'impose puisque nous avons le devoir de nous déter-
miner sur la proposition de M. Schwarzenbach. Je ne vois
pas pourquoi je vous demanderais de le faire en deux
minutes, plutôt qu'en cinq minutes. En effet, c'est une
proposition qui peut présenter un intérêt certain, si l'on a
la possibilité de dissocier deux discussions: la discussion
sur la proposition de MM. Bonnard et Dürrenmatt, plus
spécialement de M. Bonnard, et puis la discussion sur le
fond de l'affaire. Cela impliquerait alors que chacun de
nous qui voudrait intervenir sur le fond se réserverait
d'intervenir à deux reprises puisqu'il le ferait sur deux ob-
jets différents. C'est pourquoi je pense que la proposition
assez séduisante de M. Schwarzenbach de supprimer 30
ou 40 orateurs aboutirait à ceci, c'est qu'on les multiplie-
rait par deux, car l'on serait finalement obligé de les en-
tendre avant de se déterminer sur la proposition de
M. Bonnard. En conséquence, bien que la fin soit bonne, je
crois que le moyen est mauvais et c'est dans cet esprit-là
que je ne peux suivre cette motion d'ordre.

Abstimmung - Vote

Für den Ordnungsantrag Schwarzenbach Minderheit
Dagegen Mehrheit

Le président: Je voudrais constater maintenant que le
nombre des orateurs inscrits s'élève déjà à 43, aussi je
vous propose de limiter le temps de parole à dix minutes.
(Zustimmung - Adhésion)

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr
La séance est levée à 12 h 55
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M. Barras: Le professeur Kägi, de Zurich, n'a pas craint
d'affirmer que la question qui est débattue en ce moment
est la plus importante depuis la fondation de notre Etat
confédéré parce qu'elle remet en cause les fondements
mêmes tant de notre Etat que de la morale.
Force nous est de constater que nous sommes en pré-
sence de thèses inconciliables. Durant les séances de la
commission, je me suis efforcé de comprendre le point de
vue des partisans d'une conception différente. D'ailleurs,
M. le conseiller fédéral Brugger a appelé chacun à la
tolérance, a cherché à comprendre le point de vue opposé
sans le condamner d'emblée. J'ai cherché à comprendre
sans y parvenir - c'est sûrement un manque d'intelligence
de ma part - mais en respectant les opinions de ceux qui
pensent différemment. Cet état d'esprit indique clairement
qu'entre partisans et adversaires de la libéralisation de
l'avortement la coupure est nette et profonde, d'autant
plus profonde que s'opposent deux conceptions fonda-
mentalement différentes, l'une accordant la primauté au
respect intégral de la vie, l'autre revendiquant pour la
femme la liberté de disposer d'elle-même. Pour ma part,
j'en suis à me demander si, dans une question aussi
importante et fondamentale, une solution de compromis
telle que la prévoit le projet du Conseil fédéral est encore
possible. Il faut bien admettre que le projet du Conseil
fédéral est basé sur une conception et une interprétation
très larges des circonstances autorisant la pratique de
l'avortement. La solution des indications, avec l'indication
sociale comprise, ne peut guère être agréée par les dé-
fenseurs du respect absolu de la vie. D'autre part, cette
solution ne peut qu'être rejetée par les partisans de la
libéralisation de l'avortement parce qu'elle n'admet pas le
droit de la femme à disposer d'elle-même.
Les propositions de la minorité de la commission peuvent
être considérées comme une tentative de compréhension,
un effort de tolérance vis-à-vis du point de vue opposé.
Ces propositions, malgré tout, n'ont pas été admises par
la majorité, et c'est la démonstration que les points de vue
opposés ne peuvent se rapprocher. Il n'y a pas de solution
miracle, a affirmé le représentant du Conseil fédéral. Le
gouvernement a choisi celle qui lui a paru la moins mau-
vaise et qui apporte, paraît-il, de réelles améliorations par
rapport à la situation actuelle. La position de la minorité
de la commission s'exprime en peu de mots: respect de la
vie. Je crois que nous n'avons pas le droit de transiger sur
un principe de droit naturel inscrit depuis toujours dans la
conscience humaine. Ce n'est pas sans un sentiment de
tristesse, pour notre temps, pour notre pays, pour notre
civilisation, que je constate qu'on n'a plus le respect de la
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M. Schwarzenbach, quoi qu'elle soit partie d'une bonne in-
tention. Cependant, tant de membres de notre Parlement
sont déjà absents alors que l'on traite un sujet que chacun
de nous a pris très au sérieux et a étudié très profondé-
ment, qu'il serait vexant de prendre une décision définitive
en leur absence.

Breitenmoser: Ich möchte Sie auf eine parlamentarische
Gepflogenheit aufmerksam machen. Sie besteht darin:
Wenn ein Ratsmitglied verlangt, dass durch die Geschäfts-
ordnung eine grosse Debatte unterbrochen wird, - er hat
das Recht, das zu verlangen -, dann hat zuerst eine Debat-
te stattzufinden über die in Frage stehenden Ordnungsan-
träge selbst. Das wären der Antrag Dürrenmatt und der
Antrag Bonnard. Erst wenn eine Diskussion hier im Saale
stattgefunden hat über diese beiden Anträge, ist darüber
zu befinden, ob ihnen stattzugeben ist oder ob die Debatte
weitergeht. Das ist parlamentarische Gepflogenheit in allen
25 Kantonen.

M. Baechtold-Lausanne: Je pense que notre collègue
M. Breitenmoser a parfaitement raison et que cette discus-
sion s'impose puisque nous avons le devoir de nous déter-
miner sur la proposition de M. Schwarzenbach. Je ne vois
pas pourquoi je vous demanderais de le faire en deux
minutes, plutôt qu'en cinq minutes. En effet, c'est une
proposition qui peut présenter un intérêt certain, si l'on a
la possibilité de dissocier deux discussions: la discussion
sur la proposition de MM. Bonnard et Dürrenmatt, plus
spécialement de M. Bonnard, et puis la discussion sur le
fond de l'affaire. Cela impliquerait alors que chacun de
nous qui voudrait intervenir sur le fond se réserverait
d'intervenir à deux reprises puisqu'il le ferait sur deux ob-
jets différents. C'est pourquoi je pense que la proposition
assez séduisante de M. Schwarzenbach de supprimer 30
ou 40 orateurs aboutirait à ceci, c'est qu'on les multiplie-
rait par deux, car l'on serait finalement obligé de les en-
tendre avant de se déterminer sur la proposition de
M. Bonnard. En conséquence, bien que la fin soit bonne, je
crois que le moyen est mauvais et c'est dans cet esprit-là
que je ne peux suivre cette motion d'ordre.

Abstimmung - Vote

Für den Ordnungsantrag Schwarzenbach Minderheit
Dagegen Mehrheit

Le président: Je voudrais constater maintenant que le
nombre des orateurs inscrits s'élève déjà à 43, aussi je
vous propose de limiter le temps de parole à dix minutes.
(Zustimmung - Adhésion)

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr
La séance est levée à 12 h 55
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M. Barras: Le professeur Kägi, de Zurich, n'a pas craint
d'affirmer que la question qui est débattue en ce moment
est la plus importante depuis la fondation de notre Etat
confédéré parce qu'elle remet en cause les fondements
mêmes tant de notre Etat que de la morale.
Force nous est de constater que nous sommes en pré-
sence de thèses inconciliables. Durant les séances de la
commission, je me suis efforcé de comprendre le point de
vue des partisans d'une conception différente. D'ailleurs,
M. le conseiller fédéral Brugger a appelé chacun à la
tolérance, a cherché à comprendre le point de vue opposé
sans le condamner d'emblée. J'ai cherché à comprendre
sans y parvenir - c'est sûrement un manque d'intelligence
de ma part - mais en respectant les opinions de ceux qui
pensent différemment. Cet état d'esprit indique clairement
qu'entre partisans et adversaires de la libéralisation de
l'avortement la coupure est nette et profonde, d'autant
plus profonde que s'opposent deux conceptions fonda-
mentalement différentes, l'une accordant la primauté au
respect intégral de la vie, l'autre revendiquant pour la
femme la liberté de disposer d'elle-même. Pour ma part,
j'en suis à me demander si, dans une question aussi
importante et fondamentale, une solution de compromis
telle que la prévoit le projet du Conseil fédéral est encore
possible. Il faut bien admettre que le projet du Conseil
fédéral est basé sur une conception et une interprétation
très larges des circonstances autorisant la pratique de
l'avortement. La solution des indications, avec l'indication
sociale comprise, ne peut guère être agréée par les dé-
fenseurs du respect absolu de la vie. D'autre part, cette
solution ne peut qu'être rejetée par les partisans de la
libéralisation de l'avortement parce qu'elle n'admet pas le
droit de la femme à disposer d'elle-même.
Les propositions de la minorité de la commission peuvent
être considérées comme une tentative de compréhension,
un effort de tolérance vis-à-vis du point de vue opposé.
Ces propositions, malgré tout, n'ont pas été admises par
la majorité, et c'est la démonstration que les points de vue
opposés ne peuvent se rapprocher. Il n'y a pas de solution
miracle, a affirmé le représentant du Conseil fédéral. Le
gouvernement a choisi celle qui lui a paru la moins mau-
vaise et qui apporte, paraît-il, de réelles améliorations par
rapport à la situation actuelle. La position de la minorité
de la commission s'exprime en peu de mots: respect de la
vie. Je crois que nous n'avons pas le droit de transiger sur
un principe de droit naturel inscrit depuis toujours dans la
conscience humaine. Ce n'est pas sans un sentiment de
tristesse, pour notre temps, pour notre pays, pour notre
civilisation, que je constate qu'on n'a plus le respect de la
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vie et c'est très grave. Lorsqu'on aura enlevé la digue,
même partiellement, j'ai le sentiment que c'est un torrent
qui va déferler et non pas un filet d'eau. Le fait de savoir
que des peuples voisins et amis nous ont précédés, nous
suivent ou nous accompagnent n'est qu'une piètre conso-
lation. La Cour constitutionnelle de Karlsruhe s'est déjà
prononcée contre la loi du gouvernement fédéral autori-
sant l'avortement au cours des douze premières semaines
de la grossesse. Ce projet avait pourtant été voté à la
majorité absolue par le Bundestag en juin 1974. Les juges
ont rejeté cette loi en faisant valoir que cette dernière ne
protège pas suffisamment la vie en devenir. Une interrup-
tion de grossesse dans ces conditions doit donc, selon
eux, être assimilée à une action entraînant la mort.
Comme le droit à la vie doit être considéré comme une
valeur suprême, il faut interpréter ce texte en consé-
quence, ont estimé ces juges. Cette décision de la Cour
suprême de l'Allemagne fédérale fait l'effet à mon avis
d'un jet de lumière dans un ciel chargé d'orage. Si on
croit que la vie humaine est sacrée, il n'y a pas de com-
promis possible; si elle ne l'est plus, tout peut s'imaginer
lorsque le droit absolu de la personne humaine à la vie
devient relatif. Ce sont pour ces raisons que je voterai la
proposition de non-entrée en matière.

Frau Sahlfeld: Gestatten Sie mir ein paar persönliche Be-
merkungen. Ich bin keine Anhängerin der Fristenlösung.
Ich kann mich aber auch für die Indikationenlösung ge-
mäss Kommissionsminderheit nicht begeistern. Gewisse
Töne zu deren Begründung oder Unterstützung haben
mich zutiefst erschreckt. Vom Willen, zu helfen, war herz-
lich wenig zu spüren, aber vom Strafrecht war sehr viel
die Rede. Doch darauf lässt sich das Problem einfach
nicht beschränken. Ich will Ihnen sagen, weshalb ich so-
wohl mit der Indikationenlösung als auch mit der Fristen-
lösung Mühe habe. Mir gefällt das Wort «Lösung» darin
nicht. Das zugrunde liegende Problem wird nämlich nicht
gelöst sein, wenn entweder die Fristenregelung oder die
Indikationenregelung Gesetzeskraft erlangt haben wird,
sondern das Problem wird tatsächlich erst dann gelöst
sein, wenn es sich nicht mehr stellt.
Nach meiner Ueberzeugung ist es im Grunde eher von
sekundärer Bedeutung, ob zum Schluss nun die eine oder
die andere Regelung obsiegen wird, es hat höchstens in-
sofern Bedeutung, als man Gesetzesrevisionen von solcher
Tragweite wohl besser auf eine möglichst breite, als auf
eine eventuell sehr knappe Mehrheit abstützen sollte. Von
erstrangiger Bedeutung dagegen scheint, dass wir neben
der jetzt zur Diskussion stehenden Lösung Massnahmen
ergreifen, die geeignet sind, das Problem in dem Sinne zu
lösen, dass es sich nicht mehr stellt. Ich möchte von
einem Satz, dem wahrscheinlich Sie alle zustimmen kön-
nen, ausgehen: «Es ist besser, unerwünschte Schwanger-
schaften zu verhüten, als sie hinterher abzubrechen.» Das
Problem stellt sich wohl heute in solcher Schärfe, weil
offenbar die Familienplanung durch Gebrauch sicherer
Verhütungsmittel nicht funktioniert. Und wie soll sie
schliesslich auch? Wir haben bis jetzt weder vom Bund
noch von Kantonen aus etwas zu deren Propagierung oder
zu deren Unterstützung durch finanzielle und gesetzliche
Massnahmen getan. Es ist hier nicht der Ort, die Verant-
wortlichkeiten zu erörtern, doch scheint mir, dass sich
Herr Kaufmann gestern die Sache leicht gemacht hat mit
dem Hinweis, die Fristenlösung könne dazu führen, dass
die Verhütung vernachlässigt werde. Das Problem rund um
den Schwangerschaftsabbruch stellt sich doch so scharf,
weil der Zugang zu empfängnisverhütenden Mitteln er-
schwert, zum Teil sogar verhindert wird. Wenn ich beden-
ke, dass es noch vereinzelte Aerzte gibt, die sogar verhei-
rateten Frauen die Knaus-Ogino-Methode empfehlen, dann
wundere ich mich nicht mehr, wenn hinterher Frauen ab-
treiben lassen möchten. Es ist mir selbstverständlich klar,
dass sich beim Problem des Schwangerschaftsabbruchs
die Frage nach einem wesentlich vermehrten Gebrauch

von Antikonzeptiva noch stellen wird. Es ist aber eine
Frage des Masses. Bei einer Liberalisierung des Schwan-
gerschaftsabbruchs ohne gleichzeitige Massnahmen auf
dem Gebiet der Prophylaxe besteht die Gefahr, dass die
Abtreibung als Mittel der Familienplanung eingesetzt wer-
den kann; bei der Indikationenlösung hingegen, dass die
illegalen und darum in vielen Fällen gefährlichen Abtrei-
bungen nicht verringert werden, sofern nicht auf dem Ge-
biet der Prophylaxe gross;:ügig gehandelt wird. Es wird
sich zeigen, ob die Beratungsstellen dieser Aufgabe genü-
gen können; ich glaube es nicht.
Glücklicherweise soll wenigstens Artikel 211 im Strafge-
setzbuch, welcher die Anpreisung von empfängnisverhü-
tenden Mitteln verbietet, gestrichen werden; wenigstens in
diesem Punkt scheint Einmütigkeit zu herrschen! Interes-
santerweise hat die Expertenkommission laut bundesrätli-
cher Botschaft nebst anderem auch noch folgende Vor-
schläge gemacht: «Zur Lösung der Problematik in ihrer
Gesamtheit bedarf es auch Massnahmen in anderen Berei-
chen, insbesondere in fiirsorgerischen und pädagogi-
schen. Unter Abbau immer noch verbreiteter Vorurteile
gälte es hier, die Sozialmedizin zu fördern und die Sexual-
erziehung und Aufklärung zu intensivieren. Viel Hesse sich
auch erreichen durch Uebernahme der Kosten für Verhü-
tungsmittel und durch'vermehrte Leistungen der Kranken-
kassen bei Geburten.» Ich muss Ihnen gestehen, dass ich
erst den Gedanken auf Riickweisung an den Bundesrat
hatte, als ich feststellte, dass wir zwar ein besonderes
Gesetz über den Schutz der Schwangerschaft und die
Neuordnung der Strafbarke t des Schwangerschaftsabbru-
ches präsentiert erhalten, dass aber dieses Gesetz nur
recht dürftig mit Massnahmen aus anderen Bereichen als
dem des Strafrechts gepolstert ist. Ich liess den Gedanken
dann fallen in der Meinung, dass wir im Erstrat doch
einmal zur Behandlung der Materie und dabei zu weiteren
Lösungen kommen sollten.
Am 27. November 1973 hat der Sprecher der CVP, Herr
Röthlin, einen Antrag Naegoli, der die Familienplanung in
die Krankenversicherung einbauen wollte, mit folgenden
Worten bekämpft: «Wenn wir die Familienplanung unter
diesen Abschnitt des KUVG aufnehmen, heisst dies doch
nichts anderes, als dass die Kosten für den Schwanger-
schaftsabbruch, die Pille Uiäw., durch die Krankenkassen
zu übernehmen sind, und wir damit unsere Beschlussfas-
sung über das subtile Thema der Familienplanung im Zu-
sammenhang mit dem Volksbegehren vom I.Dezember
1971 präjudizieren. Wir wissen, dass der Staat den Eltern
die Verantwortung für ihre Kinder nicht abnehmen kann.
Er soll jedoch Massnahmen treffen, die die Eltern in die
Lage versetzen, ihre Aufgabe verantwortungsvoll zu erfül-
len. Aus diesem Verantwortungsgefühl heraus wollen wir
dieses schwerwiegende Proalem der Familienplanung um-
fassend bei der Behandlung des erwähnten Volksbegeh-
rens diskutieren.» Das Problem wurde damals mit obigen
Worten verschoben. Ich sehe mich um der Sache willen
gezwungen, es heute sehr konkret und nicht nur in Andeu-
tungen zur Sprache zu bringen. Nach meiner Ansicht exi-
stieren zwei praktikable Möglichkeiten, zur Förderung von
Empfängnisverhütung als einziger Alternative zur hohen
Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen; die eine Möglich-
keit liegt im Gebiet der Krankenversicherung. Wenn die
Kosten zur Empfängnisverhütung eventuell im Unterschied
zu den Abtreibungskosten von den Krankenkassen über-
nommen werden, ist das fü' viele Frauen ein keineswegs
zu unterschätzender Antrieb', sichere Verhütungsmittel zu
benützen und vielleicht überlegt sich sogar der eine oder
andere Mann die Sterilisation.
Das alles belastet die Krankenkassen jedenfalls viel weni-
ger als die Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen
oder deren Folgen. Das sollte auch den Leuten, die immer
nur sparen möchten, einleuchten. Das Argument, es sei
zumutbar, die Kosten für Empfängnisverhütung selber zu
tragen, ist nicht stichhaltig, bringt doch die Uebernahme
der Kosten für Antikonzeptiva durch die Krankenkassen



5. März 1975 237 Schwangerschaftsunterbrechung

vor allem deren moralische und medizinische Ueberlegen-
heit zum Ausdruck. Und völlig paradox, geradezu unver-
antwortlich wäre es, wenn zwar, zum Schluss, Schwanger-
schaftsabbrüche von den Krankenkassen finanziert werden
müssten, nicht aber Antikonzeptiva. Es geht letztlich um
den Stellenwert, den wir empfängnisverhütenden Mitteln
und Methoden einräumen.
Es stimmt mich sehr nachdenklich, dass ein Arzt der Uni-
versitäts-Frauenklinik Bern in einem Zeitungsartikel
schreibt: «Primär muss von der Tatsache ausgegangen
werden, dass grosse Teile der Bevölkerung aus verschie-
denen Gründen mit modernen empängnisverhütenden Me-
thoden noch über Jahre nicht vertraut sein werden. Ein
wesentlicher Rückgang ungewollter Schwangerschaften ist
somit nicht zu erwarten.»
Ich bin von der Bemerkung der Expertenkommission aus-
gegangen, so zitiert in der Botschaft, dass sich viel errei-
chen liesse durch Uebernahme der Kosten für Verhütungs-
mittel. Da die Kommission noch eine Motion zur Ergän-
zung des Gesetzes erarbeiten will, so hoffe ich, dass die
Kommission dieses Stichwort aufnehmen wird; sonst wür-
de dann eben eine Motion, die bereits mit genügend Un-
terschriften bereitliegt, in dieser Frage eingereicht werden
müssen.
Ausgehend vom Grundsatz, dem Sie sicher alle zustim-
men: Besser verhüten als abbrechen, wäre die Verhütung
vor allem bei jungen Menschen in kompetenter Weise zu
propagieren. In erster Linie bietet sich dafür die Schule
an. Aber wegen der Schulhoheit der Kantone können wir
leider auf diesem Gebiet, so schmerzlich es ist, nichts
unternehmen.
Jetzt aber haben wir uns zwischen der Fristen- und Indi-
kationenlösung zu entscheiden, und das immer im Be-
wusstsein, dass weder die eine noch die andere eine wirk-
liche Lösung des Problems bietet. Ich neige aus grund-
sätzlichen Erwägungen der Indikationenlösung zu. Diese
grundsätzlichen Erwägungen werden in der Botschaft er-
läutert; ich möchte sie nicht zum x-tenmal wiederkäuen;
aber ich muss Ihnen gestehen, dass ich letztlich nur dann
einer Indikationenlösung zustimmen kann, wenn sie wirk-
lich grosszügig konzipiert ist, wenn daraus wirklich der
Wille zum Helfen in dieser schwierigen Situation für viele
Frauen auch deutlich wird. Zwischen die Wahl einer engen
und kleinmütigen Indikationenlösung und der Fristenlö-
sung gestellt, müsste ich letzterer zustimmen. Ich hoffe,
dass es nicht so weit kommt. Die Detailberatung von Arti-
kel 4 wird hier Klarheit schaffen.
An und für sich spricht einiges für den Aufbau des Indika-
tionenmodells nach Bundesrat. Vielleicht ist es eine Frage
der Redlichkeit, ob wir nicht doch noch auf den Aufbau,
d. h. die einzelne Aufzählung der Indikationen des Bundes-
rates, zurückkommen wollen. Der Schweizerische Theolo-
ginnen-Verband hat in seiner Vernehmlassung festgehal-
ten: «Die Mehrzahl von uns ist der Ansicht, dass eine
soziale Indikation zwar - vor allem im Blick auf die Kanto-
ne, die das bisherige Gesetz schon allzu konservativ aus-
gelegt haben - auch im Gesetzestext erwähnt werden
müsste, dass sie aber anders als nur im Blick auf materiel-
le Not formuliert werden sollte.» Alles in allem sollten wir
eine Lösung für die ganze Schweiz finden, den anderen
Zustand - je nach Kantonen - haben wir ja heute. Ich
habe die Hoffnung, dass wir eine möglichst tragfähige
Lösung finden, noch nicht verloren. Ich hoffe, dass wir
einen Kulturkampf verhindern können.
Zum Schluss möchte ich Sie noch in aller Kürze auf ein
interessantes Modell hinweisen, das vielleicht doch die
Möglichkeit eines Kompromisses beinhaltet, auch wenn
Sprecher wie Herr Barras Kompromisse in dieser Frage
nicht sehen können. Es ist ein Modell, das ein Arbeitsteam
für die französische Jesuitenzeitschrift erarbeitet hat. Da-
nach würde zwar eine Art Gutachtergremium nach Indika-
tionen im Gespräch mit der Frau über den von der Frau
gewünschten Abbruch entscheiden. (Glocke des Präsiden-
ten wegen Ablaufes der Redezeit.) Sie können das ja

nachlesen, oder ich kann es Ihnen im privaten Gespräch
erklären. Es ist ein Modell, das Elemente der Indikations-
und der Fristenlösung enthält; ich verzichte auf Antragstel-
lung in dieser Richtung, bitte Sie aber trotz grundsätzli-
cher Anliegen, die ich auch habe, den Gedanken des
Helfens anstelle des Nur-Verurteilens und des Strafrecht-
denkens, doch bei Ihren Entscheidungen mitzuberücksich-
tigen. Ich danke und bitte um Entschuldigung, dass ich die
Zeit überzogen habe.

König-Bern: In der Frage des Schwangerschaftsabbruches
stehen wir vor fast unlösbaren Problemen, die durch Wort-
gefechte jedenfalls niemals zu bewältigen sind. Schwei-
gend und den Weg weisend die Menschen zu ändern,
wäre das zweite Ziel. In Ehrfurcht stehen wir als Men-
schen vor der Schöpfung. «Ueber das Höchste und Letzte,
was es darüber zu sagen gebe, könne es nichts Geschrie-
benes geben, da es unaussprechbar sei», sagte einst Pla-
ton, der Sprachgewaltige. Tausend Jahre vor unserer Zeit-
rechnung lobte ein Begnadeter der Weltgeschichte seinen
Schöpfer: «Denn Du hast meine Nieren bereitet und hast
mich gebildet im Mutterleibe, ich danke Dir dafür, dass ich
wunderbar gemacht bin. Deine Augen sahen mich, als ich
noch unbereitet war, und alle Tage waren auf Dein Buch
geschrieben, die noch werden sollten, als derselben kei-
ner da war.»
Wie fremd sind solche Gedanken unserer Zeit. Doch der
Eid des Hippokrates von Kos vermag nach bald zweiein-
halbtausend Jahren noch das Ohr und den Verstand eini-
ger Aerzte zu erreichen: «Hagnos de kai hosios diaithere-
so bion emon kai technen emen, homoios de oude gynaiki
pesson phthorion doso.» Als Alexander der Grosse im Sie-
geszug gegen die Barbaren • angesichts von Persepolis,
überwältigt von der Pracht der antiken Welt der Achäme-
niden, im Zweifel war, wer nun der Barbar sei, er selber
oder des Dareios Untertanen, klärte sich der Zweifel in
Baktrien, wo die alten Menschen den Hunden zum Prasse
vorgeworfen wurden. Käme Alexander wieder ins heutige
Europa der Fristenlöser, er wäre wieder in Barbarenlan-
den. Denn diese Länder haben ihre «sozialen Mordtheo-
rien» entwickelt, eine Wortprägung und eine Aufdeckung
von Tatsachen, die Bernhard Häring gelang. So sind die
Aktionen zur Aufhebung der Strafgesetzartikel in ihrem
Gehalt das, was man Anstiftung zum Mord nennen könnte,
und die Tötung eines Embryos ist eben Mord am Men-
schenleben. Häring bezeichnet mit Recht die Abtreibung
als ein «Verbrechen, das wie kaum ein anderes den mora-
lischen Tiefststand der modernen Welt kennzeichnet», un-
serer Welt. Darf ich sagen: auch dieser Welt hier drinnen?
Ich werde im folgenden einige harte Worte in der Analyse
und Diskussion der Menschen von heute gebrauchen, von
der Praxis her dazu gezwungen, und bitte Sie trotzdem,
standhaft zuzuhören und dann im Verlaufe der Debatte,
um es jetzt schon zu sagen, den Anträgen der Kommis-
sionsminderheit zuzustimmen, sofern Sie überhaupt eintre-
ten werden auf die Vorlage.
Ich bin persönlich für Nichteintreten. In der Zeit verführten
Denkens, falscher Propheten und der Missgunst gegen
noch Zufriedene werden die ewigen Werte, von denen die
Menschheit doch weiss, dass sie gelten, zur Beute der
Aggression. Scheinbar hat man aus der Geschichte nicht
viel gelernt. Ein massloser pluralistisch-egoistischer Frei-
heitswahn ist ausgebrochen, der, geschürt, hemmungslos
und rechthaberisch alles verlangen will. Ja, den Tod der
Nachkommenschaft nach Aufhebung der Gesetze, die man
sich einst selbst gegeben hatte und die nun lästig seien.
Angeblich verhindern sie die Gleichberechtigung, die
Chancengleichheit, sie seien repressiv und behinderten
den Lebensstandard. Rechtsgleichheit, Partnerschaft und
Emanzipation seien bedroht. Man spricht von Mündigkeit,
die aber am falschen Objekt angesetzt zur Unmündigkeit
wird, wodurch sich die Diskussion schon erübrigt. Man
gibt Probleme für Geburtenregelung an als Vorwand be-
rechtigten Einschreitens gegen einen natürlichen Kinder-
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segen. Es ist aber z. B. keineswegs sicher, dass Geburten-
regelung mit der Welternährung in Relation steht, sagte
jüngst McNamara. Man meine es gut mit den Kindern,
gerade deswegen dezimiere man die Ungeborenen, damit
nur Wunschkinder in glücklichste Verhältnisse mit maxi-
malen Bildungs- und Fortkommenschancen überhaupt ge-
boren werden. Eine Art Zuchtwahl wahrscheinlich ist ge-
meint. Dass am Anfang zu solch hochfliegender Verpla-
nung der Nachkommenschaft eigentliche Aktionen der
Ausmerzung stehen, übersieht man geflissentlich. Man er-
öffnet grossmütig allen Frauen den Zugang zur sogenann-
ten Hilfe, gemeint ist der Hinterhalt der Abtreibung. Man
findet es stossend, dass sich die Frauen dazu in einen
anderen Kanton deplazieren, oder aber die Kinder austra-
gen müssen, das scheint ebenso stossend zu sein. Man
möchte die Tötungsgehilfen, korrumpierte Mediziner, mög-
lichst billig und sogleich zur Hand haben, und nur gerade
um die Ecke nach der Selbstbedienungsmethode. Ueber
Laienabtreiber rümpft man die Nase; es müsse wissen-
schaftlich zugehen bei diesem Abdeckergeschäft. Hören
Sie die neusten Nachrichten aus England - Sie verzeihen
mir dann diesen Ausdruck. Dass immer ein Menschenle-
ben da ist, das Recht auf Geborenwerden beansprucht,
verschweigt man, gleich den Lagergehilfen in Auschwitz.
Die Präsidentin forderte eine milde Debatte, Polemik sei
nicht angezeigt. Ist Zartheit am Platze, wo Leben in Gefahr
ist? Aus der Sicht und im Interesse der Ungeborenen
müssen wir doch die Realitäten sehen. Die Fristenlöser,
man muss ihnen zur Selbsterkenntnis verhelfen, sind im
Endeffekt, nach ihren Werken beurteilt, von den Ungebore-
nen aus gesehen, eben eigentliche Abtreiber. Man muss
das einmal feststellen und kein Blatt vor den Mund neh-
men. Und je weniger sie wissen über den Embryo bei ihrer
Fristenansetzung, um so mehr gleichen sie den Laienab-
treibern, über welche sie die Nase rümpfen. Sie kennen
vielleicht die Forschungen von Lejeune, dem Professor in
Paris, und von Blechschmidt in Göttingen über den klei-
nen Embryo, der nach der zwölften Woche schon sein
Herz natürlich zwei Monate schlagen hört und der schon
Hände hat, die die Handlinien schon fertig aufweisen, die
die Fingerabdrücke zeigen. Man könnte in der zwölften
Woche die Personalien aufnehmen, man hat gesehen, dass
bei Berührung dieser Embryo mit Händen und Kopf ab-
wehrt, dass er mit dem Rumpf abwehrt. Er hat also Gefühl,
und in diesen zwölf Wochen entstand ein wunderbares
Wesen, und das wollen Sie nach einer Fristenlösung op-
fern. Eine Unmenschlichkeit.
Ich komme zum Schluss. In einer Zeit, wo das Wetter-
leuchten eines neuen Krieges aus der Ferne schon sicht-
bar ist, sind, wir aufgerufen, gegen den landesinneren
Feind zu kämpfen, der mit schamlosen Forderungen nach
dem Leben der Ungeborenen greifen will. Purer Egoismus
und schlechtes Gewissen, wenn überhaupt ein solches
noch vorhanden, pervertieren Normen und Begriffe. Die
Demokratie droht in Ochlokratie überzugehen, der bruta-
len anonymen Massengewaltherrschaft mit ganz anderen
lebensfeindlichen Ideologismen. Wir betrachten die gegen-
wärtig entfesselte Diskussion und ultimativen Forderungen
im abgehandelten Thema als Heimsuchung auch unseres
Landes und erinnern uns der Weltgeschichte in ihrer Tra-
gik. Ich gebe Ihnen noch einige Verse. In unserem Lande
liegt fast unversehrt als Mahnmal verwahrt der Papyrus
Bodmer XIII in der Bibliotheca Bodmeriana in Cologny bei
Genf. In ihm ist die berühmte Homilie über Ostern des Bi-
schofs Meliton von Sardes in Kleinasien aufgezeichnet, ein
Meisterwerk lyrischer Pracht. Die Ungeborenen seien hier
angerufen, wo es heisst: «Als letzte Plage Aegyptens sucht
der Engel des Todes alle Erstgeborenen heim.» Der Ge-
sang hebt folgendermassen an: «Wenn ein Erstgeborener
mit seiner Hand einen dunklen Körper ergriff, die Seele
starr vor Schrecken, dann stiess er einen klagenden und
entsetzlichen Schrei aus.» «Wen fasst meine Hand? Wen
fürchtet meine Seele? Welch Dunkel umfängt meinen Kör-
per? Bist du mein Vater, so hilf mir! Bist du meine Mutter,

so tröste mich! Bist du meiin Burder, so sprich mit mir!
Bist du ein Freund, so schone mich! Bist du ein Feind, so
entferne dich, denn ich bin ein Erstgeborener!» Aber noch
ehe der Erstgeborene verstummt war, hielt ihn das lange
Schweigen fest und sprach zu ihm: «Erstgeborener, du
gehörst mir, ich bin dein durch das Schicksal, ich, das
Schweigen des Todes.»
Ich entschuldige mich, so lange gesprochen zu haben und
danke Ihnen.

Speziali: L'odierna società esige imperiosamente una nuo-
va legislazione sull'aborto; a meno di voler chiudere gì!
occhi su un'angosciosa realtà, a meno di volerci iscrivere
nell'esercito degli ipocriti che fingono di non vedere o di
quelli che credono d'affrontarla - quella triste realtà - con
malinteso spirito di tolleranza che non è rispettoso della
legalità, ed è quindi inaccettabile. Si è a questo parados-
so: troppa gente «per beneì> non è offesa dallo scandalo
dell'aborto ma è scandalo da non tollerare la sua pur limi-
tata liberalizzazione.
Insomma: accettare lo scandalo dilagante, capace di met-
tere in grave pericolo la vita umana, clandestino, discrimi-
natorio dal profilo sociale, rra non liberalizzarlo entro limi-
ti accettabili e a determinata condizioni. La verità è que-
sta: non si tratta di una scelta tra aborto e non aborto,
ma tra aborto clandestino e aborto regolarizzato, capace
almeno di evitare quei pericoli e quegli aspetti che urtano
la coscienza anche di un liberale, anche di un cattolico.
Annullare - questo è l'imperativo morale - tutto quanto di
permissivo, di criminoso, di speculativo, indubbiamente sta
attorno all'aborto clandestino, operato da medici, da infer-
mieri, dalle donne stesse, da praticone e operare final-
mente alla luce della legalità. Piuttosto, in un problema
che investe la coscienza d'ognuno, è la travagliata ricerca
della soluzione più giusta che dobbiamo perseguire, con
un discorso di profondo significato civile, che preliminar-
mente deve respingere l'insulto di chi afferma (magari non
credendoci) che il problema non esiste. Il problema esiste
e mi limiterò a ricordare che la posizione della Francia,
dove fu la sig.ra Veil, ministio della sanità, a sottolinearne
l'urgenza: «La sollicitude et "aide, lorsqu'elles existent, ne
suffisent pas toujours à dissuader. C'est là, hélas! la plus
fréquente des réalités, bien davantage que l'avortement dit
«de convenance». S'il n'éta t pas ainsi, croyez-vous que
tous les pays, les uns après les autres, auraient été con-
duits à réformer leur législation en la matière et à admet-
tre que ce qui était hier sévèrement réprimé soit désor-
mais légal?» È una realtà che si muove anche nello
schieramento politico italiane'. Si è mossa la Corte costitu-
zionale italiana che ha accettato la non punibilità del-
l'aborto quando si tratta di salvare la madre, anche quan-
do il pericolo non è immediato; per dire che si stanno
facendo passi in avanti, anche la CEI (Conferenza episco-
pale italiana) ha fatto un timido passo in una direzione,
vorrei dire, se la parola è ben intesa, liberale. Noi non
possiamo pretendere che la Chiesa sia all'avanguardia in
questo punto e vi citerò quanto scrive mirabilmente uno
scrittore cattolico italiano, Curlo Bo: «Noi dobbiamo com-
prendere il dolore della Chiesa che è frutto del timore di
sbagliare o di non saper valutare e indovinare il futuro ed
è un dolore di cui noi che facciamo parte della grande
famiglia anonima non sempre sappiamo renderci conto.»
... «Riconoscendo alla Chiesa con la maiuscola che il peso
delle sue responsabilità è assai più grosso e tragico del
nostro. Se l'aborto è un fatto reale, in grave espansione in
tanti Paesi, occorre disciplinarlo, che è il compito esclusi-
vo dello Stato.» Il procurato aborto, dice un giudice italia-
no, deve cessare di essere di fatto il reato dei poveri
(L'avortement provoqué doit cesser d'être en effet, en réa-
lité, le crime des pauvres).
Certo l'aborto non ha da essere diffuso e auspicato: esso
è un estremo approdo, capace di un atto di giustizia che
richiede di mettere le donne cadute in quel disagio su
uguale piano d'opportunità: di liberarsi fin quando l.'em-
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brione non è vitale, di qualcosa che non si è voluto, che è
un risultato accidentale, la cui maturazione definitiva por-
terebbe, come quasi sempre porta, a un essere umano
infelice. Certo, questa, fra le tante liberalizzazioni che l'uo-
mo ha acquisito nei secoli, è una liberalizzazione per la
donna. Ma ha senso soltanto se l'embrione, il feto, è qual-
cosa che la donna sente in sé come corpo estraneo.

Entriamo così nel vivo drammatico interrogativo cui nes-
suno può sfuggire. L'aborto è un infanticidio? Se lo cre-
dessimo, se ne fossimo obiettivamente convinti, sempre in
quei limiti dei tre mesi, che ci paiono insuperabili, non
l'accetteremmo mai. E di conseguenza, l'altra fondamenta-
le domanda: quando inizia la vita? Nessuno lo sa: e le
risposte non sono definitive, ma subiscono l'evoluzione
che l'angosciosa realtà loro impone. Voler penetrare, con
la miseria dei nostri mezzi e delle nostre conoscenze, in
questo mistero che nessuno ha mai saputo risolvere, sa-
rebbe atto di somma presunzione. E allora confidiamo in
chi ne sa più di noi, a chi per scienza ha sentito d'avere
l'autorità per poter dare una risposta. Ci sono inconcilia-
bili divergenze: secondo alcuni la vita è già tale prima
della fusione delle due cellule. Ce ne sono di quelli che
affermano che la vita è vitale quando c'è la fusione delle
cellule, o a un certo momento - quale? - dopo la congiun-
zione. Jacques Monod, premio Nobel di fisiologia e di me-
dicina, membro del Collège de France, dichiara: «Vi è una
confusione quasi deliberata che vorrebbe far credere al
nostri concittadini che l'aborto relativamente precoce sia
equivalente o quasi a un'infanticidio. È un errore mostruo-
so, l'aborto non è infanticidio. Biologicamente è falso con-
siderare il feto di qualche settimana, di quindici, sedici
fino a venti settimane, un essere umano che dev'essere
difeso da una legislazione analoga a quella che difende
l'essere umano.» Se la donna, che pur ha accettato o de-
siderato l'evento senza volerne le conseguenze, veramen-
te non sente la sublime altezza del sentimento materno,
ciò che lascia presagire per il nascituro una vita ai mar-
gini della società, senza premure e senza affetto, perché
vogliamo imporre a lei un sacrificio che non sente di poter
sopportare e al bambino prospettare, proprio da sua ma-
dre, un rifiuto di calore e di affetto? «Bisogna essere certi
- scrive Italo Calvino - che il bambino verrà al mondo ac-
colto come figlio e non come un indesiderabile. Non basta
l'evento biologico dell'aver preso origine da uno spermato-
zoo e un ovulo umani a un essere umano: esso sarà
«umano» solo in quanto attraverso il sorriso, la parola, le
relazioni affettive, l'aiuto, non sia altro che un animale
sbigottito e frenetico, disadattato a qualsiasi ambiente.»

Per nessuno l'aborto è una conquista. È vero, per contro,
che per tutti è un dramma. Per la donna che lo desidera,
come per la società costretta a tollerarlo. Ma una conqui-
sta di libertà per la donna, pur nei limiti imposti dalla ra-
gione e dalla morale, è pur sempre un grosso passo avanti
.proprio perché responsabilizzazione è anche acquisizione
di libertà. L'individuo s'innalza anche spiritualmente a ma-
no a mano che perviene a libertà nuove, tanto più faticose
da raggiungere quanto più si cerca d'anticipare i tempi e
di non essere travolti dalle loro prementi esigenze.

La depenalizzazione limitata dell'aborto è una vittoria-con-
tro l'ipocrisia, il malcostume, la innegabile speculazione,
l'ineguaglianza tra donne che «possono» e donne che
hanno il solo diritto di subire e di penare e magari di ver-
gognarsi. Ma vittoria anche, in molti casi, contro l'ignoran-
za.

Voterò con tranquillo animo, e dopo maturato e sofferto
convincimento, la soluzione dei termini (Fristenlösung) a
cui più tardi si perverrà. Ma qualora essa non fosse accol-
ta da questa Camera, ci rimarrebbe ancora una possibilità
di perspicace saggezza politica: accettare la proposta del
Consiglio federale che contempla, fra le altre indicazioni,
anche quella sociale. Meno di cosi, si rischierebbe di fare
dell'aborto, in tempi che inducono a non procrastinabili
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decisioni d'importanza nazionale, l'argomento di scontro
frontale nella Svizzera dei prossimi anni.
Ma c'è di più e d'essenziale: la libertà della donna è pre-
servata. Se la sua coscienza o la sua morale o la sua fede
non le consente d'accettare l'aborto, essa vi si opporrà,
magnificando anzi il suo sacrificio e dimostrandosi capace
di affrontarlo, con coraggiosa determinazione; la sua liber-
tà d'apprezzamento è preservata, la sua coscienza non
violata.
Siamo dunque a favore di una limitata libera scelta, per
respingere con determinazione la libertà dell'aborto clan-
destino, che è la vera piaga da sconfiggere.

Stadelmann: Die Frage der Regelung des Schwanger-
schaftsabbruches hat neben ethischen und sozialen auch
juristische und staatspolitische Aspekte, die nicht ver-
nachlässigt werden dürfen. Die weitgehende Freigabe des
Schwangerschaftsabbruches, wie sie insbesondere bei der
Fristenlösung gegeben ist, führt - und das scheint mir
entscheidend - durch Schmälerung der Ehrfurcht vor dem
Leben schlechthin zu .einer Relativierung des menschli-
chen Lebens an sich. Das ist keineswegs eine doktrinäre
oder dogmatische Feststellung, sondern eine durchaus
praktische. Ist es ein Zufall, dass gleichzeitig mit dem Ruf
nach der Freigabe des Schwangerschaftsabbruches auch
der Ruf nach Freigabe der Euthanasie erfolgt? Ist es ein
Zufall, dass mit der Erhöhung der Zahl der Abtreibungen
in Ungarn parallel auch eine Erhöhung der Zahl der Tö-
tung neugeborener Kinder einherging?
Die Anhänger der Fristenlösung gehen von Voraussetzun-
gen aus, die zum Teil widerlegt, zum Teil nicht bewiesen
sind. Die Annahme, bei der Fristenlösung nehme zwar die
Zahl der legalen Aborte zu, dafür nehme die Zahl der ille-
galen Aborte entsprechend ab, kann nicht belegt werden;
diese Gleichung geht nicht auf. Es ist keineswegs bewie-
sen, dass die Zahl der illegalen Aborte erheblich zurück-
geht, wenn die Abtreibung weitgehend freigegeben wird.
Es steht hier Behauptung gegen Behauptung, und beide
Teile können sich auf Zahlenmaterial berufen. Die Annah-
me erscheint glaubhaft, dass eine weitgehende Liberalisie-
rung des Schwangerschaftsabbruches oder gar schon die
intensive Propaganda dafür die Gesamtheit der Bevölke-
rung abtreibungsfreudiger macht. Was aber keine blosse
Annahme, sondern eine unbestrittene Tatsache darstellt,
ist die Feststellung, dass die Zahl der legalen Aborte je
nach Grad der Liberalisierung mehr oder weniger massiv
in die Höhe schnellt. Zählte man in England vor dem «Ab-
ortion Act» vom Jahre 1967 -noch 9700 legale Aborte, so
waren es 1968 bereits 16800 und 1969 über 33000. Inzwi-
schen soll die Zahl auf 170000 angestiegen sein, davon
50000 an Ausländerinnen. Noch krasser sind die Zahlen
von New York City, nämlich 890 im Jahr 1968 und über
200000 im Jahre 1971. Dass davon 70 Prozent illegal ab-
getrieben worden wären, wie gestern behauptet wurde,
wage ich zu bezweifeln. Wir müssen also annehmen, dass
die Einführung der Fristenlösung zu einer wesentlichen
Erhöhung der Gesamtzahl der Aborte führt. Das ist weder
bevölkerungspolitisch noch vom Standpunkt der Volksge-
sundheit aus erwünscht. Ich werde darauf zurückkommen.
Als unrealistisch hat sich auch die Annahme erwiesen,
dass sich die Zahl der illegalen Aborte in der Schweiz
jährlich auf 50000 belaufe, das ergäbe auf zwei Geburten
beinahe eine illegale Abtreibung. Selbst der Urheber die-
ser Zahl, Herr Dr. Stamm, ist von ihr abgerückt, und ande-
re Erhebungen kamen zu vollständig abweichenden Ergeb-
nissen. So rechnet Dr. Wäspi, Aarau, mit einer illegalen
Abtreibung auf 200 Geburten. Was für ein Stellenwert der
Zahl 50 000 zuzumessen ist, ergibt sich daraus, dass
Dr. Stamm z. B. davon ausging, zwei Drittel aller Kinder
seien vorehelich gezeugt. Nach der amtlichen Statistik wa-
ren es im Jahre 1971 nicht einmal ein Drittel, genau 27
Prozent. Der gleiche Autor behauptete, ein Zehntel aller
Kinder würden ohne legitimen Vater aufwachsen. Nach
der amtlichen Statistik waren es 3,7 Prozent. Ich verweise
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Sie auf die Publikation von Professor Dr. Karl Müller über
die demographische Situation in der Schweiz in der
«Schweizerischen Aerztezeitung» Nr. 51/1973. Man wird mir
verzeihen, wenn ich das Zahlenmaterial des Kronzeugen
der Fristenlösung, Dr. Stamm, nicht zum vollen Nennwert
nehmen kann.
Die Befürworter der Fristenlösung tragen sodann der Tat-
sache zu wenig Rechnung, dass jeder Schwangerschafts-
abbruch, sei er legal oder illegal, zu schweren gesundheit-
lichen Störungen der Frau führen kann, auch wenn der
Abbruch selbst scheinbar problemlos verläuft; ich verwei-
se auf die Ausführungen von Frau Spreng. Es ist eine Er-
fahrungstatsache, dass die Freigabe des Schwanger-
schaftsabbruches die Gefahr mit sich bringt, dass der Ab-
ort zum üblichen Mittel der Familienplanung wird, was mit
der Zeit verheerende Folgen für die Gesundheit haben
muss. Das war mit ein Grund, weshalb man in verschiede-
nen kommunistischen Staaten von der ursprünglichen
Freigabe des Schwangerschaftsabbruches abkam. Es ist
allerdings zuzugeben, dass im Antrag der Mehrheit der
Kommission gewisse Sicherheiten eingebaut sind, insbe-
sondere die obligatorische Beratung. Man muss sich aber
im klaren sein, dass die Beratungsstelle wenig ausrichten
kann, wenn die Frau - eventuell unter dem Druck von
Drittpersonen - zur Abtreibung entschlossen ist und der
Beratungsstelle keine Entscheidungsbefugnis zukommt,
d. h. wenn sie den Abbruch nicht verweigern kann. Darauf
hat uns Frau Dr. Mall, die Leiterin 'der Beratungsstelle in
Basel, ausdrücklich aufmerksam gemacht. Das gleiche
kann uns unsere Kollegin Frau Spreng bestätigen. Frau
Dr. Mall hat auch darauf hingewiesen, dass viele Frauen
bei Freigabe des Schwangerschaftsabbruches auf Emp-
fängnisverhütung verzichten werden, was aus einer Befra-
gung hervorging. Man kann also von einer besseren Auf-
klärung in Sachen Familienplanung nicht alles Heil erwar-
ten.
Wenn damit argumentiert wird, die Fristenlösung sei eine
tolerante Lösung, es werde niemand zur Abtreibung ge-
zwungen, die Gewissensfreiheit jedes einzelnen bleibe ge-
wahrt, so ist das eine unzulässige Vereinfachung des Pro-
blems. Die Abortseuche macht vor keinen Grenzen Halt.
Es stehen hier Dinge auf dem Spiel, welche die ganze
Volksgemeinschaft berühren. Es kann uns allen nicht
gleichgültig sein, wenn die Ehrfurcht vor dem Leben ganz
allgemein in Mitleidenschaft gezogen wird; es kann uns
nicht gleichgültig sein, wenn die bereits eingeleitete
Ueberalterung des Schweizervolkes noch weitergetrieben
wird und wir zu einem sterbenden Volk werden. Es kann
uns aber auch nicht gleichgültig sein, wenn die Volksge-
sundheit durch das Ueberhandnehmen widernatürlicher
ärztlicher Eingriffe Schaden leidet. Es werden hier nicht
allein ethische Werte in Frage gestellt, die man je nach
Weltanschauung verschieden beurteilt, sondern eminent
staatspolitische.

M. Baechtold-Lausanne: Le groupe socialiste a décidé de
rejeter la proposition Bonnard. En effet, il estime vaine
une solution fédéraliste. Comme si la liberté de cons-
cience et la liberté religieuse avaient une valeur relative
en Suisse! Comme si les minorités ne devaient plus comp-
ter dans chaque canton sur le législateur fédéral! Comme
si un retour de trente-cinq ans en arrière était concevable
dans un monde qui, tous les jours, tente d'universaliser la
protection de la personnalité! Monsieur Bonnard, vous re-
doutez les affrontements populaires sur cet objet, ils se-
ront malheureusement inévitables si la solution des délais
est rejetée car alors l'initiative sera maintenue.
Depuis trente-cinq ans, notre loi pénale sur l'avortement
fait figure d'accusée. Impuissante, puisqu'un minimum de
cas seulement sont soumis aux juges (d'ailleurs mal à
l'aise dans leur verdict), impunément violée dans les mi-
leux aisés, ayant ainsi fait de l'avortement, comme l'on
vient do le dire, «le délit du pauvre», cette loi doit dispa-
raître. Le seul compromis possible est celui proposé par

la majorité de la commission, soit la solution du délai qui
réglerait le problème sanitaire et laisserait à chacune sa
liberté de conscience. Cett3 solution favoriserait la pré-
vention, je veux dire par là l'enseignement de la contra-
ception. Toute femme pourrait alors bénéficier d'une con-
sultation franche, ni dissuasive ni moralisatrice, auprès
d'un médecin librement choisi. C'est le seul compromis
aussi aux yeux des initiants qui ne retireront leur initiative
.qu'à ce prix-là.
Cette solution du délai, il s'en est fallu d'un demi-cheveu
qu'elle soit celle du Conseil fédéral. On a souvent parlé de
l'esprit de compromis helvétique, notamment de celui de
notre gouvernement. Mais, »oyons francs, sur cette ques-
tion de l'avortement il n'y a pas eu de compromis possible
avec les partis confessionnels.
Ainsi, cette Suisse qui se vante d'avoir épuré sa constitu-
tion de tout ce qui pouvait paraître préjugés religieux - je
pense aux articles constitutionnels visant les Jésuites ou
l'abattage des animaux - va peut-être maintenant donner
au monde un spectacle digne des anciennes guerres de
religion. J'en veux pour preuve le cas unique dans les
annales fédérales d'un chef de justice et police qui se
dérobe à son devoir de présenter une loi au Parlement, au
nom de cette fameuse liberté de conscience que certains
d'entre vous veulent refuser aux femmes directement con-
cernées par l'avortement. La solution du Conseil fédéral,
elle, n'est pas un compromis. Elle durcit la loi actuelle:
sur le plan médical, en aggravant la notion de «santé de
la mère» par rapport à la définition de l'OMS; sur le plan
social, en retirant au médecin la possibilité de donner une
indication au bénéfice de «travailleurs sociaux diplômés»
dont on ignore qui les paiera - en tout cas pas la Confé-
dération, a dit M. Chevallaz - travailleurs sociaux dont on
peut douter qu'ils pourront terminer leur rapport dans le
délai voulu, d'où recrudescence des avortements clandes-
tins.
Quant à la solution de la minorité de la commission, dit
projet des indications, elle est une provocation aux au-
teurs de l'initiative et, si elle aboutissait, ce serait un flot
grandissant de Suissesses allant avorter en Hollande, en
Yougoslavie, en Grande-Bretagne ou à Domodossola, cela
pour la gloire professionnelle des gynécologues des can-
tons catholiques dont le rôl«! est réduit à réparer les muti-
lations éventuelles provoquées par d'autres qu'eux. Je ne
crois vraiment pas, Madame Blunschy, que des couples
sans descendant adopteron: volontiers des enfants anor-
maux. Ne leur demandons pas trop!
Collègues démocrates chrétiens et de l'Union du Centre,
oserais-je vous dire que le monde qui ne partage pas vos
convictions a les yeux fixés sur vous. Votre foi n'est pas
en cause, mais la liberté de penser l'est: la vôtre face aux
consignes de votre Eglise, la nôtre face à vous. En effet,
ne mêlons pas, je vous prie, l'aspect pénal et l'aspect mo-
ral de la question. Dans not-e code pénal, une disposition
interdit les relations sexuelles entre les moins de 16 ans,
en d'autres termes elle autorise les relations sexuelles dès
16 ans. Voulez-vous dire qj'à cause de cet article 191,
chez nous chaque jeune est autorisé à avoir des relations
sexuelles à partir de cet âge, que la morale religieuse et
familiale n'y peut mais? F'ouvez-vous affirmer que les
mœurs ont dégringolé en Suisse à cause de cet article et
que votre foi et votre religion en ont pâti? Allons donc!
Sur le plan moral, la famille et l'Eglise ont leur rôle à
jouer indépendamment du code pénal. Si telle femme veut
dissocier son comportement sexuel de sa capacité repro-
ductrice, un prêtre, un médecin, un parent, un juriste peut
tenter de l'en dissuader mais pas par la menace de la
prison. Cette menace-là, nous n'en voulons plus parce que
la décision d'avoir un enfant n'appartient pas à ceux qui
ne supporteront pas la charge de son éducation. «Il serait
dérisoire de renvoyer la future mère à sa conscience, si la
communauté nationale ne lui fournissait pas objectivement
et effectivement la possibilité de garder son enfant.» Il
paraît que c'est l'épiscopat français qui a écrit cela.
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Si vous refusez le compromis du délai, nous en décou-
drons donc dans les meetings populaires. Le ton changera
encore. Vous crierez «Oui à la vie!» et nous, nous enchaî-
nerons: «Oui à l'injustice, oui à l'inquisition, oui à la mise
sous tutelle des femmes, oui à leur vocation forcée de
reproductrice, oui aux enfants mal aimés, oui aux enfants
monstres, oui aux familles perturbées par des naissances
non désirées, oui aux chantages au fœtus, oui aux avorte-
ments clandestins, oui au marché noir de l'avortement, oui
à la panique et au suicide, oui aux femmes trouvées
mortes sur la table de cuisine d'un charlatan!» «Oui à la
vie!»: Dans ces meetings, vous exposerez - théorie dépas-
sée scientifiquement - qu'elle commence dès l'union du
spermatozoïde et de l'ovule. Nous vous répondrons: Pour-
quoi pas de baptême en cas de fausse couche? «Oui à la
vie!»: Vous prêcherez le devoir de préserver la naissance
possible d'un Mozart ou d'un Goethe; avec Simone de
Beauvoir, nous vous répondrons: Et aussi d'un Hitler! «Oui
à la vie!»: Vous répéterez qu'une femme enceinte ne peut
être juge et partie. Mais pourquoi poursuivre pénalement
celui qui lui donne un autre conseil que vous? Sur la
même lancée, nous vous demanderons comment vous
pouvez dire à la fois: oui à la vie et oui aux exportations
d'armes, oui à la vie mais non à la pilule du lendemain,
non à la contraception, non à l'éducation sexuelle, non à
la liberté d'opinion et de conscience? Sur ce chapitre-là,
nous dirons de quelle manière la liberté de pensée et
d'expression est respectée chez vous au sujet de l'avorte-
ment, de quelles pressions ont été ou n'ont pas été l'objet
vos hommes politiques. En effet que signifie, mes chers
collègues, la liberté d'expression et de conscience suisse,
s'il suffit dans tel canton d'être une minorité pour qu'on
vous la refuse?
Dans la dixième minute qui m'est impartie, j'ajouterai ceci:
je suis de ceux qui ont vécu en marge de la religion et
pourtant la respectent chez les autres. Mais si, à la suite
'de votre intransigeance, les propos que je tiens aujourd'hui
devant vous sur l'avortement, avec beaucoup d'autres,
peuvent encore m'amener devant un tribunal pénal parce
qu'ils auraient été proférés devant telle personne qui en
aurait fait tel usage, bref, si du fait de vos consignes reli-
gieuses, ma propre liberté de conscience et d'expression
est atteinte, alors la colère s'emparera de moi et nous
serons probablement des milliers, peut-être des dizaines
de milliers dans ce cas. Vous gagnerez ou vous perdrez
sur le plan de l'avortement mais votre religion en prendra
un coup, je vous l'assure. Je vous le dis sans plaisir mais
sans chagrin non plus.

Bräm: Bevor ich auf die sehr wichtige Frage einer umfas-
senden, ethisch fundierten Sexualerziehung und Sexual-
aufklärung unserer Jugend näher eingehe, umschreibe ich
kurz meine grundsätzliche Haltung zur Frage des
Schwangerschaftsabbruches. Ich schliesse mich den fol-
genden Resolutionspunkten der Schweizerischen Gesell-
schaft der Frauenärzte vom 25. November 1972 an:
«Die Schweizerische Gesellschaft der Frauenärzte ist sich
der Notwendigkeit bewusst, die unerwünschten oder die
durch zu grosse Risiken belasteten Schwangerschaften mit
allen Mitteln zu verhüten. Dagegen wünscht sie dringend
die intensivere Förderung der Sexualerziehung, Sexualauf-
klärung und der Familienberatungs- und Familienplanungs-
stellen, wo alle Vertrauens- und verständnisvolle Hilfe und
Rat finden können. In der Beurteilung der Indikation für
Schwangerschaftsunterbrechung ist eine unterschiedliche
Behandlung in den verschiedenen Stadien der Schwanger-
schaft nicht wünschenswert. Die Schweizerische Gesell-
schaft der Frauenärzte ist gegen eine Freigabe der
Schwangerschaftsunterbrechung im Verlaufe der ersten
drei Monate. Die gesetzlichen Verfügungen, welche die
Schwangerschaftsunterbrechung regeln, sollen in allen
Kantonen in gleicher Weise gehandhabt werden.»
Unterzeichnet ist diese Resolution unter anderem von
Herrn Generalsekretär Professor H. Stamm in Baden, ei-

nem Manne also, der von den Befürwortern der Fristenlö-
sung sehr häufig zitiert wird. Ich muss Ihnen gestehen: Da
komme ich nicht mehr ganz mit. Das war also 1972.
Ich erwähne diese Resolution, weil ich den Berufsstand
der Aerzte als Ganzes hoch einschätze. Sie sind nach mei-
ner Meinung am ehesten berufen, in Zusammenarbeit mit
der Politik, ethische Normen zu setzen.
Nun zu der einleitend erwähnten Frage; einer Frage, in der
meines Erachtens die sehr geschätzte Kollegin Sahlfeld et-
was vorzeitig resigniert hat. Vor mehr als fünf Jahren hatte
ich im Zürcher Kantonsrat die folgende Interpellation über
die Sexualaufklärung in den Schulen des Kantons Zürich
eingereicht:
«Ist der Regierungsrat bereit, die dem Entwicklungsstand
der Schüler angepasste Sexualaufklärung, erteilt durch
speziell ausgebildete und qualifizierte Persönlichkeiten, in
die Lehrpläne unserer Schulen einzubauen, um auf diese
Weise die gleichen Bestrebungen der Eltern sinnvoll zu er-
gänzen?» In der Folge hat der Regierungsrat - es war der
damalige aktive Erziehungsdirektor König - eine Kommis-
sion eingesetzt, welche ein Programm für die Sexualerzie-
hung erarbeiten musste, dass sich über verschiedene
Altersstufen erstreckt. Ich habe in dieser Kommission
während Jahren mitgearbeitet und hoffe sehr, dass das
sorgfältig erarbeitete Konzept, wie es in ähnlicher Form
in einigen Kantonen bereits realisiert ist, nach so vielen
Jahren des Erdauerns endlich auch im Kanton Zürich ver-
wirklicht werden kann. Ich wünsche dies nicht nur der
Zürcher, sondern der gesamten Schweizer Jugend.
Dabei meine ich, dass den Schülern die Sexualität nicht
als etwas «Isoliertes» dargelegt werden sollte; sie gehört
in den Gesamtzusammenhang der Lebenskunde hineinge-
stellt. In besonderer Weise betone ich, dass die Sexualer-
ziehung das Verantwortungsbewusstsein entwickeln und
stärken muss. Auch ist die von Anfang an enge Zusam-
menarbeit zwischen Elternhaus und Schule unerlässlich.
Tausende und aber Tausende von Jugendlichen sind in
dieser Frage ohne Aufklärung und Führung. Sie haben
kein «Geländer», an das sie sich halten können. Um ein
Wort von gestern zu wiederholen: Sie haben keine Leit-
planke. Sie bleiben ohne kritisches Wertungsvermögen und
sind dem riesigen Geschäft mit dem Sex wehrlos preisge-
geben. Zahlreich sind die Eltern, die aus in ihnen liegen-
den Gründen diese Aufklärung nicht geben können oder
sie nicht geben wollen. Hier kann und muss die Schule,
hier kann und müssen die Behörden, Föderalismus hin
oder her, etwas Tapferes tun. Mangelndes Verantwortungs-
gefühl vieler Jugendlicher in sexuellen Fragen und ab-
bröckelnde elterliche Autorität und Gleichgültigkeit führen
bei zahlreichen Jugendlichen zu gefährlichen Kurzschluss-
handlungen in diesem Bereich. Ich bitte den Bundesrat in-
ständig, unserer bedrängten Jugend zuliebe, und wenn ich
es so sagen darf, den geschäftstüchtigen Verführern zu-
leid, im Schosse der kantonalen Erziehungsdirektorenkon-
ferenz seinen gewichtigen Einfluss im Sinne dieses Anlie-
gens, das von Tausenden besorgter Eltern geteilt wird, gel-
tend zu machen. Wenn es gilt, unserer Jugend in einem
wichtigen Lebensbereich zu helfen, zukunftsweisend zu
helfen, hat die Stimme des Föderalisten zweitrangige Be-
deutung. Insbesondere bitte ich um bundesrätliche Erwä-
gung, ob die schulische Sexualaufklärung nicht über die
Ausführungsgesetzgebung gefördert werden könnte.
Äbschliessend nochmals ein Wort zur Frage: Fristenlösung,
ja oder nein? Sollen wir einmal mehr, Merkmal unserer
Zeit, den Weg des geringeren Widerstandes gehen? Bei
dieser Frage, ich komme nicht darum herum, denke ich
auch an die vielen Frauen, denen die wundersame Natur
ein sehnlichst erhofftes Kind versagt hat. Den Anhängern
der Fristenlösung, soweit sie, ich bringe hier eine Ein-
schränkung an, überspitzt sozial argumentieren, möchte
ich etwas mehr Lebensoptimismus und weniger Kleinmut
wünschen. Ich stelle aus dem eigenen Leben fest: Ver-
meintliche Bedrückung mit Bezug auf das werdende Kind
hat sich schon oft zum Guten gewendet.
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